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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

Neufassung der Satzung des 
Kommunalen Versorgungsverbandes Brandenburg 

- Zusatzversorgungskasse -

Bekanntmachung 
des Ministeriums des Innern und für Kommunales 

Gesch .Z .: 03-31-709-73/2024-004/002 
Vom 10 . Juli 2026

I.

Aufgrund von § 3 Absatz 2 Satz 3 des Gesetzes über den Kom-
munalen Versorgungsverband Brandenburg (KVBbgG) vom 
5 . März 2024 (GVBl . I Nr . 8) macht das Ministerium des In-
nern und für Kommunales als Rechtsaufsichtsbehörde die 
nachfolgende Neufassung der Satzung des Kommunalen Ver-
sorgungsverbandes Brandenburg - Zusatzversorgungskasse - 
bekannt . Die Satzung tritt gemäß § 3 Absatz 2 Satz 4 KVBbgG 
am Tag nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für Branden-
burg in Kraft .

Im Auftrag

...............

II.

Satzung  
des Kommunalen Versorgungsverbandes Brandenburg 

- Zusatzversorgungskasse -

Aufgrund des § 5 Absatz 1 des Gesetzes über den Kommunalen 
Versorgungsverband Brandenburg vom 5 . März 2024 (GVBl . I 
Nr . 8) hat der Fachausschuss Zusatzversorgungskasse folgende 
Satzung beschlossen:

Teil 1 
Bereichsübergreifende Vorschriften

§ 1
Rechtsform, Sitz und Aufsicht  

des Kommunalen Versorgungsverbandes

(1) Der Kommunale Versorgungsverband Brandenburg - im
Folgenden auch Kommunaler Versorgungsverband oder Ver-
sorgungsverband bezeichnet - ist durch Gesetz vom 26. Februar 
1993 mit Sitz in Gransee errichtet worden.

(2) Der Kommunale Versorgungsverband Brandenburg ist eine
Körperschaft des öffentlichen Rechts. Er erfüllt seine Aufgaben
im Rahmen der gesetzlichen und tarifrechtlichen Bestimmungen
in eigener Verantwortung und besitzt Dienstherrnfähigkeit.

(3) Der Kommunale Versorgungsverband Brandenburg unter-
liegt der Rechtsaufsicht des für Inneres zuständigen Ministe-
riums.

§ 2
Gliederung und Organe

(1) Der Versorgungsverband gliedert sich in die Versorgungs-
kasse und die Zusatzversorgungskasse.

(2) Organe des Versorgungsverbandes sind

1.	 der Verwaltungsrat,
2.	 der Direktor oder die Direktorin,
3.	 der Fachausschuss Versorgungskasse,
4.	 der Fachausschuss Zusatzversorgungskasse.

§ 3
Wirtschaftsplan, Jahresabschluss,  

Jahresabschlussprüfung, Vermögen

(1) Die Wirtschaftsführung des Kommunalen Versorgungs-
verbandes richtet sich nach den Vorschriften des Dritten Bu-
ches des Handelsgesetzbuches für große Kapitalgesellschaften
sowie Versicherungsunternehmen. Die Bilanz und die Gewinn- 
und Verlustrechnung sowie der Wirtschaftsplan werden nach
den Vorgaben der Versicherungsunternehmens-Rechnungs-
legungsverordnung vom 8. November 1994 (BGBl. I S. 3378),
die zuletzt durch Artikel 69 des Gesetzes vom 10. August 2021
(BGBl. I S. 3436) geändert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung gegliedert.

(2) Der Kommunale Versorgungsverband erstellt vor Beginn
des Geschäftsjahres einen nach Kassenbereichen getrennten
Wirtschaftsplan. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Der Wirt- 
schaftsplan setzt sich aus einem Erfolgsplan, einem Vermö- 
gensplan und einer Stellenübersicht zusammen; wobei der
Erfolgsplan analog der Gewinn- und Verlustrechnung als Plan-
rechnung und der Vermögensplan als Übersicht zu Bilanz-
postenveränderungen erstellt wird. Der Fachausschuss Zusatz-
versorgungskasse kann dem Verwaltungsrat für den Umgang
mit Aufwendungen von außergewöhnlicher Größenordnung
oder Bedeutung im Sinne des Handelsrechts eine Beschluss-
empfehlung übermitteln.

(3) Der Kommunale Versorgungsverband erstellt in den ers-
ten drei Monaten des Geschäftsjahres für das vergangene
Geschäftsjahr eine nach Kassenbereichen getrennte Jahres-
bilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung (Jahresabschluss)
einschließlich Anhang sowie einen Lagebericht. Der Jahres-
abschluss und der Lagebericht werden von einem Wirtschafts-
prüfer geprüft.

(4) Die Vermögen der Versorgungskasse und der Zusatzver-
sorgungskasse sind getrennt zu halten und so anzulegen, dass
Wertbeständigkeit, Liquidität und ein möglichst hoher Ertrag
gesichert sind. Auf eine angemessene Mischung und Streuung
ist zu achten. Die Kassenbereiche haften mit ihren Vermögen
nur für ihre eigenen Verbindlichkeiten. Verbandübergreifend
anfallende Gemeinkosten sind auf die Kassenbereiche sach-
gerecht aufzuteilen.
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Teil 2 
Organisatorische Verfassung der Zusatzversorgungskasse

§ 4
Organisation, Aufgaben und Rechtsgrundlagen

(1) Die Kasse führt den Namen „Kommunaler Versorgungs-
verband Brandenburg -Zusatzversorgungskasse-“. Sie umfasst
die Bereiche Mitgliederservice und Leistungsmanagement. Bei
der Durchführung der betrieblichen Altersversorgung steht die
Kasse nicht im Wettbewerb zu anderen Zusatzversorgungsein-
richtungen.

(2) Das Vermögen der Kasse wird als Sondervermögen geführt
und haftet nicht für Verbindlichkeiten der Versorgungskasse des 
Kommunalen Versorgungsverbandes, dessen Beihilfekasse und
dessen Zentralen Personalservice.

(3) Für die Erledigung der Geschäfte der Kasse beteiligt sich
diese anteilig an den Verwaltungskosten des Kommunalen Ver-
sorgungsverbandes Brandenburg einschließlich der Erstattung
der Kosten und der Gemeinkosten für das erforderliche Perso-
nal.

(4) Der Direktor des Versorgungsverbandes kann Durchfüh- 
rungsvorschriften zur Satzung erlassen.

(5) Die Kasse hat die Aufgabe, durch Versicherung den Be-
schäftigten ihrer Mitglieder nach Maßgabe tarifvertraglicher
Regelungen und im Rahmen dieser Satzung eine zusätzliche
Alters-, Erwerbsminderungs- und Hinterbliebenenversorgung zu
gewähren. Im Rahmen der betrieblichen Altersvorsorge steht die
Kasse den Mitgliedern und den Beschäftigten auch für eine frei-
willige Versicherung in Anlehnung an das Punktemodell offen.
Die organisatorische und technische Entwicklung oder ander-
weitige Beschaffung, Bereithaltung sowie Nutzung der zur Er-
füllung dieser Aufgaben benötigten IT-Infrastruktur gehört zu
den wesentlichen Aufgaben der Kasse.

(6) Die in der Satzung festgelegten Voraussetzungen und Inhalte
der Einzelversicherungsverhältnisse sowie die Versicherungs-
leistungen richten sich nach dem Tarifvertrag über die zusätz-
liche Altersvorsorge der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes
(Altersvorsorge-TV-Kommunal - ATV-K) vom 1.  März 2002,
der zuletzt durch den Änderungstarifvertrag Nummer  8 vom
10. November 2021 geändert worden ist, in der jeweils gelten-
den Fassung. Werden Bestimmungen des ATV-K geändert, die
Auswirkungen auf die Satzung der Kasse haben, so sind die ent-
sprechenden Satzungsvorschriften unverzüglich anzupassen. Die 
Kasse kann Änderungen der tarifvertraglichen Bestimmungen
zum Versicherungs- und Leistungsrecht auch vor Anpassung der
Satzungsvorschriften anwenden.

(7) Künftige Satzungsänderungen gelten, soweit nichts anderes
bestimmt wird, auch für bestehende Mitgliedschaften, Einzel-
versicherungsverhältnisse sowie für bereits bewilligte Ver-
sicherungsleistungen.

(8) Die Kasse kann nur durch Gesetz aufgelöst werden. Im
Falle der Auflösung sind zunächst die Verbindlichkeiten der
Kasse gegenüber Dritten zu erfüllen. Im Übrigen sind zunächst
die Ansprüche der Rentenempfänger auf Leistungen, soweit sie

auf freiwilligen Beitragsleistungen oder bis zum 31. Dezember 
1977 entrichteten Beiträgen beruhen, sicherzustellen und dann 
die Anwartschaften der bei der Kasse versicherten Personen auf 
diese Leistungen abzufinden. Aus dem restlichen Kassenver-
mögen sind die Ansprüche der Rentenempfänger hinsichtlich 
anderer als der in Satz 3 angeführten Leistungsteile abzufinden.

§ 5
Fachausschuss Zusatzversorgungskasse

(1) Der Fachausschuss Zusatzversorgungskasse besteht aus
acht Vertretern, von denen vier aus dem Kreis der Kassenmit-
glieder und vier aus dem Kreis der Pflichtversicherten von der
Rechtsaufsichtsbehörde berufen werden. Gleiches gilt für die
Stellvertreter. Die Amtszeit des Fachausschusses beginnt am
Tage der ersten Sitzung nach der Berufung und endet am Tage
vor der ersten Sitzung des neu gebildeten Fachausschusses. 
Wiederberufung ist zulässig. Die Vertreter der Kassenmit-
glieder und ihre Stellvertreter werden von den kommunalen
Spitzenverbänden, die Vertreter der Versicherten und ihre Stell-
vertreter von den Spitzenorganisationen der zuständigen Ge-
werkschaften nach jeder landesweiten Wahl der Gemeindever-
tretungen vorgeschlagen.

(2) Der Fachausschuss wählt aus seiner Mitte unter dem Vorsitz 
des anwesenden lebensältesten Mitglieds einen Vorsitzenden
und dessen Stellvertreter. Für die Wahl gilt § 40 Absatz 3 bis 5
der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg entspre- 
chend. Der Vorsitzende und der Stellvertreter können mit der
Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder des Fach-
ausschusses abgewählt werden. Wird der Vorsitzende aus dem
Kreis der Vertreter der Kassenmitglieder gewählt, soll sein
Stellvertreter dem Kreis der Pflichtversichertenvertreter an-
gehören; ist der Vorsitzende Pflichtversichertenvertreter, soll
sein Stellvertreter aus dem Kreis der Vertreter der Kassenmit-
glieder gewählt werden. Die Wiederwahl ist zulässig.

(3) Die Mitgliedschaft endet außer durch Zeitablauf mit dem
Verlust der Eigenschaft, aufgrund derer die Berufung erfolgte
oder auf Antrag des Mitglieds. Für den Rest der Amtszeit ist ein 
Nachfolger zu berufen.

(4) Zu den Sitzungen des Fachausschusses lädt der Vorsitzende
mit mindestens vierzehntägiger Frist unter Bekanntgabe der
im Benehmen mit dem Direktor des Versorgungsverbandes
festgesetzten Tagesordnung schriftlich ein. Die Sitzungen des
Fachausschusses sind nicht öffentlich.

(5) Der Fachausschuss ist vom Vorsitzenden einzuberufen,
wenn mindestens drei seiner Mitglieder dies unter Angabe der
Gründe beantragen.

(6) Der Direktor des Versorgungsverbandes bereitet die Sit-
zungen vor und nimmt an ihnen mit beratender Stimme teil. Er
kann jederzeit das Wort verlangen. Zu den Sitzungen können
weitere für die Kasse tätige Dienstkräfte hinzugezogen werden.

(7) Der Fachausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens
fünf seiner Mitglieder anwesend sind. Ist eine Angelegenheit
wegen Beschlussunfähigkeit des Fachausschusses zurück-
gestellt worden und wird der Fachausschuss zum zweiten Mal
zur Verhandlung über denselben Gegenstand einberufen, so ist
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er ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschluss-
fähig. Bei der Einladung zur zweiten Sitzung muss auf diese 
Bestimmung ausdrücklich hingewiesen werden.

(8) In geeigneten Fällen kann der Vorsitzende ohne Sitzung
schriftlich abstimmen lassen. Auf Antrag von mindestens drei
Mitgliedern des Fachausschusses ist jedoch eine mündliche Be-
ratung und Abstimmung in einer Sitzung herbeizuführen.

(9) Der Fachausschuss entscheidet mit einfacher Stimmen-
mehrheit. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 
§ 5 Absatz 2 und 3 bleibt unberührt.

§ 6
Aufgaben des Fachausschusses

(1) Der Fachausschuss bereitet die Beschlüsse des Verwaltungs-
rates vor und beschließt über diejenigen Angelegenheiten, die
nicht anderen Organen des Versorgungsverbandes vorbehalten
sind. Insbesondere beschließt er über:

1.	 die Satzung und ihre Änderungen,
2.	 die Bestellung des Verantwortlichen Aktuars,
3.	 Grundsatzfragen der Finanzierung, insbesondere den Um-

lagesatz (§  62 Absatz  1), die Höhe der Zusatzbeiträge 
(§ 64), die Verteilung der Überschüsse (§§ 66 und 68) und
über Maßnahmen zur Deckung von Fehlbeträgen (§ 59),

4.	 die Aufnahme und Kündigung freiwilliger Mitglieder,
5.	 Erwerb und Veräußerung von Grundvermögen,
6.	 Richtlinien für die Vermögensanlage (§ 54),
7. die Verwendung des Vermögens bei der Auflösung der

Kasse.

(2) Der Fachausschuss übermittelt dem Verwaltungsrat eine
Beschlussempfehlung

1.	 zum Wirtschaftsplan und seinen Änderungen,
2.	 zur Feststellung des Jahresabschlusses und zur Genehmi- 

gung des Lageberichts sowie die Verwendung des Jahres-
ergebnisses,

3.	 zur Entlastung des Direktors,
4.	 für die Beauftragung eines Wirtschaftsprüfers oder einer 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft,
5.	 für die Beauftragung Dritter mit der Durchführung von 

Aufgaben nach dem Gesetz über den Kommunalen Ver-
sorgungsverband Brandenburg sowie die Übernahme sol-
cher Aufgaben für Dritte.

(3) Die Satzung und ihre Änderungen bedürfen der Geneh- 
migung der Rechtsaufsichtsbehörde. Satzungsänderungen, die
auf einer Änderung des Versorgungstarifvertrages beruhen,
sind diesem anzuzeigen.

§ 7
Öffentliche Bekanntmachung der Satzung

Die Satzung und ihre Änderungen sowie die Genehmigung der 
Rechtsaufsichtsbehörde sind im Amtsblatt für Brandenburg be-
kannt zu machen. Sie treten, wenn kein anderer Zeitpunkt in 
der Satzung bestimmt ist, am Tag nach der Bekanntmachung in 
Kraft. Der Direktor des Versorgungsverbandes kann den Wort-
laut der Satzung, wie er sich aus Satzungsänderungen ergibt, 

neu bekannt machen und dabei Unstimmigkeiten des Wort-
lautes bereinigen.

§ 8
Niederschrift, Schrift- und Textform

(1) Über den wesentlichen Inhalt und über die Beschlüsse jeder
Fachausschusssitzung ist eine Niederschrift zu fertigen, die
vom Vorsitzenden und von einem weiteren Fachausschussmit-
glied zu unterzeichnen oder in Textform zu kennzeichnen ist.

(2) Die Niederschrift wird den Fachausschussmitgliedern,
deren Stellvertretern, den Verwaltungsratsmitgliedern, deren
Stellvertretern und dem für Inneres zuständigen Ministerium
übersandt oder digital bereitgestellt.

(3) Die Verwendung der Schriftform steht der Verwendung der
Textform gleich.

(4) Anstelle papiergebundener Dokumente können Sitzungs-
unterlagen auch elektronisch zur Verfügung gestellt werden,
sofern der Zugang für die Beteiligten nach Absatz 2 unter Be-
achtung der Datenschutz- und Datensicherheitsvorgaben ge-
währleistet ist.

§ 9
Tonaufzeichnungen und Transkription

(1) Zur Erstellung der Niederschrift über die Sitzungen des
Fachausschusses können die Wortbeiträge der Teilnehmenden
in Form einer Tonaufzeichnung erfasst werden. Die Auf-
zeichnung dient ausschließlich der Anfertigung und Kontrolle
eines zusammenfassenden Protokolls über den wesentlichen
Verlauf der Sitzung.

(2) Rechtsgrundlage der Datenverarbeitung ist die Wahrneh- 
mung der dem Fachausschuss gesetzlich übertragenen Auf-
gaben und die Erfüllung seiner Dokumentationspflichten.

(3) Die Tonaufzeichnung kann separat oder mittels eines Auf-
zeichnungssystems und einer Transkriptionssoftware, bei deren
Datenverarbeitung künstliche Intelligenz (KI) Anwendung fin-
det, vorgenommen werden. Die transkriptionsbezogene Daten-
verarbeitung erfolgt im Hause des Versorgungsverbandes mit
einer Software, auf die ausschließlich der eigenhändige Zugriff 
möglich ist, oder durch einen Auftragsverarbeiter auf Grund-
lage einer Auftragsverarbeitungsvereinbarung. Die Nutzung
der Daten zu eigenen Zwecken des Auftragsverarbeiters, ins-
besondere zu Trainingszwecken von KI‑Modellen, ist aus-
geschlossen. Zur Transkription wird keine Hochrisiko-KI ein-
gesetzt.

(4) Die Sitzungsteilnehmer werden zu Beginn der Sitzung über
die Aufzeichnung, deren Zweck, die Empfänger der Daten,
die Speicherdauer sowie ihre Rechte nach der Datenschutz-
Grundverordnung informiert. Die Einwilligungen zur Tonauf-
zeichnung und zur Transkription erfolgen vor deren Beginn
auf Abfrage des Vorsitzenden per Handzeichen. Sie sind pro-
tokollarisch zu dokumentieren. Die Sitzungsteilnehmer haben
jederzeit das Recht, ohne Angabe von Gründen der Tonauf-
zeichnung sowie der Transkription gänzlich oder in Teilen zu
widersprechen. Bei den einzuholenden Einwilligungen handelt
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es sich nicht um solche der datenschutzrechtlichen Art. Viel-
mehr dienen sie als zusätzliche Tatbestandsvoraussetzung der 
Abmilderung der Eingriffsintensität der Datenverarbeitung.

(5) Über die Zulässigkeit von Tonaufzeichnung und Transkrip-
tion in der jeweiligen Sitzung entscheidet der Vorsitzende. Auf
Verlangen ist jedem Sitzungsteilnehmer Zugang zur Tonauf-
zeichnung oder zum Transkript zu gewähren.

(6) Die Tonaufzeichnungen werden spätestens vier Wochen
nach Genehmigung des Protokolls gelöscht, soweit keine län-
gere Aufbewahrung im Einzelfall zur Geltendmachung, Aus-
übung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen erforderlich
ist. Der Zugriff auf die Tonaufzeichnungen ist auf einen engen,
dokumentierten Personenkreis beschränkt.

(7) Die Aufzeichnungen und Transkripte werden durch an-
gemessene technische und organisatorische Maßnahmen vor
unbefugtem Zugriff, Veränderung und Verlust geschützt.

§ 10
Aufgaben des Verantwortlichen Aktuars

(1) Der Verantwortliche Aktuar hat jährlich die Finanzlage der
Kasse daraufhin zu überprüfen, ob die dauernde Erfüllbarkeit
der eingegangenen Verpflichtungen der Kasse gewährleistet ist
und hierüber dem Fachausschuss zu berichten. Er hat unter der
Bilanz zu bestätigen, dass die Deckungsrückstellungen für die
Pflichtversicherung und die freiwillige Versicherung dem ver-
sicherungstechnischen Geschäftsplan entsprechen.

(2) Sobald er bei der Erfüllung der ihm obliegenden Aufgaben
erkennt, dass die Voraussetzungen für die Bestätigung nach Ab-
satz 1 nicht oder nur eingeschränkt vorliegen, hat er den Di-
rektor, und wenn dieser der Beanstandung nicht unverzüglich
abhilft, den Fachausschuss zu unterrichten.

(3) Er hat die Überschüsse auf der Grundlage einer ver-
sicherungstechnischen Bilanz, die auf anerkannten Regeln der
Versicherungsmathematik beruht, zu ermitteln und dem Fach-
ausschuss Vorschläge für die Verwendung von Überschüssen
vorzulegen.

(4) Der Direktor ist verpflichtet, dem Verantwortlichen Ak-
tuar sämtliche Informationen zugänglich zu machen, die zur
ordnungsgemäßen Erledigung seiner Aufgaben gemäß Ab-
satz 1 bis 3 erforderlich sind.

Teil 3 
Versicherungsverhältnisse

Kapitel 1 
Das Mitgliedsverhältnis

§ 11
Voraussetzungen der Mitgliedschaft

(1) Pflichtmitglieder der Kasse sind

1.	 Gemeinden,
2.	 Landkreise,

3.	 Verbandsgemeinden,
4.	 Ämter,
5.	 kommunale Zweckverbände,
6. kommunale Anstalten des öffentlichen Rechts und ge-

meinsame kommunale Anstalten des öffentlichen Rechts
sowie

7. öffentlich-rechtliche Sparkassen

mit zusatzversorgungsberechtigten Arbeitnehmern.

(2) Die Pflichtmitgliedschaft entsteht mit dem Eintritt ihrer
Voraussetzungen.

(3) Freiwillige Mitglieder der Kasse können sein

1. Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen
Rechts, die nicht unter Absatz 1 fallen,

2.	 kommunale Spitzenverbände und vergleichbare kommuna-
le Spitzenorganisationen,

3. Verbände von Körperschaften des öffentlichen Rechts,
4.	 juristische Personen des Privatrechts, an denen Gemeinden

und Gemeindeverbände überwiegend beteiligt sind,
5.	 andere juristische Personen des Privatrechts, soweit sie 

kommunale Aufgaben erfüllen und ihr dauernder Bestand 
gesichert erscheint.

(4) Voraussetzung für den Erwerb der Mitgliedschaft ist, dass
der Arbeitgeber ein für die Mitglieder der in der Vereinigung
der kommunalen Arbeitgeberverbände zusammengeschlossenen
Arbeitgeberverbände geltendes Versorgungstarifrecht oder in
Bezug auf die Leistungen ein Tarifrecht wesentlich gleichen
Inhalts tarifvertraglich oder allgemein einzelarbeitsvertraglich
anwendet.

(5) Voraussetzung für den Erwerb einer Mitgliedschaft durch
eine juristische Person des Privatrechts im Sinne von § 11 Ab-
satz 3 Nummer 4 oder Nummer 5 ist ferner, dass sie

1.	 einen Zuschlag in Höhe von 50 Prozent der jeweiligen Um-
lage zahlt oder

2. eine unwiderrufliche Verpflichtungserklärung einer oder
mehrerer juristischen Person des öffentlichen Rechts, deren
Insolvenzfähigkeit durch Gesetz ausgeschlossen ist, bei-
bringt, im Falle der Beendigung der Mitgliedschaft die Auf-
gabengebiete einschließlich der ihnen zugehörigen pflicht-
versicherten Beschäftigten zu übernehmen oder

3.	 in Höhe des auf den Zeitpunkt des beabsichtigten Beginns 
der Mitgliedschaft in entsprechender Anwendung des 
§ 15a Absatz 1 bis 4 in Verbindung mit § 15 Absatz 5 vom
Verantwortlichen Aktuar der Kasse zu ermittelnden Aus-
gleichsbetrags
a) eine unwiderrufliche Verpflichtungserklärung einer

oder mehrerer juristischer Personen des öffentlichen
Rechts, deren Insolvenzfähigkeit durch Gesetz aus-
geschlossen ist oder

b) eine unwiderrufliche Deckungszusage eines im Inland
zum Geschäftsbetrieb zugelassenen Versicherungs-
unternehmens oder

c) eine selbstschuldnerische Bankbürgschaft eines im In-
land zum Geschäftsbetrieb zugelassenen und mit einer
Institutssicherung versehenen Kreditinstituts vorlegt.



Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 31 vom 12. August 2026690

Die Kosten für die versicherungsmathematische Berechnung 
des Ausgleichsbetrages hat die an einer Mitgliedschaft interes-
sierte juristische Person des Privatrechts zu tragen.

Die Kasse kann ein anderes Sicherungsmittel zulassen.

§ 12 
Fortsetzung von Mitgliedschaften

(1) Die Kasse kann mit einem Mitglied, bei dem die Mitglied-
schaftsvoraussetzungen entfallen, die Fortsetzung der Mit- 
gliedschaft vereinbaren. § 11 Absatz 5 findet entsprechende An- 
wendung.

(2) Ist in dieser Vereinbarung vorgesehen, dass nur die in 
dem in der Vereinbarung festgelegten Zeitpunkt vorhandenen 
pflichtversichert Beschäftigten weiterhin zu versichern sind, so 
kann die Zahlung eines Abgeltungsbetrages verlangt werden, 
der nach den anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik 
gewährleistet, dass zusammen mit den laufenden Umlagen die 
Verpflichtungen aufgrund

1.	 der Ansprüche und Anwartschaften im Sinne des §  15a 
Absatz 1 und der verfallbaren Anwartschaften aus den am 
Stichtag bestehenden Pflichtversicherungen,

2.	 der künftigen Ansprüche und Anwartschaften aus den am 
Stichtag bestehenden Pflichtversicherungen

auf Dauer erfüllt sind und die Verwaltungskosten abgedeckt 
werden können. Als Stichtag gilt der Tag des Ausscheidens; 
§ 15 Absatz 5 und § 15a Absatz 2 bis 6 gelten entsprechend.

(3) Im Rahmen der Vereinbarung kann vorgesehen werden, 
dass nach Ablauf eines Deckungsabschnittes die den Be-
rechnungen nach Absatz  2 zugrundeliegenden versicherungs-
mathematischen Annahmen unter Berücksichtigung der zwi- 
schenzeitlichen Entwicklung überprüft werden. Ergeben sich 
Überzahlungen, sind diese zu verrechnen; ergeben sich Fehl-
beträge, ist das Mitglied zum Ausgleich verpflichtet. Scheidet 
ein Mitglied aus, das einen Abgeltungsbetrag ganz oder teil-
weise geleistet hat, so ist auf den Ausgleichsbetrag nach § 15a 
der bereits geleistete Abgeltungsbetrag anzurechnen.

(4) Die Kosten für die erforderlichen versicherungsmathema- 
tischen Berechnungen trägt das Mitglied.

(5) Eine besondere Vereinbarung kann die Kasse auch mit einem 
Arbeitgeber abschließen, der die Voraussetzungen des § 11 nicht 
erfüllt und der bisher weder bei der Kasse noch bei einer Zu-
satzversorgungseinrichtung, zu der Versicherungen übergeleitet 
werden, Mitglied ist, wenn der Arbeitgeber von einem Mit-
glied Aufgaben und bisher pflichtversichert Beschäftigte über-
nommen hat. Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend. Für die 
Berechnung des Abgeltungsbetrages im Sinne des Absatzes 2 
Satz  1 Nummer  1 sind dem Arbeitgeber auch die Ansprüche 
und Anwartschaften aufgrund früherer Pflichtversicherungen 
über das Mitglied zuzurechnen, die dem übernommenen Be-
stand zuzuordnen sind. Kann nicht festgestellt werden, welche 
Ansprüche und Anwartschaften dem übernommenen Bestand 
zuzuordnen sind, sind die Anwartschaften und Ansprüche in 
dem Verhältnis zuzurechnen, das dem Verhältnis der Zahl der 
übernommenen Beschäftigten zur Gesamtzahl der am Tag vor 

der Personalübernahme über das Mitglied pflichtversicherten 
Beschäftigten entspricht.

§ 13 
Erwerb, Inhalt und Pflichten der Mitgliedschaft

(1) Die Rechtsbeziehungen zu den Kassenmitgliedern richten 
sich nach öffentlichem Recht. Ihr Inhalt wird durch die Vor-
schriften dieser Satzung bestimmt. Streitigkeiten zwischen der 
Kasse und Mitgliedern entscheidet der Fachausschuss.

(2) Die Mitgliedschaft wird durch Aufnahme begründet, soweit 
diese nicht gesetzlich vorgeschrieben ist. Die Kasse entscheidet 
über den Aufnahmeantrag des Arbeitgebers schriftlich nach 
pflichtgemäßem Ermessen. Zur Vermeidung besonderer finan-
zieller Belastungen kann die Aufnahme von Auflagen und Be-
dingungen abhängig gemacht werden. In der Entscheidung ist 
der Zeitpunkt, in dem die Mitgliedschaft beginnt, festzusetzen.

(3) Das Mitglied ist verpflichtet, die Vorschriften der Satzung 
einzuhalten und der Kasse unentgeltlich über alle Umstände 
und Verhältnisse Auskunft zu erteilen, die für den Vollzug der 
Vorschriften dieser Satzung von Bedeutung sind. Es ist ins-
besondere verpflichtet,

1.	 unverzüglich seine sämtlichen der Versicherungspflicht 
unterliegenden Beschäftigten bei der Kasse anzumelden 
und bei Wegfall der Versicherungspflicht abzumelden,

2.	 seinen Beschäftigten nach Ablauf jedes Kalenderjahres 
sowie beim Ende der Versicherung einen Versicherungs-
nachweis der Kasse (§ 51 Absatz 1) innerhalb eines Monats 
nach Übermittlung auszuhändigen,

3.	 seinen Beschäftigten die von der Kasse zur Verfügung ge-
stellten Druckschriften auszuhändigen und gegebenenfalls 
zu erläutern,

4.	 der Kasse jederzeit Auskunft über bestehende und frühere 
Arbeitsverhältnisse zu erteilen und ihr eine örtliche Prüfung 
der Voraussetzungen für die Versicherungspflicht sowie der 
Entrichtung der Umlagen und Zusatzbeiträge zu gestatten,

5.	 bei Meldungen im elektronischen Datenaustausch die 
von der Kasse erlassenen Meldevorschriften anzuwenden 
bzw. im Schriftverkehr mit der Kasse die von ihr heraus-
gegebenen Formblätter zu benutzen,

6.	 der Kasse mitzuteilen, wenn es Pflichtversicherte auf einen 
Arbeitgeber überträgt, der nicht Mitglied der Kasse ist.

(4) Das Mitglied ist verpflichtet, der Kasse unverzüglich Ver-
änderungen bei den in oder aufgrund des §  11 für die Be-
gründung der Mitgliedschaft aufgestellten Voraussetzungen 
mitzuteilen. Insbesondere sind mitzuteilen

1.	 von juristischen Personen des privaten Rechts gemäß § 11 
Absatz 3 Nummer 4 gesellschaftsrechtliche Veränderungen, 
die Auswirkungen auf die überwiegende Beteiligung von 
Gemeinden und Gemeindeverbänden haben;

2.	 von juristischen Personen des privaten Rechts gemäß § 11 
Absatz 3 Nummer 5
a)	 der Wegfall der kommunalen Aufgabenerfüllung,
b)	 eine Gefährdung des dauerhaften Bestands des Mit-

glieds;
3.	 von allen Mitgliedern

a)	 Umfirmierungen,
b)	 Änderungen der Rechtsform,
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c)	 Abweichungen von dem im kommunalen Bereich gel-
tenden Versorgungstarifrecht,

d)	 Verlegungen des juristischen Sitzes,
e)	 die Auflösung oder Überführung in eine andere juristi-

sche Person,
f)	 der Wegfall aller versicherungspflichtigen Beschäfti- 

gungsverhältnisse.

(5) Das Mitglied ist verpflichtet, die für die Pflichtversicherung 
geschuldeten Umlagen und Zusatzbeiträge fristgemäß zu ent-
richten. Während der Beschäftigung werden die Beiträge zur 
freiwilligen Versicherung (§ 67) vom Mitglied an die Kasse ab-
geführt. Zahlungen sind mit den von der Kasse vorgegebenen 
Buchungsschlüsseln zu versehen.

(6) Nach Ablauf jedes Kalenderjahres hat das Mitglied der Kasse 
eine Jahresmeldung für die einzelnen Pflichtversicherten für die 
Umlagen- und Zusatzbeitragsabrechnung zu übersenden. Die 
Jahresmeldung ist nach Versicherungsabschnitten zu gliedern, 
die eine Berechnung der Anwartschaften ermöglichen.

(7) Die Meldungen zur Abrechnung der Umlagen und Zusatz-
beiträge müssen der Kasse spätestens bis zum 31. Januar des 
Folgejahres zugehen. Die Kasse kann diese Frist im Einzel-
fall verlängern. Für jeden Tag, um den die Frist überschritten 
wird, kann die Kasse einen Betrag von 25  Euro - insgesamt 
maximal 1.000 Euro - von dem Mitglied fordern. Der pauschale 
Schadensersatz nach Satz 3 ist zu reduzieren, wenn das Mit-
glied nachweist, dass der konkrete Schaden der Kasse geringer 
ist. Sofern der konkrete Schaden höher ist als der pauschale 
Schadensersatz nach Satz 3, bleibt es der Kasse unbenommen, 
ihren darüberhinausgehenden Schaden aufgrund der ver-
späteten Meldung geltend zu machen.

§ 14 
Beendigung der Mitgliedschaft  

sowie Personalübergang und ihre Rechtsfolgen

(1) Die Mitgliedschaft endet,

1.	 wenn das Mitglied aufgelöst oder in eine andere juristische 
Person übergeführt wird,

2.	 durch Kündigung, soweit nicht die Mitgliedschaft gesetz-
lich vorgeschrieben ist.

(2) Die Kündigung durch die Kasse ist zulässig, wenn die in 
oder aufgrund des § 11 für die Begründung der Mitgliedschaft 
aufgestellten Voraussetzungen aus anderen als den in Absatz 1 
Nummer 1 niedergelegten Gründen ganz oder teilweise weg-
gefallen sind oder wenn ein Mitglied keinen versicherungs-
pflichtig Beschäftigten mehr beschäftigt. Die Kündigung ist 
mit einer Frist von sechs Monaten zum Schluss eines Kalender-
jahres auszusprechen. Satz  1 gilt entsprechend, wenn eine in 
einer besonderen Vereinbarung nach § 12 festgelegte Voraus-
setzung entfallen ist.

(3) Die Kündigung durch das Mitglied ist zum Schluss eines 
Kalenderjahres mit sechsmonatiger Frist zulässig.

(4) Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Ein-
haltung einer Frist bleibt unberührt. Ein wichtiger Grund liegt 

insbesondere dann vor, wenn das Mitglied mit der Erfüllung 
von Zahlungsverpflichtungen nach §  61 oder §  11 Absatz  5 
Satz 1 Nummer 1 mit mehr als 3 Monaten in Verzug ist. Ein 
wichtiger Grund liegt auch vor, wenn das Mitglied seiner Ver-
pflichtung zur Anmeldung sämtlicher der Versicherungspflicht 
unterliegender Beschäftigter nicht nachkommt (§ 13 Absatz 3 
Satz 2 Nummer 1).

(5) Die Kündigung ist schriftlich auszusprechen und förmlich 
zuzustellen.

(6) Im Falle des Ausscheidens aus der Kasse richtet sich der 
vom ausgeschiedenen Mitglied zu zahlende finanzielle Aus-
gleich nach den §§ 15 bis 15b sowie § 15d.

(7) Im Falle eines Personalübergangs von einem Mitglied zu 
einem Arbeitgeber, der nicht Mitglied der Kasse ist, richtet sich 
der finanzielle Ausgleich gegen das übertragende Mitglied nach 
§ 15c.

§ 15 
Finanzieller Ausgleich bei Ausscheiden aus der Kasse

(1) Im Falle des Ausscheidens aus der Kasse hat das aus-
geschiedene Mitglied an die Kasse für die auf ihr lastenden 
Verpflichtungen aus der Pflichtversicherung, die dem aus-
geschiedenen Mitglied zuzurechnen sind, einen finanziellen 
Ausgleich zu erbringen.

(2) Der finanzielle Ausgleich ist in Form des Ausgleichsbetrags 
(§  15a) zu leisten, sofern sich das ausgeschiedene Mitglied 
nicht innerhalb von sechs Monaten nach Zugang der schrift-
lichen Mitteilung der Kasse

1.	 über die Höhe des Ausgleichsbetrags und
2.	 über die auf den maximalen Zeitraum prognostizierten 

Beträge nach dem Erstattungsmodell gemäß §  15b (jähr-
liche Aufwendungen und Ausgleichsbetrag am Ende des 
Erstattungszeitraums [Schlusszahlung]) durch schriftliche 
Erklärung gegenüber der Kasse für das Erstattungsmodell 
mit Schlusszahlung unter Angabe des gewählten Er-
stattungszeitraums entscheidet. Die Berechnung des Aus-
gleichsbetrags und der prognostizierten Beträge nach dem 
Erstattungsmodell mit Schlusszahlung erfolgt durch ein 
versicherungsmathematisches Gutachten des Verantwort-
lichen Aktuars, dem die maßgeblichen Barwertfaktoren-
tabellen nach §  15a Absatz  3 beigefügt sind und das die 
Kasse dem ausgeschiedenen Mitglied zusammen mit dieser 
Mitteilung übermittelt.

(3) Zur Abschätzung der wirtschaftlichen Folgen im Falle eines 
künftigen Ausscheidens ist das Mitglied jederzeit berechtigt, 
sich den zu einem von ihm bestimmten Stichtag voraussicht-
lich zu zahlenden Ausgleichsbetrag sowie die prognostizierten 
Beträge nach dem Erstattungsmodell mit Schlusszahlung er-
rechnen zu lassen; § 15a und § 15b gelten entsprechend.

(4) § 13 Absatz 4 Satz 2 Nummer 2 Buchstabe b und Nummer 3 
Buchstabe a, b und e gelten für das ausgeschiedene Mitglied 
entsprechend, solange bis der finanzielle Ausgleich vollständig 
erbracht ist.
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(5) Ist das ausgeschiedene Mitglied durch eine Ausgliederung 
ganz oder teilweise aus einem anderen Mitglied der Kasse 
hervorgegangen, sind ihm auch Ansprüche und Anwartschaften 
aufgrund früherer Pflichtversicherungen über das ausgliedernde 
Mitglied zuzurechnen. Kann nicht festgestellt werden, welche 
der bei dem ausgliedernden Mitglied entstandenen Ansprüche 
und Anwartschaften dem ausgegliederten Bereich zuzuordnen 
sind, werden diese dem durch Ausgliederung entstandenen 
Mitglied in dem Verhältnis zugerechnet, das dem Verhältnis der 
Zahl der ausgegliederten Beschäftigten zur Gesamtzahl der Be-
schäftigten entspricht, die am Tag vor der Ausgliederung über 
das ausgliedernde Mitglied pflichtversichert waren. Für die 
Höhe der Ansprüche und Anwartschaften nach Satz 2 kann die 
Kasse Durchschnittsbeträge errechnen. Die hinzuzurechnenden 
Verpflichtungen nach Satz  2 vermindern sich um jeweils ein 
Zwanzigstel für je zwölf der in der Zeit zwischen dem Beginn 
und dem Ende der Mitgliedschaft in der Kasse zurückgelegten 
vollen Monate. Die Sätze 1 bis 4 gelten entsprechend, wenn das 
ausgeschiedene Mitglied während der Dauer der bestehenden 
Mitgliedschaft Pflichtversicherte von einem anderen Mitglied 
der Kasse im Wege der Ausgliederung übernommen hat.

(6) Der finanzielle Ausgleich vermindert sich anteilig, soweit 
Pflichtversicherungen der Beschäftigten des ausgeschiedenen 
Mitglieds, die in den 36 Monaten vor dem Ausscheiden durch-
gehend oder zeitweise bestanden haben, spätestens drei Mona-
te nach ihrer Beendigung über ein anderes Mitglied der Kasse 
oder mehrere andere Mitglieder der Kasse, auf das oder auf die 
die Aufgaben des früheren Mitglieds übergegangen sind, fort-
gesetzt werden.

§ 15a 
Ausgleichsbetrag

(1) Das ausgeschiedene Mitglied hat an die Kasse einen Aus-
gleichsbetrag bestehend aus dem Barwert der im Zeitpunkt 
der Beendigung der Mitgliedschaft ihm zuzurechnenden Ver-
pflichtungen aus der Pflichtversicherung und einer Pauscha-
le zur Deckung zukünftiger Verwaltungskosten in Höhe von 
2  Prozent dieses Barwerts zu zahlen. Für die Ermittlung des 
Barwerts sind zum Zeitpunkt der Beendigung der Mitglied-
schaft zu berücksichtigen:

1.	 Ansprüche von Betriebsrentenberechtigten und künftige 
Ansprüche von deren Hinterbliebenen einschließlich der 
Ansprüche nach §§  69 bis 71 und ruhender Ansprüche, 
soweit nicht § 55 Absatz 5 in der am 31. Dezember 2001 
geltenden Fassung der Satzung zur Anwendung kommt und

2.	 Versorgungspunkte aus unverfallbaren Anwartschaften; 
eine Anwartschaft ist dann unverfallbar, wenn die Wartezeit 
nach § 32 erfüllt oder Unverfallbarkeit nach dem Betriebs-
rentengesetz eingetreten ist.

Entsprechend § 17 Satz 3 sind alle aus der einheitlichen Pflicht-
versicherung bis zum Zeitpunkt der Beendigung der Mitglied-
schaft erworbenen Ansprüche und Anwartschaften zu berück-
sichtigen. Bei den der Berechnung des Ausgleichsbetrags 
zugrundeliegenden Ansprüchen und Anwartschaften bleibt der 
Teil außer Ansatz, der durch Zusatzbeiträge individuell finan-
ziert worden ist.

(2) Der Verantwortliche Aktuar errechnet den Barwert für 
die Verpflichtungen nach Absatz 1 anhand der zum Zeitpunkt 
der Beendigung der Mitgliedschaft maßgeblichen Barwert-
faktorentabelle nach Absatz  3. Die Berechnung des Barwerts 
erfolgt für Versicherte, indem die Versorgungspunkte mit dem 
Messbetrag nach § 33 Absatz 1, dem Faktor 12 und dem Fak-
tor der Barwertfaktorentabelle für den Status „Aktiver“ unter 
Berücksichtigung des jeweiligen versicherungstechnischen 
Alters multipliziert werden. Für Betriebsrentner wird der Bar-
wert ermittelt, indem der Monatsbetrag der Rente ohne Berück-
sichtigung von Nichtzahlungs- und Ruhensregelungen mit dem 
Faktor 12 und dem Faktor der Barwertfaktorentabelle für den 
Status „Altersrentner“, „Erwerbsminderungsrentner“, „Wit-
wer“ oder „Witwe“ bzw. „Waise“ unter Berücksichtigung des 
jeweiligen versicherungstechnischen Alters multipliziert wird. 
Das versicherungstechnische Alter ist das Lebensjahr, das an 
dem Geburtstag, der dem Berechnungsstichtag am nächsten 
liegt, vollendet wird bzw. wurde.

(3) Die Barwertfaktorentabellen sind vom Verantwortlichen 
Aktuar jährlich für das Folgejahr nach den anerkannten Regeln 
der Versicherungsmathematik zu erstellen. Das Gutachten zur 
Herleitung der maßgeblichen Barwertfaktorentabellen wird 
dem ausgeschiedenen Mitglied auf Verlangen zur Verfügung 
gestellt. Die für die Ermittlung der Barwertfaktoren wesent-
lichen Berechnungsparameter sind der Rechnungszins, die 
biometrischen Rechnungsgrundlagen sowie die jährliche An-
passung der Betriebsrenten. Als Rechnungszins ist eine Ver-
zinsung in Höhe des in der Deckungsrückstellungsverordnung 
festgelegten Höchstzinssatzes zugrunde zu legen, jedoch höchs-
tens 2,75 Prozent. Als biometrische Rechnungsgrundlagen sind 
die Heubeck-Richttafeln 2018 G zu verwenden. Auf Verlangen 
stellt die Kasse dem ausgeschiedenen Mitglied einen Zugang 
zu den Heubeck-Richttafeln 2018 G zur Verfügung. Die Be-
rücksichtigung der jährlichen Anpassung der Betriebsrenten 
erfolgt nach § 37.

(4) Für die Berechnung des Ausgleichsbetrages übermittelt die 
Kasse die erforderlichen Bestandsdaten an den Verantwort-
lichen Aktuar. Sofern die für die Berechnung erforderlichen 
Daten nach §  13 Absätze 3 und 6 noch nicht vorliegen, hat 
das ausgeschiedene Mitglied diese der Kasse unverzüglich 
mitzuteilen. Kommt das ausgeschiedene Mitglied seiner Ver-
pflichtung aus Satz  2 trotz Aufforderung und nachfolgender 
Mahnung nicht oder nicht umfassend nach, kann die Kasse 
das versicherungsmathematische Gutachten nach §  15 Ab-
satz  2 Satz  2 auf Grundlage der bei der Kasse bereits vor-
liegenden und vom Verantwortlichen Aktuar auf den Zeitpunkt 
der Beendigung der Mitgliedschaft anzupassenden Bestands-
daten beauftragen. Der auf den Zeitpunkt der Beendigung der 
Mitgliedschaft berechnete Ausgleichsbetrag wird vom Tag  
nach Beendigung der Mitgliedschaft bis zum Ende des Folge-
monats nach Erstellung des versicherungsmathematischen Gut- 
achtens mit dem Rechnungszins des Absatzes 3 Satz  4 auf-
gezinst.

(5) Die Kasse fordert den Ausgleichsbetrag vom ausgeschie- 
denen Mitglied schriftlich an. Er ist innerhalb von sechs Mo-
naten nach Zugang der Mitteilung nach § 15 Absatz 2 Satz 1 
zu zahlen.
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(6) Weitere Festlegungen zu sämtlichen Berechnungspara-
metern der Berechnungsmethode regelt die Durchführungsvor-
schrift zu §§ 15 bis 15d abschließend.

§ 15b 
Erstattungsmodell mit Schlusszahlung

(1) Wählt das ausgeschiedene Mitglied nach §  15 Absatz  2 
Satz 1 das Erstattungsmodell, hat es über einen Zeitraum von 
maximal 20 Jahren (Erstattungszeitraum), beginnend mit dem 
Zeitpunkt der Beendigung der Mitgliedschaft, an die Kasse 
einen jährlichen Erstattungsbetrag in Höhe der Aufwendungen 
der Kasse aus der Pflichtversicherung nach Absatz 4 und einer 
jährlichen Verwaltungskostenpauschale in Höhe von zwei Pro-
zent des jährlichen Erstattungsbetrags zu leisten. Nach Ende 
des Erstattungszeitraums hat das ausgeschiedene Mitglied für 
die ihm zu diesem Zeitpunkt dann noch zuzurechnenden Ver-
pflichtungen einen Ausgleichsbetrag nach §  15a, der mit den 
zu diesem Zeitpunkt maßgeblichen Berechnungsparametern 
berechnet wird, zu zahlen (Schlusszahlung).

(2) Insolvenzfähige Mitglieder können das Erstattungsmodell 
nur dann wählen, wenn sie innerhalb des in § 15 Absatz 2 ge-
nannten Zeitraums ein Sicherungsmittel in Höhe des gemäß 
§ 15a berechneten Ausgleichsbetrags beibringen. Hierzu zählen 
insbesondere

1.	 eine unwiderrufliche Verpflichtungserklärung einer oder 
mehrerer juristischer Personen des öffentlichen Rechts, 
deren Insolvenzfähigkeit durch Gesetz ausgeschlossen ist,

2.	 eine unwiderrufliche Deckungszusage eines im Inland 
zum Geschäftsbetrieb zugelassenen Versicherungsunter-
nehmens oder

3.	 eine selbstschuldnerische Bankbürgschaft eines im Inland 
zum Geschäftsbetrieb zugelassenen und mit einer Instituts-
sicherung versehenen Kreditinstituts.

Das ausgeschiedene Mitglied hat ein solches Sicherungsmittel 
binnen drei Monaten ab dem Eintritt der Insolvenzfähigkeit 
auch dann beizubringen, falls erst während des Erstattungszeit-
raums Insolvenzfähigkeit eintritt. Wird das Sicherungsmittel 
nicht beigebracht, ist die Kasse berechtigt, den sich zu diesem 
Zeitpunkt ergebenden Ausgleichsbetrag nach §  15a zu ver-
langen. Absatz 6 Satz 3 gilt entsprechend.

(3) Auf Verlangen des ausgeschiedenen Mitglieds oder der 
Kasse erfolgt während des Erstattungszeitraums gemäß Ab-
satz 1 eine Neuberechnung des Ausgleichsbetrags nach § 15a 
mit den zu diesem Zeitpunkt maßgeblichen Berechnungspara-
metern und eine entsprechende Anpassung des Sicherungs-
umfangs für die zu diesem Zeitpunkt dem ausgeschiedenen 
Mitglied noch zuzurechnenden Verpflichtungen ab dem Zeit-
punkt der Neuberechnung.

(4) Die Aufwendungen der Kasse aus der Pflichtversicherung 
nach Absatz  1 Satz  1 sind die von der Kasse erfüllten An-
sprüche von Betriebsrentenberechtigten gemäß § 15a Absatz 1 
Satz 2 Nummer 1, soweit es sich um Ansprüche handelt, die 
dem ausgeschiedenen Mitglied zuzuordnen sind und nicht unter 
§ 15 Absatz 5 Satz 2 fallen. Die Erhöhung und Verminderung 

dieser Aufwendungen ist in der Durchführungsvorschrift zu 
§§ 15 bis 15d geregelt.

(5) Auf Antrag des ausgeschiedenen Mitglieds erfolgt die 
Schlusszahlung vor Ablauf des von ihm gewählten Erstattungs-
zeitraums. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.

(6) Die laufenden jährlichen Erstattungsbeträge nach Absatz 1 
Satz  1 sind vom ausgeschiedenen Mitglied jeweils innerhalb 
eines Monats nach Zugang der schriftlichen Mitteilung der 
Kasse über die im Vorjahr geleisteten Aufwendungen zu zahlen. 
Ist das ausgeschiedene Mitglied mit einer Zahlung mehr als drei 
Monate im Verzug, ist die Kasse berechtigt, den Erstattungs-
zeitraum vorzeitig zu beenden und den sich zu diesem Zeit-
punkt ergebenden Ausgleichsbetrag nach § 15a zu verlangen. 
In diesem Fall ist der Ausgleichsbetrag entsprechend Absatz 1 
Satz  2 zu ermitteln und vom ausgeschiedenen Mitglied nach 
Zugang der schriftlichen Mitteilung über die Forderung unter 
Beifügung der versicherungsmathematischen Berechnung des 
Verantwortlichen Aktuars mit sofortiger Fälligkeit an die Kasse 
zu zahlen.

(7) Die Kasse fordert den sich nach Ende des Erstattungs-
zeitraums nach Absatz  1 Satz  2 ergebenden Ausgleichs-
betrag (Schlusszahlung) unter Beifügung der versicherungs-
mathematischen Berechnung des Verantwortlichen Aktuars 
vom ausgeschiedenen Mitglied schriftlich an. Er ist innerhalb 
von drei Monaten nach Zugang der schriftlichen Zahlungsauf-
forderung der Kasse zu zahlen.

§ 15c 
Finanzieller Ausgleich bei Personalübergang

Werden von einem Mitglied der Kasse Arbeitsverhältnisse auf 
einen Arbeitgeber, der dort nicht Mitglied ist, übertragen oder 
aufgrund einer zwischen dem Mitglied und dem anderen Arbeit-
geber geschlossenen Vereinbarung von diesem Arbeitgeber 
Arbeitsverhältnisse mit ausgeschiedenen Pflichtversicherten 
des Mitglieds begründet, so ist das Mitglied verpflichtet, für 
die ausgeschiedenen Pflichtversicherten und die dem über-
gegangenen Bestand zuzuordnenden Ansprüche und Anwart-
schaften einen anteiligen finanziellen Ausgleich nach §  15a 
oder § 15b zu leisten. Kann nicht festgestellt werden, welche 
Ansprüche und Anwartschaften dem übergegangenen Bestand 
zuzuordnen sind, so gilt §  12 Absatz  5 Satz  4 entsprechend. 
Satz 1 gilt entsprechend, wenn aufgrund gesetzlicher oder be-
hördlicher Anordnung Arbeitsverhältnisse eines Arbeitgebers, 
der Mitglied der Kasse ist, von einem Arbeitgeber, der nicht 
Mitglied der Kasse ist, fortgeführt werden. Satz  1 gilt nicht, 
wenn der andere Arbeitgeber eine Vereinbarung nach § 12 Ab-
satz 5 geschlossen hat.

§ 15d 
Kosten der versicherungsmathematischen Gutachten

Die Kosten der versicherungsmathematischen Gutachten nach 
§§ 15 bis 15c hat das ausgeschiedene Mitglied bzw. Mitglied 
zu tragen; die Kosten für die Erstellung der Gutachten über die 
Barwertfaktorentabellen nach § 15a Absatz 3 sowie einer durch 
die Kasse gemäß § 15b Absatz 3 veranlassten Neuberechnung 
trägt die Kasse.
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Kapitel 2 
Voraussetzungen und Inhalt der Versicherungsverhältnisse

§ 16 
Arten der Versicherungsverhältnisse

(1) Versicherungsverhältnisse sind

1.	 die Pflichtversicherung (§§ 17 bis 22) und
2.	 die freiwillige Versicherung (§ 23).

(2) Versicherungsnehmer der Pflichtversicherung ist das Mit-
glied. Versicherungsnehmer der freiwilligen Versicherung und 
der beitragsfreien Versicherung kann der Versicherte oder das 
Mitglied sein. Bezugsberechtigte der Pflichtversicherung und 
der beitragsfreien Pflichtversicherung sind der Versicherte und 
dessen Hinterbliebene.

(3) Die Rechtsbeziehungen zwischen der Zusatzversorgungs-
kasse und den Versicherten und Leistungsempfängern richten 
sich nach privatem Recht.

Abschnitt 1 
Die Pflichtversicherung

§ 17 
Begründung der Pflichtversicherung

Die Pflichtversicherung entsteht, falls die Voraussetzungen der 
Versicherungspflicht (§§  18 und 19) gegeben sind, mit dem 
Eingang der Anmeldung. Sie beginnt zu dem Zeitpunkt, in dem 
nach den Angaben in der Anmeldung die Voraussetzungen für 
die Versicherungspflicht eingetreten sind. Entstehen bei der 
Kasse für dieselbe Person aufgrund mehrerer Arbeitsverhält-
nisse mehrere Pflichtversicherungen, sind diese als einheit-
liches Versicherungsverhältnis zu behandeln.

§ 18 
Versicherungspflicht

(1) Der Versicherungspflicht unterliegen - vorbehaltlich des 
§  19 - vom Beginn des Beschäftigungsverhältnisses an Be-
schäftigte, wenn sie

1.	 das 17. Lebensjahr vollendet haben und
2.	 die Wartezeit (§ 32) erfüllen können.

Die Wartezeit muss bis zum Ablauf des Monats, in dem der 
Beschäftigte das gesetzlich festgelegte Alter zum Erreichen 
einer abschlagsfreien Regelaltersrente vollendet, erfüllt wer-
den können; frühere Versicherungszeiten, die auf die Warte-
zeit angerechnet werden, sind zu berücksichtigen. Beschäftigte 
im Sinne der Satzung sind Arbeitnehmer und Auszubildende 
(§ 22). Der Versicherungspflicht unterliegen - vorbehaltlich des 
§ 19 - auch vertretungsberechtigte Organmitglieder eines Mit-
glieds, für die die Teilnahme an der Zusatzversorgung durch 
Dienstvertrag vereinbart ist.

(2) Wechselt ein Pflichtversicherter von einem Mitglied zu 
einem anderen Arbeitgeber, der weder Mitglied der Kasse noch 
einer Zusatzversorgungseinrichtung ist, zu der Versicherungen 
übergeleitet werden, an dem aber das Mitglied unmittelbar 

oder über ein verbundenes Unternehmen beteiligt ist, kann die 
Pflichtversicherung aufrechterhalten werden, wenn die Pflicht 
zur Versicherung mit Zustimmung der Kasse, die mit Auflagen 
versehen werden kann, arbeitsvertraglich vereinbart wird. Im 
Verhältnis zur Kasse gilt das Mitglied weiterhin als Arbeitgeber 
des Pflichtversicherten.

(3) Der Versicherungspflicht unterliegen unter den Voraus-
setzungen von Absatz 1

1.	 Waldarbeiter, wenn für ihre Arbeitsverhältnisse aufgrund 
Tarifvertrages oder aufgrund eines durch den Arbeits-
vertrag für anwendbar erklärten Tarifvertrages die Pflicht 
zur Versicherung besteht sowie

2.	 Beschäftigte, die unter den Tarifvertrag zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der Beschäftigten in der Fleischunter-
suchung fallen, soweit die Beschäftigung in Betrieben er-
folgt, bei denen nach diesem Tarifvertrag Stundenentgelt zu 
zahlen ist.

(4) Der Anspruch des Beschäftigten nach § 1 Absatz 2 Num-
mer  4, zweiter Halbsatz und §  1a Absatz  4 des Betriebs-
rentengesetzes auf Fortführung der Versicherung mit eigenen 
Beiträgen in entgeltlosen Zeiten während eines bestehenden 
Beschäftigungsverhältnisses ist für die Pflichtversicherung aus-
geschlossen. Es kann jedoch auch in diesen entgeltlosen Zeiten 
eine freiwillige Versicherung abgeschlossen werden.

§ 19 
Ausnahmen von der Versicherungspflicht

(1) Versicherungsfrei sind Beschäftigte, die

1.	 bis zum Beginn der Mitgliedschaft ihres Arbeitgebers bei 
der Kasse oder einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung 
im Sinne von § 27 Absatz 1 nach einem Tarifvertrag, einer 
Ruhelohnordnung oder einer entsprechenden Bestimmung 
für den Fall der Dienstunfähigkeit oder des Erreichens einer 
Altersgrenze eine Anwartschaft oder einen Anspruch auf 
eine vom Arbeitgeber zu gewährende lebenslängliche Ver-
sorgung und Hinterbliebenenversorgung auf der Grundlage 
des nach der Regelung ruhegeldfähigen Arbeitsentgelts und 
der Dauer der Dienstjahre, Betriebszugehörigkeit oder der-
gleichen haben oder

2.	 eine Anwartschaft oder einen Anspruch auf lebenslängliche 
Versorgung nach beamten- oder soldatenrechtlichen Vor-
schriften oder Grundsätzen oder entsprechenden kirchen-
rechtlichen Regelungen mindestens in Höhe der beamten-
rechtlichen Mindestversorgungsbezüge haben und denen 
Hinterbliebenenversorgung gewährleistet ist oder

3.	 für das bei dem Mitglied bestehende Arbeitsverhältnis auf-
grund gesetzlicher, tariflicher oder vertraglicher Vorschrift 
einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung (Versorgungs-
anstalt der deutschen Bühnen, Versorgungsanstalt der 
deutschen Kulturorchester, Bahnversicherungsanstalt Ab-
teilung B oder einer gleichartigen Versorgungseinrichtung) 
angehören müssen oder

4.	 Rente wegen Alters nach §§  35 bis 40 beziehungsweise 
§§ 235 bis 238 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch als Voll-
rente erhalten oder erhalten haben oder bei denen der Ver-
sicherungsfall der Betriebsrente wegen Alters nach §  43 
Satz 2 i. V. m. § 31 oder einer entsprechenden Vorschrift 
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der Satzung einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung 
im Sinne von § 27 Absatz 1 eingetreten ist oder

5.	 eine Übergangszahlung nach § 46 Nummer 4 Tarifvertrag 
für den öffentlichen Dienst - Besonderer Teil Verwaltung 
(VKA) - beziehungsweise eine Übergangsversorgung nach 
den tarifvertraglichen Vorgängerregelungen erhalten oder

6.	 mit Rücksicht auf ihre Zugehörigkeit zu einem ausländischen 
System der sozialen Sicherung nicht der Pflichtversicherung 
in der gesetzlichen Rentenversicherung unterliegen und sich 
dort auch nicht freiwillig versichert haben oder

7.	 ihre Rentenanwartschaften aus der gesetzlichen Renten-
versicherung oder einem sonstigen Alterssicherungssystem 
auf ein Versorgungssystem der europäischen Gemein-
schaften oder ein Versorgungssystem einer europäischen 
Einrichtung (z.  B. Europäisches Patentamt, Europäisches 
Hochschulinstitut, Eurocontrol) übertragen haben oder

8.	 im Sinne des § 8 Absatz 1 Nummer 2 Viertes Buch Sozial-
gesetzbuch geringfügig beschäftigt sind oder

9.	 aufgrund einer Mitgliedschaft bei einer berufsständischen 
Versorgungseinrichtung von der Versicherungspflicht auf 
ihren Antrag nach § 17 Absatz 3 Buchstabe e der Satzung 
in der am 31. Dezember 2001 geltenden Fassung, befreit 
wurden oder

10.	als Beschäftigte eines Mitglieds eines der Vereinigung der 
kommunalen Arbeitgeberverbände angehörenden Arbeit-
geberverbandes nicht unter den Personenkreis des § 1 des 
Tarifvertrages über die zusätzliche Altersvorsorge der Be-
schäftigten des öffentlichen Dienstes - Altersvorsorge TV-
Kommunal - (ATV-K) fallen oder als Beschäftigte eines 
sonstigen Mitglieds nicht unter den Personenkreis dieser 
Vorschrift fallen würden, wenn das Mitglied diesen Tarif-
vertrag anwenden würde, es sei denn, dass die Teilnahme 
an der Zusatzversorgung durch den Arbeitsvertrag verein-
bart ist oder

11.	 für die Dauer ihrer freiwilligen Mitgliedschaft beim Ver-
sorgungswerk der Presse auf ihren schriftlichen Antrag von 
der Pflicht zur Versicherung befreit worden sind; wird der 
Antrag spätestens zwölf Monate nach Beginn der Pflicht 
zur Versicherung gestellt, gilt die Pflichtversicherung als 
nicht entstanden oder

12.	in einem befristeten Arbeitsverhältnis mit einer wissen-
schaftlichen Tätigkeit an Hochschulen oder Forschungsein-
richtungen eingestellt werden, bisher nicht in der Zusatz-
versorgung pflichtversichert waren und auf ihren Antrag 
vom Mitglied von der Pflicht zur Versicherung befreit 
worden sind, weil sie wegen der Dauer der Befristung die 
Wartezeit nach § 32 Absatz 1 nicht erfüllen können.
Zugunsten der nach Absatz 1 Nummer 12 Satz 1 von der 
Pflichtversicherung befreiten Beschäftigten können Ver-
sorgungsanwartschaften auf eine freiwillige Versicherung 
nach § 23 mit Beiträgen in Höhe der auf den Arbeitgeber 
entfallenen Aufwendungen für die Pflichtversicherung, 
einschließlich eines Arbeitnehmerbeitrags nach §  64, 
höchstens jedoch mit vier Prozent des zusatzversorgungs-
pflichtigen Entgelts begründet werden.

(2) Wird in den Fällen von Absatz 1 Nummer 12 das Arbeits-
verhältnis verlängert oder fortgesetzt, beginnt die Pflichtver-
sicherung mit dem Ersten des Monats, in dem die Verlängerung 
oder Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses über fünf Jahre hinaus  
vereinbart wurde; eine rückwirkende Pflichtversicherung von 
Beginn des Arbeitsverhältnisses an ist ausgeschlossen.

(3) Arbeitnehmer eines Mitglieds, die nach dem bis zum 
31. Dezember 1966 geltenden Satzungsrecht von der Zusatz-
versicherungspflicht ausgenommen und nicht durch den Arbeit-
geber freiwillig versichert waren oder die von der Zusatzver-
sicherung ausgeschlossen waren oder hinsichtlich deren das 
Mitglied von der Pflicht zur Anmeldung befreit worden ist, sind 
für das zum 1. Januar 1967 bestehende Arbeitsverhältnis ver-
sicherungsfrei, solange das Arbeitsverhältnis zu den bisherigen 
Bedingungen bestehen bleibt. Ändern sich die Bedingungen 
des Arbeitsverhältnisses so, dass nach dem am 31. Dezember 
1966 geltenden Satzungsrecht Zusatzversicherungspflicht ein-
getreten wäre, so tritt Versicherungspflicht ein, wenn die sons-
tigen Voraussetzungen erfüllt sind. Satz 1 gilt nicht, wenn die 
Versicherungsfreiheit ursprünglich nur darauf beruhte, dass der 
Arbeitnehmer eine für die Zusatzversicherungspflicht maß-
gebende Altersgrenze noch nicht erreicht hat.

(4) Hat ein Arbeitgeber, dessen Mitgliedschaft bei der Kasse 
nach dem 31. Dezember 1966 beginnt, die Zusatzversorgung 
eines Beschäftigten bis zum Erwerb der Mitgliedschaft im 
Wege der Versicherung bei einem Lebensversicherungsunter-
nehmen durchgeführt, so ist dieser Beschäftigte für das beim 
Erwerb der Mitgliedschaft bestehende Beschäftigungsver-
hältnis versicherungsfrei. Ändern sich die Bedingungen des 
Beschäftigungsverhältnisses so, dass nach der zum Erwerb der 
Mitgliedschaft gültigen Satzung Zusatzversicherungspflicht 
eingetreten wäre, so tritt die Versicherungspflicht ein, wenn 
die sonstigen Voraussetzungen erfüllt sind. Die Versicherungs-
pflicht tritt - sofern die sonstigen Voraussetzungen erfüllt sind - 
ein, wenn der Beschäftigte sich innerhalb einer Ausschlussfrist 
von sechs Monaten nach Erwerb der Mitgliedschaft gegenüber 
dem Arbeitgeber schriftlich erklärt, dass er an der Zusatzver-
sicherung teilnehmen wolle. Die Versicherungspflicht beginnt 
mit dem Ersten des auf den Antragseingang folgenden Monats.

(5) Beschäftigte, die bei der Versorgungsanstalt der deutschen 
Bühnen oder der Versorgungsanstalt der deutschen Kultur-
orchester freiwillig weiterversichert sind und die deshalb nach 
Absatz 1 Buchstabe d in der vor dem 1. Januar 2016 geltenden 
Fassung von der Pflicht zur Versicherung ausgenommen waren, 
können bei ihrem Arbeitgeber bis zum 31.  Dezember 2016 
schriftlich einen Antrag auf Anmeldung zur Pflichtversicherung 
stellen. Die Pflichtversicherung beginnt in diesem Fall am Ers-
ten des Monats, in dem der Antrag beim Arbeitgeber eingeht. 
Eine Nachversicherung für zurückliegende Zeiträume ist nicht 
möglich. Wird bis zum 31. Dezember 2016 kein Antrag gestellt, 
ist die Befreiung von der Versicherungspflicht endgültig.

§ 20 
Ende der Versicherungspflicht

(1) Die Versicherungspflicht endet mit der Beendigung des Be-
schäftigungsverhältnisses oder in dem Zeitpunkt, in dem ihre 
Voraussetzungen entfallen.

(2) Die Abmeldung von der Pflichtversicherung (§ 13 Absatz 3 
Satz 2 Nummer 1) kann unterbleiben, wenn das Arbeitsverhält-
nis unter den in § 66 Absatz 3 Satz 2 genannten Voraussetzungen 
beendet worden ist. Die Abmeldung ist auf den Zeitpunkt der 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses nachzuholen, falls der 
Pflichtversicherte von seinem Anspruch auf Wiedereinstellung 
keinen Gebrauch macht.
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(3) Die Höhe der Anwartschaft beschränkt sich - abgesehen 
von Anwartschaften aus Überschüssen nach Maßgabe des § 66 
und aus nachträglich eingehenden Altersvorsorgezulagen - auf 
die bis zum Ende der Beschäftigung erworbenen Versorgungs-
punkte.

§ 21 
Beitragsfreie Pflichtversicherung

(1) Die Pflichtversicherung bleibt als beitragsfreie Pflichtver-
sicherung bestehen, wenn die Voraussetzungen für die Ver-
sicherungspflicht entfallen sind. Dies gilt auch

1.	 bei Beendigung der Mitgliedschaft des Arbeitgebers in der 
Kasse oder

2.	 wenn der Anspruch auf Betriebsrente in den Fällen des § 40 
Absatz 1 Nummer 2 erlischt.

(2) Die beitragsfreie Pflichtversicherung endet bei Eintritt des 
Versicherungsfalles, Überleitung der Pflichtversicherung auf 
eine andere Zusatzversorgungseinrichtung, Tod, Erlöschen der  
Anwartschaft oder bei Beginn einer erneuten Pflichtver-
sicherung. Sie endet ferner, wenn der Versicherte, der die 
Wartezeit nicht erfüllt hat, das 69. Lebensjahr vollendet.

§ 22 
Ausbildungsverhältnisse

Auszubildende im Sinne der Satzung sind Auszubildende und 
Schüler, die unter den Tarifvertrag für Auszubildende des öf-
fentlichen Dienstes vom 13. September 2005 in der jeweils gel-
tenden Fassung fallen oder die unter diesen Tarifvertrag fielen, 
wenn das Mitglied diesen Tarifvertrag anwenden würde.

§ 22a 
Sondervorschriften für Mitglieder eines Parlaments

(1) Für Pflichtversicherte, die nach § 23 Absatz 2 des Geset-
zes über die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Deutschen 
Bundestages (Abgeordnetengesetz) in der gesetzlichen Renten-
versicherung oder in einer berufsständischen Versorgungsein-
richtung im Sinne des § 6 Absatz 1 Nummer 1 Sechstes Buch 
Sozialgesetzbuch nachversichert worden sind, können für die 
Kalendermonate ihrer Mitgliedschaft im Deutschen Bundes-
tag, für die bei bestehender Pflichtversicherung Beiträge und 
Umlagen nicht entrichtet worden sind, Beiträge und Umlagen 
nachentrichtet werden. Für die Ermittlung der Versorgungs-
punkte sind jeweils die für die nachversicherten Kalenderjahre 
maßgebenden Altersfaktoren zugrunde zu legen.

(2) Die nachzuentrichtenden Beträge können nur für alle in 
Absatz  1 genannten Monate in einer Summe eingezahlt wer-
den. Die Nachentrichtung ist ausgeschlossen, wenn der Ver-
sicherungsfall eingetreten ist. Bemessungsgrundlage für die 
nachzuentrichtenden Beträge ist der monatliche Durchschnitt 
des Entgelts, das im Kalenderjahr vor dem Beginn der Mit-
gliedschaft im Deutschen Bundestag nach § 62 Absatz 2 zusatz-
versorgungspflichtig gewesen wäre, dynamisiert entsprechend 
der allgemeinen Einkommenserhöhung im öffentlichen Dienst. 
Die nachzuentrichtenden Beträge sind für jedes Kalenderjahr, 
das auf das Kalenderjahr folgt, für das die Beträge zu entrichten 
sind, mit jährlich 3,25 Prozent zu verzinsen.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für ehemalige Mitglieder des 
Europäischen Parlaments sowie für ehemalige Mitglieder 
des Parlaments eines Landes, deren Rechte und Pflichten aus 
dem Arbeitsverhältnis in vollem Umfang geruht haben, ent-
sprechend, wenn das Gesetz über die Rechtsverhältnisse der 
Mitglieder dieses Parlaments eine Nachversicherung im Sinne 
des §  23 Absatz  2 des Abgeordnetengesetzes vorsieht. Mit-
glieder des Parlaments eines Landes, deren Rechte und Pflich-
ten aus dem Arbeitsverhältnis nicht in vollem Umfang ruhen, 
sind bei Anwendung der Satzung so zu behandeln, als ob ihre 
Rechte und Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis in vollem Um-
fang ruhten.

Abschnitt 2 
Die freiwillige Versicherung

§ 23 
Freiwillige Versicherung

(1) Die Durchführung der freiwilligen Versicherung wird in 
den für den jeweiligen Vertrag geltenden Allgemeinen Ver-
sicherungsbedingungen geregelt.

(2) Die Kasse ist berechtigt, für die freiwillige Versicherung 
folgende Daten aus der Pflichtversicherung zu erheben: Namen, 
Vornamen, Adresse, Geburtsdatum, Geschlecht, Höhe des zu-
satzversorgungspflichtigen Entgelts, Versicherungsnummer der 
Pflichtversicherung, Berufskennziffer sowie Name, Mitglieds-
nummer und Adresse des Mitglieds. Die Kasse kann diese 
Daten zur Information des Versicherten über die Leistungen der 
freiwilligen Versicherung sowie für die Erstellung unverbind-
licher individueller Angebote zur freiwilligen Versicherung 
verarbeiten und nutzen. Widerspricht der Versicherte schriftlich 
gegenüber der Kasse insoweit der Erhebung, Verarbeitung und 
Nutzung, dürfen diese personenbezogenen Daten nicht weiter 
für die freiwillige Versicherung erhoben, verarbeitet und ge-
nutzt werden.

§ 24 
nicht belegt

§ 25 
nicht belegt

§ 26 
nicht belegt

Abschnitt 3 
Überleitung

§ 27 
Abschluss von Überleitungsabkommen

(1) Die Kasse kann durch Überleitungsabkommen mit anderen 
Zusatzversorgungseinrichtungen vereinbaren, dass

1.	 Versicherungszeiten bei diesen Einrichtungen für die Er-
füllung von Wartezeiten als Versicherungszeiten bei der 
Kasse gelten,

2.	 die bei diesen Einrichtungen erworbenen Versorgungs-
punkte aus der Pflichtversicherung und Anwartschaften 
aus der freiwilligen Versicherung nach einem Arbeit-
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geberwechsel auf die neu zuständige Kasse übertragen 
werden. Die Übertragung von Versorgungspunkten und 
Anwartschaften kann bis zum Eintritt des Versorgungs-
falles aufgeschoben werden. Versorgungspunkte nehmen 
an der Überschussverteilung bei der annehmenden Kasse 
erst ab dem Zeitpunkt teil, zu dem der versicherungs-
mathematische Barwert berechnet worden ist. Die weiteren 
Einzelheiten sind in Überleitungsabkommen zu regeln.

(2) Zusatzversorgungseinrichtungen im Sinne von Satz 1 sind 
die ordentlichen Mitglieder der Arbeitsgemeinschaft kommu-
nale und kirchliche Altersversorgung e. V. - Fachvereinigung 
Zusatzversorgung - und die Versorgungsanstalt des Bundes und 
der Länder.

(3) Mit zwischenstaatlichen und überstaatlichen Einrichtungen, 
mit der Versorgungsanstalt der Deutschen Bundespost, der 
Bahnversicherungsanstalt Abteilung B, der Versorgungsanstalt 
der deutschen Bühnen und der Versorgungsanstalt der deut-
schen Kulturorchester kann im Rahmen von Abkommen auf 
der Grundlage von Gegenseitigkeit vereinbart werden, dass 
der versicherungsmathematische Barwert, der vor dem Arbeit-
geberwechsel erworbenen Anwartschaften übertragen wird; bei 
einer Übertragung an die Kasse wird der Barwert als freiwillige 
Versicherung entgegengenommen.

(4) Von sonstigen Einrichtungen der betrieblichen Altersver-
sorgung kann der versicherungsmathematische Barwert der 
bisher erworbenen Anwartschaften als freiwillige Versicherung 
entgegengenommen werden.

§ 28 
Einzelüberleitungen

(1) Die Überleitung mit Zusatzversorgungseinrichtungen im 
Sinne von § 27 Absatz 1 findet statt

1.	 bei einem Pflichtversicherten, dessen Versicherungspflicht 
ohne Eintritt des Versicherungsfalles geendet hat, mit dem 
Zeitpunkt der Begründung der neuerlichen Pflichtver-
sicherung,

2.	 bei einem Pflichtversicherten, der aus seiner früheren Ver-
sicherung einen Anspruch auf Betriebsrente besitzt, mit 
dem Zeitpunkt der Begründung der neuerlichen Pflichtver-
sicherung,

3.	 bei einem Pflichtversicherten, der gleichzeitig bei einer an-
deren Zusatzversorgungseinrichtung pflichtversichert ist, 
wenn die Versicherungspflicht endet,

4.	 bei einem Beschäftigten, dessen Beschäftigungsverhältnis 
bei dem Mitglied nach Erreichung eines die Versicherungs-
pflicht ausschließenden Alters begründet worden und der 
früher bei einer anderen Zusatzversorgungseinrichtung 
pflichtversichert gewesen ist, mit dem Zeitpunkt der Be-
gründung des neuerlichen Beschäftigungsverhältnisses, 
wenn durch die Überleitung die Voraussetzungen für die 
Versicherungspflicht hergestellt werden, und zwar auch 
dann, wenn die andere Zusatzversorgungseinrichtung eine 
Betriebsrente gewährt.

(2) Die Überleitung wird nur auf Antrag des Versicherten, im 
Falle des Satzes 1 Nummer 4 des Beschäftigten, durchgeführt. 
Der Versicherte oder der Beschäftigte hat den Antrag bei Eintritt 

der Voraussetzungen des Satzes 1 unverzüglich zu stellen. Die 
Einzelheiten sind in Überleitungsabkommen zu regeln, dabei 
ist der finanzielle Ausgleich der von der Kasse übernommenen 
Anwartschaften sicherzustellen.

(3) Renten, die eine andere Zusatzversorgungseinrichtung ge-
währt hat oder gewährt, gelten nach Durchführung der Über-
leitung als von der Kasse gewährt; insoweit gilt auch der Ver-
sicherungsfall, auf dem die Rentenzahlung beruht, als bei der 
Kasse eingetreten.

§ 29 
Gruppenüberleitung und Kassenwechsel des Arbeitgebers

Werden pflichtversichert Beschäftigte eines Mitglieds an 
Rechts- oder Aufgabennachfolger abgegeben, die nicht Mit-
glied der Kasse sind, oder werden sie von einem Mitglied im 
Wege der Rechts- oder Aufgabennachfolge übernommen, so 
dürfen Versicherungen dieser Beschäftigten nur abgegeben oder 
übernommen werden, wenn die Mitglieder und die Versicherten 
der Kasse wegen der fortbestehenden oder übernommenen Ver-
pflichtungen keine Nachteile erleiden. Satz  1 gilt bei einem 
Kassenwechsel des Mitglieds entsprechend.

Teil 4 
Leistungen aus der Pflichtversicherung

Kapitel 1 
Betriebsrenten

§ 30 
Rentenarten

Die Kasse zahlt als Betriebsrenten:

1.	 Altersrenten für Versicherte,
2.	 Erwerbsminderungsrenten für Versicherte,
3.	 Hinterbliebenenrenten für Verwitwete, überlebende Lebens- 

partner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes und Wai- 
sen der Versicherten.

§ 31 
Versicherungsfall und Rentenbeginn

Der Versicherungsfall tritt am Ersten des Monats ein, von dem 
an ein Anspruch auf gesetzliche Rente wegen Alters als Voll-
rente bzw. wegen teilweiser oder voller Erwerbsminderung 
besteht. Der Anspruch ist durch Bescheid des Trägers der 
gesetzlichen Rentenversicherung nachzuweisen. Den in der 
gesetzlichen Rentenversicherung Versicherten, die bei Eintritt 
des Versicherungsfalles nach Satz 1 die Wartezeit nach § 32 er-
füllt haben, wird auf ihren schriftlichen Antrag von der Kasse 
eine Betriebsrente gezahlt. Die Betriebsrente beginnt - vor-
behaltlich des § 39 - mit dem Beginn der Rente aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung.

§ 32 
Wartezeit

(1) Betriebsrenten werden erst nach Erfüllung der Wartezeit 
von 60 Kalendermonaten gewährt. Dabei wird jeder Kalender-
monat berücksichtigt, für den mindestens für einen Tag Auf-
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wendungen für die Pflichtversicherung nach § 61 Satz 1 Num-
mer 1 erbracht wurden. Bis zum 31. Dezember 2000 nach dem 
bisherigen Recht der Zusatzversorgung als Umlagemonate zu 
berücksichtigende Zeiten zählen für die Erfüllung der Warte-
zeit. Für die Erfüllungen der Wartezeit werden Versicherungs-
zeiten bei Zusatzversorgungseinrichtungen nach § 27 im Rah-
men von Überleitungsvereinbarungen zusammengerechnet.

(2) Die Wartezeit gilt als erfüllt, wenn der Versicherungsfall 
durch einen Arbeitsunfall eingetreten ist, der im Zusammen-
hang mit dem die Pflicht zur Versicherung begründenden Be-
schäftigungsverhältnis steht oder wenn der Versicherte infolge 
eines solchen Arbeitsunfalls gestorben ist. Ob ein Arbeitsunfall 
vorgelegen hat, ist durch Bescheid des Trägers der gesetzlichen 
Unfallversicherung nachzuweisen.

(3) In den Fällen des § 7 Absatz 5 des Gesetzes über die Rechts-
verhältnisse der Mitglieder des Deutschen Bundestages und ent-
sprechender gesetzlicher Vorschriften werden Zeiten einer nach 
dem Beginn der Pflichtversicherung liegenden Mitgliedschaft 
im Deutschen Bundestag, im Europäischen Parlament oder in 
dem Parlament eines Landes auf die Wartezeit angerechnet.

(4) Soweit die Betriebsrente auf Arbeitnehmereigenbeteiligung 
an Zusatzbeiträgen oder auf Altersvorsorgezulagen nach § 34a 
beruht, wird auf die Wartezeit jeder Kalendermonat vom Be-
ginn des Beschäftigungsverhältnisses, für das ein Arbeit-
nehmerbeitrag entrichtet worden ist, bis zum Beginn der Be-
triebsrente angerechnet. Bei Eintritt des Versicherungsfalls der 
Altersrente ist für die anteilige Betriebsrente nach Satz 1 keine 
Wartezeit erforderlich.

§ 33 
Höhe der Betriebsrente

(1) Die monatliche Betriebsrente errechnet sich aus der Summe 
der bis zum Beginn der Betriebsrente (§ 31 Satz 4) erworbenen 
Versorgungspunkte (§§ 34, 72 Absatz 1 Satz 2), multipliziert 
mit dem Messbetrag von vier Euro.

(2) Die Betriebsrente wegen teilweiser Erwerbsminderung be-
trägt die Hälfte der Betriebsrente, die sich nach Absatz 1 bei 
voller Erwerbsminderung ergeben würde.

(3) Die Betriebsrente mindert sich für jeden Monat, für den 
der Zugangsfaktor nach § 77 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch 
herabgesetzt ist, um 0,3  Prozent, höchstens jedoch um ins-
gesamt 10,8 Prozent.

§ 34 
Versorgungspunkte

(1) Versorgungspunkte ergeben sich

1.	 für das zusatzversorgungspflichtige Entgelt (§ 62),
2.	 für Altersvorsorgezulagen im Sinne des Abschnitts XI Ein-

kommenssteuergesetz (§ 34a),
3.	 für soziale Komponenten (§ 35) und
4.	 als Bonuspunkte (§ 66).

Die Versorgungspunkte nach Satz 1 Nummer 1 und 2 werden 
jeweils zum Ende des Kalenderjahres bzw. zum Zeitpunkt der 
Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses festgestellt und 
dem Versorgungskonto gutgeschrieben; die Feststellung und 
Gutschrift der Bonuspunkte erfolgen zum Ende des folgenden 
Kalenderjahres. Versorgungspunkte werden jeweils auf zwei 
Nachkommastellen gerundet; ist die dritte Nachkommastelle 
eine fünf bis neun, wird dabei die zweite Nachkommastelle um 
eins erhöht, sonst bleibt die zweite Nachkommastelle unver-
ändert.

(2) Die Anzahl der Versorgungspunkte für ein Kalenderjahr nach 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 ergibt sich aus dem Verhältnis eines 
Zwölftels des zusatzversorgungspflichtigen Jahresentgelts zum 
Referenzentgelt von 1.000 Euro, multipliziert mit dem Alters-
faktor (Absatz  3); dies entspricht einer Beitragsleistung von 
vier Prozent des zusatzversorgungspflichtigen Entgelts. Bei 
einer vor dem 1. Januar 2003 vereinbarten Altersteilzeit auf der 
Grundlage des Altersteilzeitgesetzes werden die Versorgungs-
punkte nach Satz 1 mit dem 1,8-fachen berücksichtigt, soweit 
sie nicht auf Entgelten beruhen, die in voller Höhe zustehen.

(3) Der Altersfaktor in der Pflichtversicherung beinhaltet eine 
jährliche Verzinsung von 3,25  Prozent während der Anwart-
schaftsphase und von 5,25 Prozent während des Rentenbezuges 
und richtet sich nach der folgenden Tabelle; dabei gilt als Alter 
die Differenz zwischen dem jeweiligen Kalenderjahr und dem 
Geburtsjahr:

Alter Altersfaktor
17 3,1
18 3,0
19 2,9
20 2,8
21 2,7
22 2,6
23 2,5
24 2,4
25 2,4
26 2,3
27 2,2
28 2,2
29 2,1
30 2,0
31 2,0
32 1,9
33 1,9
34 1,8
35 1,7
36 1,7
37 1,6
38 1,6
39 1,6
40 1,5

Alter Altersfaktor
41 1,5
42 1,4
43 1,4
44 1,3
45 1,3
46 1,3
47 1,2
48 1,2
49 1,2
50 1,1
51 1,1
52 1,1
53 1,0
54 1,0
55 1,0
56 1,0
57 0,9
58 0,9
59 0,9
60 0,9
61 0,9
62 0,8
63 0,8

64 und älter 0,8
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§ 34a
Sonderregelung zur Berücksichtigung  

von Altersvorsorgezulagen in der Pflichtversicherung

1.	 Altersvorsorgezulagen nach Abschnitt XI Einkommens-
steuergesetz, die für individuell besteuerte Beiträge der 
Pflichtversicherten gewährt werden, werden im Abrech- 
nungsverband der Pflichtversicherung der Teildeckungs-
rückstellung zum Aufbau eines Kapitalstocks nach §  56 
Absatz 2 Satz 2 zugeführt.

2.	 Die Anzahl der Versorgungspunkte für die im jeweiligen 
Kalenderjahr ausgezahlte Altersvorsorgezulage ergibt sich,  
indem die Altersvorsorgezulage durch den Regelbeitrag 
von 480  Euro geteilt, mit dem Faktor 0,75 und dem in 
§ 34 Absatz 3 festgelegten Altersfaktor multipliziert wird;
dabei gilt als Alter die Differenz zwischen dem jeweiligen
Kalenderjahr und dem Geburtsjahr.

3.	 Wird eine staatliche Förderung von der Zentralen Zulagen-
stelle für Altersvermögen zurückgefordert, vermindert der 
Rückzahlungsbetrag das zur Verfügung stehende Kapital. 
Vor dem Rentenbezug reduzieren sich die Versorgungs-
punkte entsprechend. Während des Versorgungsbezugs redu- 
ziert sich die Betriebsrente entsprechend. Die Kasse kann 
von der Reduzierung absehen, soweit der Versicherte den 
Rückforderungsbetrag durch eine einmalige Sonderzahlung 
ausgleicht.

§ 35
Soziale Komponenten

(1) Für jeden vollen Kalendermonat, in dem das Arbeitsverhält-
nis wegen einer Elternzeit nach § 15 des Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetzes ruht, werden für jedes Kind, für das ein An-
spruch auf Elternzeit besteht, die Versorgungspunkte berück-
sichtigt, die sich bei einem zusatzversorgungspflichtigen Ent-
gelt von 500 Euro in diesem Monat ergeben würden; es werden
jedoch höchstens je Kind 36 Kalendermonate berücksichtigt. 
Bestehen mehrere zusatzversorgungspflichtige Arbeitsverhält-
nisse im Sinne des Satzes 1, bestimmt der Pflichtversicherte, für
welches Arbeitsverhältnis die Versorgungspunkte nach Satz 1
berücksichtigt werden. Für die Zeit, in der das Arbeitsverhältnis 
wegen der Schutzfristen nach § 3 und § 6 Mutterschutzgesetz
ruht, werden die Versorgungspunkte berücksichtigt, die sich er-
geben würden, wenn in dieser Zeit das fiktive Entgelt nach § 21
Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst oder entsprechenden
tarifvertraglichen Regelungen gezahlt worden wäre. Diese
Zeiten werden als Umlagemonate für die Erfüllung der Warte-
zeiten berücksichtigt.

(2) Bei Eintritt des Versicherungsfalles wegen teilweiser oder
voller Erwerbsminderung vor Vollendung des 60. Lebensjahres
werden Pflichtversicherten - mit Ausnahme der beitragsfrei
Pflichtversicherten - für jeweils zwölf volle, bis zur Vollendung
des 60. Lebensjahres fehlende Kalendermonate (Zurechnungs-
zeit) so viele Versorgungspunkte hinzugerechnet, wie dies dem
Verhältnis von durchschnittlichem monatlichem zusatzversor- 
gungspflichtigem Entgelt der letzten drei Kalenderjahre vor
Eintritt des Versicherungsfalles zum Referenzentgelt entspricht; 
bei Berechnung des durchschnittlichen Entgelts werden Monate 
ohne zusatzversorgungspflichtiges Entgelt nicht berücksichtigt.

Ist in diesem Zeitraum kein zusatzversorgungspflichtiges Ent-
gelt angefallen, ist für die Berechnung nach Satz 1 das Entgelt 
zugrunde zu legen, das sich als durchschnittliches monatliches 
zusatzversorgungspflichtiges Entgelt im Kalenderjahr vor dem 
Rentenbeginn ergeben hätte.

(3) Bei Beschäftigten, die am 1. Januar 2002 bereits 20 Jahre
pflichtversichert sind, werden für jedes volle Kalenderjahr der
Pflichtversicherung bis zum 31.  Dezember 2001 mindestens
1,84 Versorgungspunkte berücksichtigt. Bei Beschäftigten,
deren Gesamtbeschäftigungsquotient am 31.  Dezember 2001
kleiner als eins ist, gilt Satz 1 entsprechend mit der Maßgabe,
dass der Faktor 1,84 mit dem am 31.  Dezember 2001 maß-
gebenden Gesamtbeschäftigungsquotienten multipliziert wird.

§ 36
Betriebsrente für Hinterbliebene

(1) Stirbt ein Versicherter, der die Wartezeit (§ 32) erfüllt hat,
oder ein Betriebsrentenberechtigter, hat der hinterbliebene Ehe-
gatte Anspruch auf eine kleine oder große Betriebsrente für
Verwitwete, wenn und solange ein Anspruch auf Witwenrente
oder Witwerrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung be-
steht oder bestehen würde, sofern kein Rentensplitting unter
Ehegatten durchgeführt worden wäre. Art (kleine oder große
Betriebsrenten für Verwitwete), Höhe (der nach Ablauf des
Sterbevierteljahres maßgebende Rentenartfaktor nach §  67
Nummer 5 und 6 und § 255 Absatz 1 Sechstes Buch Sozial-
gesetzbuch) und Dauer des Anspruchs richten sich - soweit
nachstehend keine abweichenden Regelungen getroffen sind  -
nach den entsprechenden Bestimmungen der gesetzlichen
Rentenversicherung. Bemessungsgrundlage der Betriebsrenten
für Hinterbliebene ist jeweils die Betriebsrente, die der Ver-
storbene bezogen hat oder hätte beanspruchen können, wenn
er im Zeitpunkt seines Todes wegen voller Erwerbsminderung
ausgeschieden wäre. Die Kinder des Verstorbenen haben ent-
sprechend den Sätzen 1 bis 3 Anspruch auf Betriebsrente für
Voll- oder Halbwaisen; Kinder sind die leiblichen und an-
genommenen Kinder sowie die Pflegekinder im Sinne des
§ 32 Absatz 1 Nummer 2 des Einkommensteuergesetzes. Als
Kinder im Sinne des Satzes 4 gelten nur die Kinder, die nach
§ 32 Absatz 3, Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Absatz 5
des Einkommensteuergesetzes berücksichtigungsfähig sind.
Der Anspruch ist durch Bescheid des Trägers der gesetzlichen
Rentenversicherung nachzuweisen.

(2) Anspruch auf Betriebsrente für Verwitwete besteht nicht,
wenn die Ehe mit dem Verstorbenen weniger als zwölf Mona-
te gedauert hat, es sei denn, dass nach den besonderen Um-
ständen des Falles die Annahme nicht gerechtfertigt ist, dass
es der alleinige oder überwiegende Zweck der Heirat war, dem
Verwitweten eine Betriebsrente zu verschaffen.

(3) Witwen- oder Witwerrente und Waisenrenten dürfen zu-
sammen den Betrag der ihrer Berechnung zugrundeliegenden
Betriebsrente nicht übersteigen. Ergeben die Hinterbliebenen-
renten in der Summe einen höheren Betrag, werden sie anteilig
gekürzt. Erlischt eine der anteilig gekürzten Hinterbliebenen-
renten, erhöhen sich die verbleibenden Hinterbliebenenrenten
vom Beginn des folgenden Monats entsprechend, jedoch höchs-
tens bis zum vollen Betrag der Betriebsrente des Verstorbe- 
nen.
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(4) Für einen Anspruch auf Betriebsrente für Verwitwete gel-
ten als Heirat auch die Begründung einer Lebenspartnerschaft, 
als Ehe auch eine Lebenspartnerschaft, als Witwe oder Witwer 
auch ein überlebender Lebenspartner und als Ehegatte auch 
ein Lebenspartner jeweils im Sinne des Lebenspartnerschafts-
gesetzes.

§ 37 
Anpassung der Betriebsrenten

Die Betriebsrenten werden jeweils zum 1. Juli eines Jahres um 
1 Prozent ihres Betrages erhöht.

§ 38 
Neuberechnung

(1) Die Betriebsrente ist neu zu berechnen, wenn bei einem 
Betriebsrentenberechtigten ein neuer Versicherungsfall eintritt 
und seit dem Beginn der Betriebsrente aufgrund des früheren 
Versicherungsfalles zusätzliche Versorgungspunkte zu berück-
sichtigen sind.

(2) Durch die Neuberechnung wird die bisherige Betriebsrente 
um den Betrag erhöht, der sich als Betriebsrente aufgrund der 
neu zu berücksichtigenden Versorgungspunkte ergibt; für diese 
zusätzlichen Versorgungspunkte wird der Abschlagsfaktor nach 
§ 33 Absatz 3 gesondert festgestellt.

(3) Wird aus einer Betriebsrente wegen teilweiser Erwerbs-
minderung eine Betriebsrente wegen voller Erwerbsminderung 
oder wegen Alters, wird die bisher nach §  33 Absatz  2 zur 
Hälfte gezahlte Betriebsrente voll gezahlt. Wird aus einer Be-
triebsrente wegen voller Erwerbsminderung eine Betriebsrente 
wegen teilweiser Erwerbsminderung, wird die bisher gezahlte 
Betriebsrente entsprechend § 33 Absatz 2 zur Hälfte gezahlt. 
Die Absätze 1 und 2 sind entsprechend anzuwenden, wenn zu-
sätzliche Versorgungspunkte zu berücksichtigen sind.

(4) Bei Neuberechnungen der Betriebsrente sind Versorgungs-
punkte nach §  35 Absatz  2, die aufgrund des früheren Ver-
sicherungsfalls berücksichtigt wurden, nur noch insoweit an-
zurechnen, als sie die zusätzlichen Versorgungspunkte - ohne 
Bonuspunkte nach § 66 und Versorgungspunkte aus Altersver-
sorgungszulagen aus der Pflichtversicherung - aus einer Pflicht-
versicherung übersteigen oder soweit in dem nach §  35 Ab-
satz 2 maßgebenden Zeitraum keine Pflichtversicherung mehr 
bestanden hat.

(5) Für Hinterbliebene gilt Absatz 3 Satz 1 und 2 entsprechend.

§ 39 
Nichtzahlung und Ruhen

(1) Die Betriebsrente wird von dem Zeitpunkt an nicht ge-
zahlt, von dem an die Rente wegen Alters aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung nach § 100 Absatz 3 Satz 1 in Verbindung 
mit § 34 Absatz 2 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch endet. Die 
Betriebsrente ist auf Antrag vom Ersten des Monats an wieder 
zu zahlen, für den dem Rentenberechtigten die Rente wegen Al-
ters aus der gesetzlichen Rentenversicherung wieder geleistet 
wird. Wird die Altersrente der gesetzlichen Rentenversicherung 

nach Eintritt des Versicherungsfalls (§ 31) als Teilrente gezahlt, 
wird die Betriebsrente nur in Höhe eines entsprechenden An-
teils gezahlt.

(2) Ist der Versicherungsfall wegen voller oder teilweiser Er-
werbsminderung eingetreten und wird die Rente aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung wegen Hinzuverdienstes nicht oder 
nur zu einem Anteil gezahlt, wird auch die Betriebsrente nicht 
oder nur in Höhe eines entsprechenden Anteils gezahlt.

(3) Die Betriebsrente ruht, solange die Rente aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung ganz oder teilweise versagt wird.

(4) Die Betriebsrente ruht ferner, solange der Berechtigte seinen 
Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt außerhalb eines Mitglied-
staates der Europäischen Union hat und trotz Aufforderung der 
Kasse keinen Empfangsbevollmächtigten im Inland bestellt. Die 
Kasse kann Ausnahmen zulassen.

(5) Die Betriebsrente ruht ferner in Höhe des Betrages des für 
die Zeit nach dem Beginn der Betriebsrente gezahlten Kranken-
geldes aus der gesetzlichen Krankenversicherung, soweit dieses 
nicht nach § 96a Absatz 3 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch auf 
eine Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung anzurechnen 
oder bei einer Rente wegen voller Erwerbsminderung oder eine 
Rente wegen Alters als Vollrente dem Träger der Krankenver-
sicherung zu erstatten ist.

(6) Für Hinterbliebene gelten die Vorschriften der gesetzlichen 
Rentenversicherung über das Zusammentreffen von Rente und 
Einkommen entsprechend mit folgenden Maßgaben:

1.	 Eventuelle Freibeträge sowie das Einkommen, das auf 
die Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung an-
gerechnet wird, bleiben unberücksichtigt.

2.	 Dem Hinterbliebenen werden mindestens 35  Prozent der 
ihm nach § 36 zustehenden Betriebsrente gezahlt.

§ 40 
Erlöschen

(1) Der Anspruch auf Betriebsrente erlischt mit dem Ablauf des 
Monats,

1.	 in dem der Betriebsrentenberechtigte gestorben ist oder
2.	 für den Rente nach § 43 oder § 240 Sechstes Buch Sozial-

gesetzbuch letztmals gezahlt worden ist oder
3.	 der dem Monat vorangeht, von dessen Beginn an die Zu-

satzversorgungseinrichtung, zu der die Versicherung über-
geleitet worden ist, zur Zahlung der Betriebsrente ver-
pflichtet ist.

(2) Der Anspruch auf Betriebsrente für Verwitwete sowie 
Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes er-
lischt im Übrigen mit dem Ablauf des Monats, in dem der Ver-
witwete oder der hinterbliebene eingetragene Lebenspartner 
eine Ehe geschlossen oder eine Lebenspartnerschaft begründet 
hat. Für das Wiederaufleben der Betriebsrenten für Verwitwete 
sowie hinterbliebene Lebenspartner im Sinne des Lebens-
partnerschaftsgesetzes gilt § 46 Absatz 3 Sechstes Buch Sozial-
gesetzbuch entsprechend.
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§ 41 
Abfindungen

(1) Betriebsrenten aus einer Pflichtversicherung, die den 
Monatsbetrag nach §  3 Absatz  2 Betriebsrentengesetz nicht 
überschreiten, werden abgefunden; Waisenrenten und Er-
werbsminderungsrenten jedoch nur auf Antrag. Überschreitet 
die Betriebsrente diesen Monatsbeitrag, so kann sie auf Antrag 
abgefunden werden, wenn die Überweisungskosten unver-
hältnismäßig hoch sind. Leistungen, die nach Entstehen des 
Anspruchs auf Betriebsrente gezahlt werden, werden auf den 
Abfindungsbetrag angerechnet. Wird der Rentenantrag nach 
Ablauf der Ausschlussfrist des § 52 Absatz 1 Satz 1 gestellt, tritt 
an die Stelle des Zeitpunkts des Entstehens des Anspruchs der 
nach dieser Regelung maßgebende Beginn des Zweijahreszeit-
raums, für den bei einer laufenden Leistung die Betriebsrente 
nachzuzahlen wäre.

(2) Die Abfindung kann nur innerhalb einer Ausschlussfrist von 
sechs Monaten nach Zugang der Entscheidung über den Antrag 
auf Betriebsrente (§ 46 Absatz 1) beantragt werden.

(3) Der Abfindungsbetrag in der Pflichtversicherung wird 
berechnet, indem die Rente, die dem Berechtigten im Zeit-
punkt des Entstehens des Anspruchs zustand, mit einem in 
den nachstehenden Tabellen genannten, dem Lebensalter ent-
sprechenden Faktor vervielfacht wird.

1.	 Betriebsrente für Versicherte:

Alter des 
Berechtigten 

beim Ent-
stehen des 
Anspruchs

Faktor

bis 20 154

21 156

22 158

23 161

24 162

25 164

26 166

27 167

28 168

29 169

30 170

31 171

32 171

33 172

34 172

35 172

36 172

37 172

38 172

39 172

40 172

Alter des 
Berechtigten 

beim Ent-
stehen des 
Anspruchs

Faktor

41 172

42 172

43 172

44 172

45 172

46 172

47 171

48 171

49 171

50 171

51 170

52 170

53 170

54 169

55 168

56 167

57 166

58 165

59 164

60 162

61 160

Alter des 
Berechtigten 

beim Ent-
stehen des 
Anspruchs

Faktor

62 158

63 155

64 152

65 149

66 146

67 142

68 139

69 135

70 131

71 127

72 124

73 120

74 116

75 111

76 107

77 103

78 99

79 95

80 91

2.	 Betriebsrente für Verwitwete und hinterbliebene Lebens-
partner:

Alter des 
Berechtigten 

beim Ent-
stehen des 
Anspruchs

Faktor

20 215

21 215

22 214

23 213

24 212

25 211

26 210

27 209

28 208

29 207

30 206

31 204

32 203

33 201

34 200

35 198

36 197

37 195

38 193

39 192

40 190

41 188

42 186

43 184

44 183

45 181

46 179

47 177

48 174

49 172

50 170

Alter des 
Berechtigten 

beim Ent-
stehen des 
Anspruchs

Faktor

51 168

52 165

53 163

54 161

55 158

56 155

57 153

58 150

59 147

60 145

61 142

62 139

63 136

64 133

65 130

66 127

67 123

68 120

69 116

70 113

71 109

72 106

73 102

74 98

75 95

76 91

77 87

78 84

79 80

80 77

81 73

Alter des 
Berechtigten 

beim Ent-
stehen des 
Anspruchs

Faktor

82 70

83 67

84 63

85 60

86 57

87 55

88 52

89 50

90 47

91 45

92 43

93 41

94 39

95 37

96 35

97 33

98 31

99 30

100 28

101 27

102 25

103 24

104 23

105 22

106 21

107 20

108 19

109 18

110 17

3.	 Betriebsrente für Waisen:

Alter des 
Berechtigten 

beim Ent-
stehen des 
Anspruchs

Faktor

0 141

1 137

2 131

3 126

4 120

5 114

6 108

7 101

8 94

Alter des 
Berechtigten 

beim Ent-
stehen des 
Anspruchs

Faktor

9 87

10 79

11 71

12 62

13 53

14 43

15 33

16 23

17 und älter 12
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(4) Mit der Abfindung erlöschen alle Ansprüche und Anwart-
schaften aus der Versicherung.

(5) Die abgefundene Betriebsrente für Hinterbliebene gilt für 
die Anwendung des § 36 Absatz 3 nicht als abgefunden.

§ 42 
Rückzahlung und Beitragserstattung

(1) Ohne Rechtsgrund gezahlte Umlagen und Zusatzbeiträge 
werden ohne Zinsen zurückgezahlt.

(2) Die beitragsfrei Pflichtversicherten, die die Wartezeit 
(§  32) nicht erfüllt haben, können bis zur Vollendung ihres 
69. Lebensjahres die Erstattung der von ihnen getragenen Bei-
träge beantragen. Der Antrag auf Beitragserstattung gilt für alle 
von den Versicherten selbst getragenen Beiträge und kann nicht 
widerrufen werden. Rechte aus der Versicherung für Zeiten, für 
die Beiträge erstattet werden, erlöschen mit der Antragstellung. 
Die Beiträge werden ohne Zinsen erstattet.

(3) Sterben Versicherte nach Antragstellung, aber vor Beitrags-
erstattung, gehen die Ansprüche auf die Hinterbliebenen über, 
die betriebsrentenberechtigt wären, wenn die Wartezeit erfüllt 
wäre. Mit der Zahlung an einen der Hinterbliebenen erlischt der 
Anspruch der übrigen Berechtigten gegen die Kasse.

(4) Beiträge im Sinne der Absätze 2 und 3 dieser Vorschrift sind

1.	 die für die Zeit vor dem 1. Januar 1978 entrichteten Pflicht-
beiträge einschließlich der Beschäftigtenanteile an den Er-
höhungsbeträgen,

2.	 Beiträge zur freiwilligen Weiterversicherung,
3.	 die für die Zeit nach dem 31. Dezember 1977 entrichteten 

Beschäftigtenanteile an den Erhöhungsbeträgen,
4.	 die für die Zeit nach dem 31. Dezember 1998 entrichtete 

Eigenbeteiligung der Beschäftigten an der Umlage (§ 61).

§ 43 
Sonderregelung für Beschäftigte, die in der gesetzlichen 

Rentenversicherung nicht versichert sind

Für Beschäftigte, die in der gesetzlichen Rentenversicherung 
nicht versichert sind oder die die Voraussetzungen für den 
Bezug einer Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
nicht erfüllen, gelten die §§ 16 bis 42 entsprechend. Soweit auf 
Regelungen des Rechts der gesetzlichen Rentenversicherung 
Bezug genommen wird, ist die jeweilige Regelung so ent-
sprechend anzuwenden, wie dies bei unterstellter Versicherung 
in der gesetzlichen Rentenversicherung der Fall wäre. Bei An-
wendung des § 31 sind dabei anstelle der Versicherungszeiten in 
der gesetzlichen Rentenversicherung die Pflichtversicherungs-
zeiten in der Zusatzversorgung zu berücksichtigen. Für den 
Beginn der Betriebsrente ist bei entsprechender Anwendung 
von § 31 Satz 4 der Satzung in Verbindung mit § 99 Sechstes 
Buch Sozialgesetzbuch auf den Zeitpunkt der Antragstellung 
bei der Kasse abzustellen. Die teilweise oder volle Erwerbs-
minderung ist durch einen von der Kasse zu bestimmenden 
Facharzt nachzuweisen. Die Kosten der Begutachtung trägt der 
Versicherte. Die Betriebsrente ruht, solange sich die Betriebs-
rentenberechtigten trotz Verlangens der Kasse innerhalb einer 
von dieser zu setzenden Frist nicht fachärztlich untersuchen 

lassen oder das Ergebnis der Untersuchung der Kasse nicht vor-
legen. Der Anspruch auf Betriebsrente erlischt mit Ablauf des 
Monats, der auf den Monat folgt, in welchem dem Berechtigten 
die Entscheidung der Kasse über das Erlöschen des Anspruchs 
wegen Wegfalls der Erwerbsminderung zugegangen ist.

§ 44 
Eheversorgungsausgleich

(1) Zum Ausgleich der nach dieser Satzung erworbenen An-
rechte findet die interne Teilung nach dem Versorgungsaus-
gleichsgesetz sowie den nachstehenden Regelungen statt.

(2) Der Ausgleichswert wird in Form von Versorgungspunkten 
ausgewiesen. Die Höhe des Ausgleichswertes wird ermittelt, in-
dem der hälftige Ehezeitanteil der ausgleichspflichtigen Person 
anhand ihrer versicherungsmathematischen Barwertfaktoren in 
einen Kapitalwert umgerechnet und nach Abzug der hälftigen 
Teilungskosten anhand der versicherungsmathematischen Bar-
wertfaktoren der ausgleichsberechtigten Person in Versorgungs-
punkte umgerechnet wird. Ist für die ausgleichspflichtige Per-
son ein ausgleichsreifer Rentenanspruch zu berücksichtigen, 
sind für beide Personen die Rentenbarwertfaktoren zugrunde 
zu legen; ansonsten die Anwartschaftsbarwertfaktoren.

(3) Wird vom Familiengericht für die ausgleichsberechtigte Per-
son ein Anrecht übertragen, erwirbt die ausgleichsberechtigte 
Person bezogen auf das Ende der Ehezeit ein von einer eigenen 
Pflichtversicherung unabhängiges Anrecht und gilt diesbezüg-
lich mit folgenden Besonderheiten als beitragsfrei pflichtver-
sichert:

1.	 die Wartezeit nach § 32 gilt als erfüllt und in den Fällen des 
§ 32 Absatz 4 werden die bis zum Ende der Ehezeit berück-
sichtigungsfähigen Zeiten der ausgleichspflichtigen Person 
der ausgleichsberechtigten Person angerechnet;

2.	 in den Fällen des § 43 sind die Pflichtversicherungszeiten 
der ausgleichspflichtigen Person zum Ende der Ehezeit zu 
berücksichtigen;

3.	 die Zuteilung der Bonuspunkte kommt in Betracht, wenn 
die ausgleichspflichtige Person zum Ende der Ehezeit eine 
Wartezeit von 120 Umlagemonaten erfüllt hat.

Ist der Versicherungsfall der ausgleichsberechtigten Person 
vor dem Ende der Ehezeit eingetreten, gilt bezüglich des über-
tragenen Anrechts der Versicherungsfall zum Ersten des Monats 
nach dem Ende der Ehezeit als eingetreten. Ist der Versorgungs-
ausgleich nach Eintritt des Versicherungsfalls der ausgleichs-
berechtigten Person wirksam geworden, wird die Betriebsrente 
aus dem übertragenen Anrecht von dem Kalendermonat an ge-
zahlt, zu dessen Beginn der Versorgungsausgleich wirksam ist; 
§ 38 Absatz 2 2. Halbsatz gilt entsprechend.

(4) Ist eine Anwartschaft der ausgleichspflichtigen Person 
auszugleichen, wird diese zum Ende der Ehezeit um die Ver-
sorgungspunkte gekürzt, die sich durch Umrechnung des 
Ausgleichswerts anhand der versicherungsmathematischen 
Barwertfaktoren der ausgleichsberechtigten Person in einen 
Kapitalwert und unter Berücksichtigung der Teilungskosten 
anhand der versicherungsmathematischen Barwertfaktoren der 
ausgleichspflichtigen Person ergeben. Bestand zum Ende der 
Ehezeit ein nicht ausgleichsreifer Rentenanspruch, gilt bezüg-
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lich der zu kürzenden Betriebsrente der Versicherungsfall zum 
Ersten des Monats nach dem Ende der Ehezeit als eingetreten; 
dabei wird der Abschlagsfaktor nach § 33 Absatz 3 gesondert 
festgestellt. Ist ein Anspruch der ausgleichspflichtigen Per-
son auszugleichen, wird dieser zum Ende der Ehezeit um den 
Rentenbetrag gekürzt, der sich entsprechend Satz 1 ergibt. Ab-
satz 2 Satz 3 ist anzuwenden. Ist der Versorgungsausgleich nach 
Beginn der Rente der ausgleichspflichtigen Person wirksam 
geworden, wird die Betriebsrente von dem Kalendermonat an 
vermindert, zu dessen Beginn der Versorgungsausgleich wirk-
sam ist.

(5) Soweit der Versorgungsausgleich nach dem analogen
Quasisplitting durchgeführt wurde, berechnet sich der
Kürzungsbetrag, indem der Begründungsbetrag der familien-
gerichtlichen Entscheidung durch den aktuellen Rentenwert
zum gesetzlichen Ehezeitende dividiert und mit dem aktuel-
len Rentenwert zum Rentenbeginn vervielfacht wird. Dieser
Kürzungsbetrag wird entsprechend der Entwicklung des aktu-
ellen Rentenwerts angepasst. Wurde im familiengerichtlichen
Urteil in Entgeltpunkte (Ost) tenoriert, ist der entsprechende
aktuelle Rentenwert (Ost) zu verwenden. In den Fällen mit
einem Rentenbeginn vor dem 1. Februar 2018 erfolgt die Be-
rechnung des Kürzungsbetrags nach Satz 1 bis 3 nur auf Antrag
des Betriebsrentenberechtigten. Bei einer Abfindung errechnet
sich der Abfindungsbetrag aus dem unter Berücksichtigung des
durchgeführten Versorgungsausgleichs gekürzten Betrags der
Betriebsrente. Dies gilt auch dann, wenn die Betriebsrente vor
der Abfindung noch ungekürzt zu zahlen war.

Kapitel 2 
Verfahrensvorschriften

§ 45
Leistungsantrag

(1) Die Kasse erbringt Leistungen nur auf schriftlichen An-
trag. Dem Antrag sind die Unterlagen beizufügen, die für die
Prüfung des Anspruchs dem Grunde und der Höhe nach er-
forderlich sind. Der Antrag ist bei Pflichtversicherten über das
Mitglied einzureichen, bei dem der Pflichtversicherte zuletzt
in dem versicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis ge-
standen hat.

(2) Ist der Berechtigte verstorben, ohne den Antrag bei der
Kasse gestellt zu haben, so kann der Antrag nur nachgeholt
werden, wenn dem Verstorbenen ein Anspruch auf Gewährung
einer Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung zu-
gestanden und er den Antrag auf Gewährung dieser Rente ge-
stellt hat. Das Recht, den Antrag nachzuholen, steht nur dem
überlebenden Ehegatten sowie den Abkömmlingen zu.

(3) Die Kasse kann die für die Feststellung des Eintritts des Ver-
sicherungsfalls und die Berechnung der Betriebsrente erforder-
lichen Daten elektronisch durch gesicherte und verschlüsselte
Datenübertragung von den Trägern der gesetzlichen Rentenver-
sicherung oder anderer Versorgungswerke anfordern. Dies gilt
nach Rentenbeginn auch für die Prüfung des Anspruchs auf Be-
triebsrente dem Grunde und der Höhe nach. Soweit eine elektro-
nische Datenübertragung der erforderlichen Daten nicht möglich
ist, besteht die Verpflichtung nach Absatz 1 insoweit fort.

§ 46
Entscheidung und Gerichtsstand

(1) Die Kasse entscheidet schriftlich über den Antrag. Wird eine 
Leistung erbracht, so sind ihre Höhe, die Art der Berechnung
und ihr Beginn anzugeben. Wird eine Leistung abgelehnt oder
die Zahlung einer Betriebsrente eingestellt, so ist dies zu be-
gründen.

(2) Stellt sich nachträglich heraus, dass die Entscheidung auf
unrichtigen Voraussetzungen beruht, so kann die Kasse die un-
richtige Entscheidung aufheben und eine neue Entscheidung
treffen.

(3) Ansprüche aus der Pflichtversicherung können gegen die
Kasse bei dem für deren Sitz zuständigen Gericht geltend ge-
macht werden. Gerichtsstand ist Gransee.

(4) Falls der Versicherte oder Betriebsrentenberechtigte nach
Beginn der Pflichtversicherung seinen Wohnsitz oder gewöhn-
lichen Aufenthalt außerhalb der Bundesrepublik Deutschland
verlegt oder der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist, ist für Klagen
aus dem Versicherungsvertrag ausschließlich das Gericht am
Sitz der Kasse zuständig.

§ 47
Auszahlung

(1) Die Betriebsrenten werden monatlich im Voraus auf ein
Girokonto der Betriebsrentenberechtigten innerhalb eines Mit-
gliedstaates des Europäischen Wirtschaftsraums überwiesen. 
Die Kosten der Überweisung, mit Ausnahme der Kosten für die
Gutschrift, trägt die Kasse; für Überweisungen auf ein Konto
außerhalb Deutschlands gilt dies nur, wenn diese im Rah-
men des einheitlichen Euro-Zahlungsverkehrsraums (SEPA- 
Überweisung) erfolgen kann; hierzu teilt der Betriebsrenten-
berechtigte der Kasse seine internationale Kontonummer
(International Bank Account Number - IBAN) sowie die inter-
nationale Bankleitzahl des kontoführenden Geldinstituts (Bank
Identifier Code - BIC) mit. Besteht der Betriebsrentenanspruch
nicht für einen vollen Kalendermonat, wird der Teil gezahlt, der 
auf den Anspruchszeitraum entfällt.

(2) Stirbt ein Betriebsrentenberechtigter, der den Leistungs-
antrag gestellt hat, vor der Auszahlung, so können nur der
überlebende Ehegatte oder die Abkömmlinge die Auszahlung
verlangen. Wer den Tod des Betriebsrentenberechtigten vor-
sätzlich herbeigeführt hat, hat keinen Anspruch nach Satz  1. 
Die Zahlung an einen Hinterbliebenen bringt den Anspruch der
übrigen Berechtigten gegen die Kasse zum Erlöschen.

(3) Hat der Betriebsrentenberechtigte seinen Wohnsitz oder
dauernden Aufenthalt außerhalb eines Mitgliedstaates des
Europäischen Wirtschaftsraumes, kann die Kasse die Zahlung
der Betriebsrente davon abhängig machen, dass der Betriebs-
rentenberechtigte einen Empfangsbevollmächtigten im Inland
benennt oder der Betriebsrentenberechtigte die Auszahlung der
Betriebsrente auf ein auf seinen Namen lautendes Konto im In-
land ermöglicht. Ferner ist die Kasse berechtigt, die Leistungen
für das laufende Kalenderjahr in einem Betrag im Dezember
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auszuzahlen. Rentenzahlungen außerhalb des Europäischen 
Wirtschaftsraumes erfolgen auf Kosten und Gefahr des Be-
triebsrentenberechtigten.

(4) Überzahlte Leistungen sind zu erstatten und können von der 
Kasse mit künftigen Leistungen verrechnet werden.

§ 48 
Pflichten der Versicherten und Betriebsrentenberechtigten

(1) Versicherte und Betriebsrentenberechtigte sind verpflichtet, 
der Kasse eine Verlegung ihres Wohnsitzes oder dauernden 
Aufenthalts sowie jede Änderung von Verhältnissen, die ihren 
Anspruch dem Grunde oder der Höhe nach berühren können, 
unverzüglich in Textform mitzuteilen. Insbesondere sind mit-
zuteilen:

1.	 von allen Betriebsrentenberechtigten

a)	 die Versagung der Rente aus der gesetzlichen Renten-
versicherung,

b)	 die Beendigung der Rentenzahlung aus der gesetz-
lichen Rentenversicherung,

c)	 der Bezug von Arbeitsentgelt, Arbeitseinkommen, Mutter-
schaftsgeld, Übergangsgeld, Kurzarbeitergeld, Winteraus-
fallgeld, Arbeitslosengeld, Insolvenzgeld, Krankengeld, 
Versorgungskrankengeld, Unterhaltsgeld und Verletzten-
geld,

d)	 der Bezug einer Teilrente,
e)	 die Änderung der Rentenart in der gesetzlichen Renten-

versicherung sowie

2.	 bei Betriebsrenten aus eigener Versicherung der Wegfall 
der Berufsunfähigkeit oder der Erwerbsminderung und 
die Änderung von voller in teilweise oder von teilweiser 
in volle Erwerbsminderung und die Änderung der Höhe 
der Rente aus der gesetzlichen Rentenversicherung wegen 
Hinzuverdienstes,

3.	 bei Betriebsrenten für Verwitwete sowie überlebende 
Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes

a)	 eine Eheschließung oder eine Begründung einer 
Lebenspartnerschaft im Sinne des Lebenspartner-
schaftsgesetzes,

b)	 den Bezug von Alters- oder Erwerbsminderungsrenten 
aus eigener Versicherung, Ruhegehalt oder vergleich-
bare Dienstbezüge aus einem öffentlich-rechtlichen 
Dienstverhältnis, Rentenleistungen berufsständischer 
Versorgungseinrichtungen,

4.	 bei Betriebsrenten für Waisen das Ende der Schul- oder 
Berufsausbildung oder eines freiwilligen sozialen Jahres 
oder der Wegfall der Unterhaltsbedürftigkeit, wenn das 
18. Lebensjahr vollendet ist.

(2) Versicherte und Betriebsrentenberechtigte sind ferner ver-
pflichtet, innerhalb einer von der Kasse zu setzenden Frist auf 
Anforderung Auskünfte zu erteilen sowie die erforderlichen 
Nachweise und Lebensbescheinigungen vorzulegen.

(3) Die Kasse kann die Betriebsrente zurückbehalten, solange 
der Betriebsrentenberechtigte seinen Verpflichtungen nach den 

Absätzen 1 und 2 oder seiner Verpflichtung, die Überleitung der 
Versicherung auf die Kasse zu beantragen, nicht nachkommt.

(4) Verletzen Versicherte oder Betriebsrentenberechtigte ihre 
Pflichten nach dieser Vorschrift, können sie sich nicht auf den 
Wegfall der Bereicherung berufen.

§ 49 
Abtretung von Ersatzansprüchen

Steht dem Versicherten, dem Betriebsrentenberechtigten oder 
einem anspruchsberechtigten Hinterbliebenen aus einem Er-
eignis, das die Kasse zur Gewährung oder Erhöhung von Leis-
tungen verpflichtet, ein Schadenersatzanspruch gegen einen 
Dritten zu, so haben die anspruchsberechtigten Personen ihre 
Ansprüche gegen den Dritten bis zur Höhe des Brutto-Betrags 
der Betriebsrente an die Kasse abzutreten. Der Übergang kann 
nicht zum Nachteil der anspruchsberechtigten Personen geltend 
gemacht werden. Verweigern die anspruchsberechtigten Per-
sonen die Abtretung oder die Beibringung der erforderlichen 
Unterlagen, so ist die Kasse zu einer Leistung nicht verpflichtet.

§ 50 
Abtretung und Verpfändung

Ansprüche auf Kassenleistungen können nicht abgetreten, ver-
pfändet oder beliehen werden. Dies gilt nicht für Ansprüche 
aus der Pflichtversicherung, die an einen Arbeitgeber, der den 
Anspruchsberechtigten zur Pflichtversicherung in der Zusatz-
versorgung angemeldet hat, oder an eine andere Zusatzver-
sorgungseinrichtung im Sinne von §  27 Absatz  1 abgetreten 
werden. Die Abtretungserklärung ist der Kasse mit der Ab-
meldung oder mit dem Antrag zu übersenden.

§ 51 
Versicherungsnachweise

(1) Pflichtversicherte erhalten jeweils nach Ablauf des 
Kalenderjahres oder bei Beendigung der Pflichtversicherung 
einen Nachweis über ihre bisher insgesamt erworbene Anwart-
schaft auf Betriebsrente wegen Alters nach § 33. Dabei werden 
neben der Anwartschaft auch die Zahl der Versorgungspunkte 
und der Messbetrag angegeben. Im Falle der Kapitaldeckung 
sind zusätzlich die steuerrechtlich vorgeschriebenen Angaben 
enthalten. Der Nachweis wird - soweit einschlägig - mit einem 
Hinweis auf die Ausschlussfristen nach den Absätzen 2 und 3 
versehen. Wird der Nachweis im Zusammenhang mit der Be-
endigung der Pflichtversicherung erbracht, wird er um den 
Hinweis ergänzt, dass die aufgrund der Pflichtversicherung er-
worbene Anwartschaft bis zum erneuten Beginn der Pflichtver-
sicherung bzw. bis zum Eintritt des Versicherungsfalles nicht 
dynamisiert wird, wenn die Wartezeit von 120 Umlagemonaten 
(§ 66 Absatz 3) nicht erfüllt ist.

(2) Die Beschäftigten können nur innerhalb einer Ausschluss-
frist von sechs Monaten nach Zugang des Nachweises gegen-
über dem Mitglied schriftlich beanstanden, dass die von diesem 
zu entrichtenden Beiträge oder die zu meldenden Entgelte nicht 
oder nicht vollständig an die Kasse abgeführt oder gemeldet 
worden sind. 

(3) Beanstandungen in Bezug auf die ausgewiesenen Bonus-
punkte sind innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten 



705Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 31 vom 12. August 2026

nach Zugang des Nachweises schriftlich unmittelbar gegenüber 
der Kasse zu erheben.

(4) Nach Ablauf der Ausschlussfrist können keine Ansprüche
mehr geltend gemacht werden.

§ 52
Ausschlussfristen

(1) Der Anspruch auf Betriebsrente für einen Zeitraum, der mehr
als zwei Jahre vor dem Ersten des Monats liegt, in dem der Antrag 
bei der Kasse eingegangen ist, kann nicht mehr geltend gemacht
werden (Ausschlussfrist). Dem Antrag steht eine Mitteilung des
Berechtigten gleich, die zu einem höheren Anspruch führt.

(2) Die Beanstandung, die mitgeteilte laufende monatliche Be-
triebsrente, eine Rentennachzahlung, eine Abfindung, eine Bei-
tragserstattung oder eine Rückzahlung sei nicht oder nicht in
der mitgeteilten Höhe ausgezahlt worden, ist nur schriftlich und 
innerhalb einer Ausschlussfrist von einem Jahr zulässig; die
Frist beginnt bei laufenden Betriebsrenten mit dem Ersten des
Monats, für den die Betriebsrente zu zahlen ist, im Übrigen mit
dem Zugang der Mitteilung über die entsprechende Leistung.

(3) Auf die Ausschlussfrist wird in der Mitteilung über die Leis-
tung bzw. dem Nachweis hingewiesen.

Teil 5 
Finanzierung und Rechnungswesen

Kapitel 1 
Allgemeines

§ 53
Kassenvermögen

(1) Das Kassenvermögen dient ausschließlich zur Deckung der
satzungsmäßigen Leistungen und der Verwaltungskosten der
Kasse.

(2) Die Mittel der Kasse werden

1. in der Pflichtversicherung durch Umlagen und Zusatzbei-
träge zum Aufbau eines Kapitalstocks,

2.	 in der freiwilligen Versicherung durch freiwillige Beiträge

sowie durch Altersvorsorgezulagen, Vermögenserträge und 
sonstige Einnahmen aufgebracht.

§ 54
Vermögensanlage

Das Kassenvermögen ist, soweit es nicht für Aufwendungen be-
nötigt wird, nach den Grundsätzen des § 215 des Versicherungs-
aufsichtsgesetzes vom 1. April 2015 (BGBl. I S. 434), das zu-
letzt durch Artikel  11 des Gesetzes vom 27.  Dezember 2024 
(BGBl. 2024 I Nr. 438) geändert worden ist, in der jeweils gel-
tenden Fassung und der Anlageverordnung vom 18. April 2016 
(BGBl.  I S. 769), die zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 31. Januar 2025 (BGBl. I Nr. 31) geändert worden ist, in 
der jeweils geltenden Fassung anzulegen. Im Übrigen regelt 
die Kasse die Anlage des Vermögens durch Richtlinien auf der 
Grundlage von Empfehlungen der Arbeitsgemeinschaft kom-
munale und kirchliche Altersversorgung e. V.

§ 55
Getrennte Verwaltung

(1) Für die Pflichtversicherung und für die freiwillige Ver-
sicherung wird jeweils ein gesonderter Abrechnungsverband
geführt. Für jeden Abrechnungsverband wird eine eigene ver-
sicherungstechnische Bilanz erstellt, die vom Verantwortlichen
Aktuar zu testieren ist. In der Pflichtversicherung ist der Ab-
rechnungsverband im Kombinationsverfahren aus Umlage und
Zusatzbeitrag zu führen.

(2) Für jeden Abrechnungsverband werden Erträge und Auf-
wendungen einschließlich der Kapitalanlagen gesondert ver-
waltet. Dabei werden Teilvermögen gebildet und die Über-
schüsse für jeden Abrechnungsverband gesondert ermittelt.
Die Verwaltungskosten sind auf die Abrechnungsverbände ver-
ursachungsgerecht aufzuteilen.

§ 56
Versicherungstechnische Rückstellungen

(1) Für die Abrechnungsverbände nach § 55 Absatz 1 wird in
der Bilanz jeweils eine eigene Rückstellung eingestellt.

(2) Für die Pflichtversicherung ist eine Rückstellung in Höhe
des Teilvermögens im Sinne von § 60 zu bilden. Um die Kombi-
nation von Umlagefinanzierung und Kapitaldeckung zu ermög-
lichen, kann für die Pflichtversicherung eine Teildeckungsrück-
stellung zum Aufbau eines Kapitalstocks gebildet werden, dem
zweckgebundenen Zusatzbeiträge (§  64) zugeführt werden.
Die Teildeckungsrückstellung geht zusammen mit der Rück-
stellung für Pflichtversicherung in der Deckungsrückstellung
auf, sobald beide Rückstellungen zusammen den Barwert aller
am Bilanzstichtag bestehenden Anwartschaften und Ansprüche
von Pflichtversicherten, beitragsfrei Pflichtversicherten und
Leistungsempfängern aus der Pflichtversicherung ergeben.

(3) Für die freiwillige Versicherung ist eine Rückstellung in
Höhe des versicherungsmathematischen Barwerts aller am
Bilanzstichtag bestehenden Anwartschaften und Ansprüche in
die Bilanz einzustellen.

(4) Der für die Ermittlung zu berücksichtigende Rechnungs-
zins und die Verwaltungskosten werden im Rahmen des ver-
sicherungstechnischen Geschäftsplans festgelegt.

§ 57
Verlustrücklage

Zur Deckung von Fehlbeträgen in der freiwilligen Versicherung 
ist eine Verlustrücklage zu bilden. Der Verlustrücklage sind 
jährlich mindestens fünf Prozent des sich aus der versicherungs-
technischen Bilanz ergebenden Überschusses zuzuführen, bis 
diese einen Stand von zehn Prozent der Deckungsrückstellung 
erreicht oder nach Inanspruchnahme wieder erreicht.

§ 58
Rückstellung für Leistungsverbesserung

(1) Der Überschuss in der freiwilligen Versicherung, der sich
entsprechend dem technischen Geschäftsplan ergibt, wird in
die Rückstellung für Leistungsverbesserung eingestellt, soweit
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er nicht zur Bildung weiterer geschäftsplanmäßig festgelegter 
Rückstellungen benötigt wird. Dies gilt entsprechend für eine 
nach § 56 Absatz 2 gebildete Teildeckungsrückstellung in der 
Pflichtversicherung.

(2) Diese Rückstellung dient der Verbesserung oder Erhöhung
von Leistungen. Sie kann zusätzlich zur Deckung von Fehl-
beträgen herangezogen werden, wenn die Verlustrücklage nicht
ausreicht.

§ 59
Deckung von Fehlbeträgen

(1) Ergibt sich bei der freiwilligen Versicherung ein Fehlbetrag, 
der durch die Inanspruchnahme der Verlustrücklage (§ 57) und
die Rückstellung für künftige Leistungsverbesserungen (§ 58)
nicht gedeckt werden kann, so können die Anwartschaften und
Ansprüche, die auf Beiträgen für Zeiten vor dem 1. Januar 2011 
beruhen, um bis zu 25 Prozent ihres ursprünglichen Betrages
herabgesetzt werden.

(2) Die Maßnahmen nach Absatz 1 werden auf Vorschlag des
Verantwortlichen Aktuars vom Fachausschuss beschlossen.

Kapitel 2 
Pflichtversicherung

§ 60
Ermittlung und Deckung des Finanzbedarfs

(1) Die Finanzierung der Leistungsverpflichtungen aus
sämtlichen Anwartschaften und Ansprüchen sowie der Ver-
waltungskosten im Abrechnungsverband Pflichtversicherung
erfolgt dergestalt, dass die Finanzierungsbelastung der Mit-
glieder als Prozentsatz der zusatzversorgungspflichtigen Ent- 
gelte langfristig stabil bleibt. Die Länge des Zeitraums, für
den die Finanzierungsbelastung der Mitglieder ermittelt
wird (Deckungsabschnitt), beträgt mindestens 10 Jahre. Der
Finanzierungsgrad ermittelt sich im Verhältnis des Vermögens
des Abrechnungsverbands Pflichtversicherung im Verhältnis
zum Barwert der Verpflichtungen nach Maßgabe des techni-
schen Geschäftsplans. Zur Deckung des Finanzbedarfs erhebt
die Kasse Umlagen und Zusatzbeiträge.

(2) Soweit der Finanzbedarf durch Umlagen gedeckt wird,
ist ein gleichbleibender Finanzierungssatz als Prozentsatz
der zu erwartenden zusatzversorgungspflichtigen Entgelte
(§ 62 Absatz 2) für den Deckungsabschnitt festzusetzen. Der
Finanzierungssatz ist so zu bemessen, dass die sich daraus
ergebenden Einnahmen zusammen mit dem zu Beginn des
Deckungsabschnitts vorhandenen Vermögen des Abrechnungs-
verbands Pflichtversicherung - jedoch ohne den aus Zusatz-
beiträgen gebildeten Kapitalstock nach §  64  Absatz  1 (Teil-
vermögen) und den sonstigen zu erwartenden Einnahmen des
Abrechnungsverbands Pflichtversicherung - voraussichtlich
ausreichen, um die Leistungen - jedoch ohne die aus Zusatzbei-
trägen nach § 64 Absatz 1 finanzierten Leistungen - sowie die
Verwaltungskosten während des Deckungsabschnitts erfüllen
zu können. Das Teilvermögen im Abrechnungsverband Pflicht-
versicherung soll am Ende des Deckungsabschnitts dabei den
für das folgende Kalenderjahr zu erwartenden Gesamtausgaben 
im Abrechnungsverband Pflichtversicherung entsprechen. Da-

rüber hinaus soll am Ende jedes Kalenderjahres innerhalb des 
Deckungsabschnitts das Teilvermögen die für das dann folgen-
de Kalenderjahr erwarteten Gesamtausgaben im Abrechnungs-
verband Pflichtversicherung nicht unterschreiten.

(3) Die für den Deckungsabschnitt maßgeblichen Berechnungs-
parameter, die sich im Zeitablauf gemäß Absatz 5 ändern kön-
nen, sind auf der Grundlage bester Schätzwerte zu bestimmen
und zusammen mit der Berechnungsmethode zur Bestimmung
des Finanzierungssatzes im technischen Geschäftsplan nieder-
zulegen. Sie umfassen insbesondere die erwartete Verzinsung
des Vermögens, die biometrischen Berechnungsparameter, An-
nahmen zur voraussichtlichen Entwicklung des Versicherten-
bestandes und der zusatzversorgungspflichtigen Entgelte sowie
Annahmen zum Renteneintrittsalter und zu den künftigen Ver-
waltungskosten.

(4) Nach spätestens fünf Jahren ist der Finanzbedarf für einen
neuen Deckungsabschnitt zu überprüfen und der Finanzierungs-
satz gemäß Absatz 2 auf Vorschlag des Verantwortlichen Aktu-
ars bei Bedarf durch den Fachausschuss zu beschließen.

(5) Im Rahmen der periodischen Überprüfung des Finanz-
bedarfs gemäß Absatz 4 sowie der jährlichen Überprüfung der
Finanzlage der Kasse gemäß § 10 Absatz 1 hat der Verantwort-
liche Aktuar eine Einschätzung darüber abzugeben, ob und
inwieweit die tatsächliche und zukünftig zu erwartende Ent-
wicklung den maßgeblichen Berechnungsparametern des tech-
nischen Geschäftsplans entspricht. Wenn der Verantwortliche
Aktuar feststellt, dass sich die Annahmen, die den maßgeb-
lichen Berechnungsparametern für die Ermittlung des Finanz-
bedarfs zugrunde lagen, geändert haben, hat er darzulegen,
welche Änderung der maßgeblichen Berechnungsparameter er
im Hinblick auf die erwarteten Entwicklungen für erforderlich
hält und unter Berücksichtigung der Bestimmungen nach Ab-
satz 2 Satz 1 die Auswirkungen auf den Finanzierungssatz zu
beschreiben. Kommt der Verantwortliche Aktuar zu der Ein-
schätzung, dass sich der Finanzbedarf anders entwickelt, als an-
genommen, hat er geeignete Maßnahmen vorzuschlagen, über
die der Fachausschuss entscheidet.

§ 61
Aufwendungen für die Pflichtversicherung

Das Mitglied ist Schuldner der

1.	 Umlagen (§ 62 Absatz 1) und
2.	 Zusatzbeiträge (§ 64)

einschließlich einer tarif- oder arbeitsvertraglich vereinbarten 
Eigenbeteiligung des Pflichtversicherten. Eine solche Eigenbe-
teiligung dient bis zur Höhe des geschuldeten Zusatzbeitrags dem 
Ausgleich des Zusatzbeitrags, soweit nicht tarif- oder arbeits-
vertraglich eine anderweitige Zuordnung vorgenommen wurde.

§ 62
Umlagen

(1) Die Umlagen sind in Höhe des Satzes zu zahlen, den die
Kasse jeweils nach § 60 festsetzt; Bemessungsgrundlage ist das 
zusatzversorgungspflichtige Entgelt des einzelnen Versicherten
(Absatz 2).
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(2) Zusatzversorgungspflichtiges Entgelt ist, soweit nach-
stehend nichts anderes bestimmt ist, der steuerpflichtige Ar- 
beitslohn. Kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt sind:

1.	 Bestandteile des Arbeitsentgelts, die auf einer Verweisung 
auf beamtenrechtliche Vorschriften beruhen, soweit die 
beamtenrechtlichen Bezüge nicht ruhegehaltsfähig sind, 
sowie Bestandteile des Arbeitsentgelts, die durch Tarifver-
trag auf Bundes-, Landes- oder landesbezirklicher Ebene 
ausdrücklich als nicht zusatzversorgungspflichtig be-
zeichnet sind sowie über- und außertarifliche Bestandteile 
des Arbeitsentgelts, soweit sie durch Betriebsvereinbarung, 
Dienstvereinbarung oder Arbeitsvertrag ausdrücklich als 
nicht zusatzversorgungspflichtig bezeichnet sind,

2.	 Aufwendungen des Arbeitgebers für eine Zukunftssiche- 
rung der Beschäftigten,

3.	 Krankengeldzuschüsse,
4.	 einmalige Zahlungen, die aus Anlass der Beendigung, des 

Eintritts des Ruhens oder nach Beendigung des Arbeits-
verhältnisses gezahlt werden, mit Ausnahme der Teil-
zuwendung, die dem Beschäftigten gezahlt wird, der mit Bil-
ligung des Mitglieds zu einem anderen Mitglied der Kasse 
oder einem Mitglied einer anderen Zusatzversorgungsein-
richtung im Sinne von § 27 Absatz 1 übergetreten ist,

5.	 einmalige Zahlungen insoweit, als bei ihrer Berechnung 
Zeiten berücksichtigt sind, für die keine Umlagen und Zu-
satzbeiträge für laufendes zusatzversorgungspflichtiges Ent- 
gelt zu entrichten sind,

6.	 vermögenswirksame Leistungen, Jubiläumsgelder,
7.	 Sachbezüge, die während eines Zeitraumes gewährt wer-

den, für den kein laufendes zusatzversorgungspflichtiges 
Entgelt zusteht,

8.	 geldwerte Vorteile, die steuerlich als Arbeitslohn gelten,
9.	 geldwerte Nebenleistungen, wie Ersatz von Werbungs-

kosten sowie Zuschüsse zu Fahr-, Heizungs-, Wohnungs-, 
Essens- und Kontoführungskosten,

10.	Mietbeiträge an Beschäftigte mit Anspruch auf Trennungs-
geld (Trennungsentschädigung),

11.	Schulbeihilfen,
12.	einmalige Zuwendungen anlässlich des Erwerbs eines Di- 

ploms einer Verwaltungs- oder Wirtschaftsakademie,
13.	Prämien im Rahmen des behördlichen oder betrieblichen 

Vorschlagwesens,
14. Erfindervergütungen,
15.	Kassenverlustentschädigungen (Mankogelder, Fehlgeld-

entschädigungen),
16. Einkünfte, die aus ärztlichen Liquidationserlösen zufließen,
17.	einmalige Unfallentschädigungen,
18.	Aufwandsentschädigungen; reisekostenähnliche Entschä- 

digungen; Entgelte aus Nebentätigkeiten; Tantiemen, Pro-
visionen, Abschlussprämien und entsprechende Leistun-
gen; einmalige und sonstige nicht laufend monatlich ge-
zahlte über- und außertarifliche Leistungen,

19.	Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit.

Kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt ist ferner der Teil 
des steuerpflichtigen Arbeitsentgelts, der nach Anwendung 
des Satzes  1 den 2,5-fachen Wert der monatlichen Beitrags-
bemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung 
übersteigt; wenn eine zusatzversorgungspflichtige Jahres-
sonderzahlung gezahlt wird, ist der vorgenannte Wert jähr-

lich einmal im Monat der Zahlung der Jahressonderzahlung 
zu verdoppeln. Als zusatzversorgungspflichtiges Entgelt gilt 
für Kalendermonate, in denen Beschäftigte für mindestens 
einen Tag Anspruch auf Krankengeldzuschuss haben - auch 
wenn dieser wegen der Höhe der Barleistungen des Sozial-
versicherungsträgers nicht gezahlt wird -, das fiktive Entgelt 
nach § 21 des Tarifvertrages für den öffentlichen Dienst oder 
entsprechenden tarifvertraglichen Regelungen, das für die 
Tage, für die tatsächlich Anspruch auf Entgelt, Entgeltfort-
zahlung oder Krankengeldzuschuss bestand, im Falle eines 
entsprechenden Entgeltfortzahlungsanspruchs gezahlt worden 
wäre. In diesen Kalendermonaten geleistete einmalige Zahlun-
gen sind neben dem fiktiven Entgelt nach §  21 des Tarifver-
trages für den öffentlichen Dienst oder entsprechenden tarif-
vertraglichen Regelungen nach Maßgabe der Sätze 2 und 3 
zusatzversorgungspflichtiges Entgelt. Für Beschäftigte, die zur 
Übernahme von Aufgaben der Entwicklungshilfe im Sinne des 
§ 1 Entwicklungshelfergesetz vom 18. Juni 1969 in der jeweils
geltenden Fassung ohne Arbeitsentgelt beurlaubt sind, hat das
Mitglied für die Zeit der Beurlaubung Umlagen und Zusatz-
beiträge an die Kasse abzuführen, wenn der Träger der Ent-
wicklungshilfe die Umlagen und Zusatzbeiträge erstattet. Für
die Bemessung der Umlagen und Zusatzbeiträge gilt als zusatz-
versorgungspflichtiges Entgelt das Entgelt, von dem nach § 166
Absatz 1 Nummer 4 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch die Bei-
träge für die gesetzliche Rentenversicherung zu berechnen sind. 
Verminderungen des steuerpflichtigen Entgelts aufgrund einer
Entgeltumwandlung gelten als steuerpflichtiger Arbeitslohn.

(3) Wird Altersteilzeit nach dem 31. Dezember 2002 vereinbart, 
ist - unter Berücksichtigung des Absatzes 2 Satz 1 - zusatzver-
sorgungspflichtiges Entgelt während des Altersteilzeitarbeits-
verhältnisses das 1,8-fache der zur Hälfte zustehenden Bezüge
nach § 4 des Tarifvertrags zur Regelung der Altersteilzeitarbeit
vom 5.  Mai 1998, zuletzt geändert durch Änderungstarifver-
trag Nummer  2 vom 30.  Juni 2000, in der jeweils geltenden
Fassung und nach §  7 des Tarifvertrags zu flexiblen Arbeits-
zeitregelungen für ältere Beschäftigte vom 27.  Februar 2010
in der Fassung des Änderungstarifvertrages Nummer  8 vom
22.  April 2023, in der jeweils geltenden Fassung oder nach
einem vergleichbaren Tarifvertrag zuzüglich derjenigen Bezü-
ge, die  in voller Höhe zustehen. Wird ein Beitrag an die gesetz-
liche Rentenversicherung gezahlt, der den Mindestbeitrag nach
§ 3 Absatz 1 Nummer 1 Buchstabe b des Altersteilzeitgesetzes
übersteigt, ist das zusatzversorgungspflichtige Entgelt ent-
sprechend zu erhöhen.

(4) Durch landesbezirklichen Tarifvertrag kann für Mitglieder
der Kasse, die sich in einer wirtschaftlichen Notlage befinden,
für die Pflichtversicherung geregelt werden, dass für die Zusage
von Leistungen für die Dauer von bis zu drei Jahren bis zu einer 
Mindesthöhe von zwei Prozent von der nach § 34 Absatz 2 zu-
gesagten Leistung abgewichen werden kann; dies gilt auch für
nicht tarifgebundene Mitglieder bei Vorliegen einer betrieb-
lichen oder überbetrieblichen Vereinbarung mit Zustimmung
der Kasse. Entsprechend der Verminderung der Leistungszu-
sage für die bei dem Mitglied beschäftigten Pflichtversicherten
reduziert sich für die Mitglieder insoweit die zu tragende Um-
lagebelastung bzw. der zu zahlende Zusatzbeitrag an die Zu-
satzversorgungseinrichtung. Die Regelung kann über die in
Satz 1 genannte Dauer hinaus verlängert werden.
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§ 63 
nicht belegt

§ 64 
Zusatzbeiträge

(1) Die Kasse erhebt Zusatzbeiträge im Abrechnungsverband 
der Pflichtversicherung als Prozentsatz des zusatzversorgungs-
pflichtigen Entgelts zur Umsetzung der Kombinations-
finanzierung mit Umlagen und kapitalgedeckten Beiträgen.

(2) Die Beiträge im Sinne des Absatzes 1 einschließlich der 
darauf entfallenden Erträge werden für jeden Versicherten an-
gesammelt und getrennt von den sonstigen Einnahmen geführt.

§ 65 
Fälligkeit von Umlagen und Zusatzbeiträgen

Die Umlagen und Zusatzbeiträge sind in dem Zeitpunkt fäl-
lig, in dem das zusatzversorgungspflichtige Entgelt den Ver-
sicherten zufließt. Sie müssen bis zum Ende des Kalender-
monats der Fälligkeit bei der Kasse eingegangen sein. Umlagen 
und Zusatzbeiträge, die nach diesem Zeitpunkt eingehen, sind 
bis zum Tage der Gutschrift mit jährlich fünf Prozentpunkten 
über dem am Ende des jeweiligen Zinsberechnungszeitraumes 
geltenden Basiszinssatz nach § 247 Absatz 1 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches zu verzinsen.

§ 66 
Überschussverteilung

(1) Im Rahmen der versicherungstechnischen Bilanz für die 
Pflichtversicherung werden die Überschüsse jährlich bis zum 
Jahresende für das vorangegangene Geschäftsjahr festgestellt. 
Soweit eine Kapitaldeckung vorhanden ist, werden dabei die 
tatsächlich erzielten Kapitalerträge berücksichtigt. Soweit dort 
keine Kapitaldeckung vorhanden ist, wird die durchschnittliche 
laufende Verzinsung der zehn nach der Bilanzsumme größten 
Pensionskassen gemäß dem zum Zeitpunkt der Fertigstellung 
der versicherungstechnischen Bilanz jeweils aktuellen Ge-
schäftsbericht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsauf-
sicht zugrunde gelegt.

(2) Über die Zuteilung von Bonuspunkten entscheidet der Fach-
ausschuss auf Vorschlag des Verantwortlichen Aktuars.

(3) Für die Zuteilung der Bonuspunkte kommen die am Ende 
des laufenden Geschäftsjahres Pflichtversicherten sowie die 
zum gleichen Zeitpunkt beitragsfrei Pflichtversicherten, die 
eine Wartezeit von 120 Umlagemonaten erfüllt haben, in Be-
tracht; §  32 Absatz  1 Satz  4 gilt entsprechend. Beschäftigte, 
deren Arbeitsverhältnis in Folge von Witterungseinflüssen 
oder wegen anderer Naturereignisse nach besonderen tarif-
vertraglichen Vorschriften geendet hat und die bei Wiederauf-
nahme der Arbeit Anspruch auf Wiedereinstellung haben sowie 
Saisonbeschäftigte, die bei Beginn der nächsten Saison voraus-
sichtlich wieder eingestellt werden, gelten als Pflichtversicherte 
im Sinne des Satzes 1.

Kapitel 3 
Freiwillige Versicherung

§ 67 
Beiträge

Schuldner der Beiträge für die freiwillige Versicherung ist der 
Versicherungsnehmer.

§ 68 
Überschussbeteiligung

Die Überschussbeteiligung und die Zuteilung der Überschüsse 
richten sich nach den für den jeweiligen Vertrag geltenden All-
gemeinen Versicherungsbedingungen. Über die Zuteilung der 
Bonuspunkte entscheidet der Fachausschuss der Kasse auf Vor-
schlag des Verantwortlichen Aktuars.

Teil 6 
Übergangsvorschriften 

zur Ablösung des bis zum 31. Dezember 2001  
maßgebenden Leistungsrechts

Kapitel 1 
Übergangsregelungen für Rentenberechtigte

§ 69 
Am 31. Dezember 2001 Versorgungsrentenberechtigte

(1) Die Versorgungsrenten, die sich ohne Berücksichtigung von 
Nichtzahlungs- und Ruhensregelungen ergeben, und die Aus-
gleichsbeträge nach dem bis zum 31.  Dezember 2000 gelten-
den Zusatzversorgungsrecht werden für die am 31.  Dezember 
2001 Versorgungsrentenberechtigten und versorgungsrenten-
berechtigten Hinterbliebenen zum 31.  Dezember 2001 fest-
gestellt. Ab dem 1. Januar 2002 gilt - abgesehen von den in dieser 
Vorschrift ausdrücklich genannten Fällen - das bis zum 31. De-
zember 2000 geltende Zusatzversorgungsrecht nicht mehr.

(2) Die nach Absatz 1 festgestellten Versorgungsrenten werden 
vorbehaltlich des Satzes 3 als Besitzstandsrenten weitergezahlt 
und entsprechend §  37 dynamisiert. Die abbaubaren Aus-
gleichsbeträge werden jeweils in Höhe des Dynamisierungs-
gewinns abgebaut; die nicht abbaubaren Ausgleichsbeträge 
werden nicht dynamisiert. Die am Tag vor In-Kraft-Treten die-
ser Satzung geltenden Regelungen über die Nichtzahlung und 
das Ruhen sind entsprechend anzuwenden.

(3) Es gelten folgende Maßgaben:

1.	 Neuberechnungen werden nur unter den Voraussetzungen 
des § 38 durchgeführt; zusätzliche Versorgungspunkte nach 
Satz 2 sind dabei zu berücksichtigen. Soweit noch Zeiten 
vor dem 1. Januar 2002 zu berücksichtigen sind, wird eine 
Startgutschrift entsprechend den §§  72 bis 74 berechnet; 
übersteigt der hiernach festgestellte Betrag den Betrag, der 
sich als Versorgungsrente am 31. Dezember 2001 ergeben 
hat bzw. ohne Nichtzahlungs- und Ruhensvorschriften er-
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geben hätte, wird die Differenz durch den Messbetrag ge-
teilt und dem Versorgungskonto (§ 34 Absatz 1) als Start-
gutschrift gutgeschrieben.

2.	 § 36 Absatz 3 und die §§ 40 bis 52 gelten entsprechend.
3.	 Hat die Versorgungsrente vor dem 1.  Januar 2002 ge-

endet und besteht die Möglichkeit einer erneuten Renten-
gewährung, ist die Versorgungsrente, die sich unter Außer-
achtlassung von Nichtzahlungs- und Ruhensvorschriften 
und ohne Berücksichtigung eines Ausgleichsbetrages (Ab-
satz  1) am 31.  Dezember 2001 ergeben hätte, durch den 
Messbetrag zu teilen und als Startgutschrift auf dem Ver-
sorgungskonto (§ 34 Absatz 1) gutzuschreiben; im Übrigen 
gelten in diesen Fällen die Vorschriften des Punktemodells. 
Satz  1 gilt entsprechend, wenn der Versicherungsfall vor 
dem 1.  Januar 2002 eingetreten ist, die Versorgungsrente 
jedoch erst nach dem 1. Januar 2002 beginnt.

(4) Ist der Versicherungsfall der teilweisen oder vollen Erwerbs-
minderung und der Rentenbeginn im Jahr 2001 eingetreten, gel-
ten insoweit die bisher maßgebenden Satzungsregelungen ein-
schließlich der Regelungen der Siebten Änderung der Satzung
alte Fassung vom 8. Mai 2002 für das Jahr 2001 fort. Ab dem
1. Januar 2002 gelten auch in diesen Fällen die Regelungen der
Absätze 1 bis 3 und des Absatzes 5. Neuberechnungen werden
insoweit nur unter den Voraussetzungen des § 38 durchgeführt;
zusätzliche Versorgungspunkte nach Absatz 3 Nummer 1 Satz 2 
sind dabei zu berücksichtigen.

(5) Stirbt ein unter Absatz  1 fallender Versorgungsrenten-
berechtigter, gelten die Vorschriften des Punktemodells für
Hinterbliebene entsprechend.

§ 70
Am 31. Dezember 2001 Versicherungsrentenberechtigte

(1) Für Versicherungsrentenberechtigte und versicherungsrenten-
berechtigte Hinterbliebene, deren Versicherungsrente spätestens
am 31. Dezember 2001 begonnen hat, wird die am 31. Dezember 
2001 maßgebende Versicherungsrente festgestellt.

(2) Die nach Absatz 1 festgestellten Versicherungsrenten wer-
den als Besitzstandsrenten weitergezahlt und entsprechend § 37 
dynamisiert.

(3) § 69 Absatz 2 Satz 3 und Absatz 3 bis 5 gilt entsprechend.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten für Leistungen nach der am Tag
vor In-Kraft-Treten dieser Satzung geltenden Sonderregelung
für Arbeitnehmer im Beitrittsgebiet gemäß § 108a der Satzung
der Zusatzversorgungskasse in der am 31.  Dezember 2001
(GVBl. II 1997 S.  154) geltenden Fassung und für Betriebs-
renten nach §  18 Betriebsrentengesetzes vom 19.  Dezember
1974 (BGBl.  I S. 3610), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 16. Januar 2026 (BGBl. I Nr. 14), die spätestens
am 31. Dezember 2001 begonnen haben, entsprechend.

§ 71
Versicherte mit Rentenbeginn am 1. Januar 2002

Für Rentenberechtigte, deren Rente am 1.  Januar 2002 be-
gonnen hat, finden die §§  69 und 70 entsprechende Anwen- 
dung.

Kapitel 2 
Übergangsvorschriften  

für Anwartschaften der Versicherten

§ 72
Grundsätze

(1) Für die Versicherten werden die Anwartschaften nach
dem am 31.  Dezember 2000 geltenden Recht der Zusatzver-
sorgung entsprechend den §§ 73 und 74 ermittelt. Die Anwart-
schaften nach Satz 1 werden unter Einschluss des Jahres 2001
ohne Berücksichtigung der Altersfaktoren in Versorgungs-
punkte umgerechnet, indem der Anwartschaftsbetrag durch den
Messbetrag von vier Euro geteilt wird; sie werden dem Ver-
sorgungskonto (§ 34 Absatz 1) ebenfalls gutgeschrieben (Start-
gutschriften). Eine Verzinsung findet vorbehaltlich des §  66
nicht statt.

(2) Für die Berechnung der Anwartschaften sind, soweit jeweils 
erforderlich, die Rechengrößen (insbesondere Entgelt, Gesamt-
beschäftigungsquotient, Steuertabelle, Sozialversicherungsbei-
träge, Familienstand, aktueller Rentenwert, Mindestgesamt-
versorgung) vom 31.  Dezember 2001 maßgebend; soweit
gesamtversorgungsfähiges Entgelt zu berücksichtigen ist, er-
gibt sich dieses - ohne Berücksichtigung einer Erhöhung zum
1.  Januar 2002 - aus den entsprechenden Kalenderjahren vor
diesem Zeitpunkt. Für die Rentenberechnung nach §  18 Ab-
satz  2 des Betriebsrentengesetzes ist das am 31.  Dezember
2001 geltende Rentenrecht maßgebend.

(3) Beanstandungen gegen die mitgeteilte Startgutschrift sind
innerhalb einer Ausschlussfrist von sechs Monaten nach Zu-
gang des Nachweises der Kasse schriftlich unmittelbar gegen-
über der Kasse zu erheben. Auf die Ausschlussfrist wird in dem
Nachweis hingewiesen. Nach Ablauf der Ausschlussfrist kön-
nen keine Ansprüche mehr geltend gemacht werden.

(4) Soweit die Summe aus der Startgutschrift ohne Berück-
sichtigung von § 73 Absatz 1 Satz 3 bis 7, dem Zuschlag zur
Startgutschrift nach § 73 Absatz 1a sowie dem Betrag, der nach
§ 73 Absatz 3a als zusätzliche Startgutschrift ermittelt wurde,
die Höhe der Anwartschaft nach §  73 Absatz  1 erreicht oder
übersteigt, verbleibt es bei der bereits mitgeteilten Startgut-
schrift. Die Kasse teilt den Versicherten im Rahmen des Ver-
sicherungsnachweises nach § 51 mit, dass es entweder bei der
bisherigen Startgutschrift verbleibt oder sie informiert über die
Höhe der neu berechneten Startgutschrift. Neben der Informa-
tion über den Versicherungsnachweis nach Satz 2 bedarf es kei-
ner gesonderten Mitteilung.

§ 73
Höhe der Anwartschaften 

für am 31. Dezember 2001 schon  
und am 1. Januar 2002 noch Pflichtversicherte

(1) Die Anwartschaften der am 31. Dezember 2001 schon und
am 1.  Januar 2002 noch Pflichtversicherten berechnen sich
nach § 18 Absatz 2 des Betriebsrentengesetzes, soweit sich aus
Absatz 2 nichts anderes ergibt. Satz 1 gilt entsprechend für Be-
schäftigte, die nach den am 31. Dezember 2000 geltenden Vor-
schriften der Kasse als pflichtversichert gelten. Bei Anwendung
von Satz  1 ist an Stelle des Faktors von 2,25  Prozent nach
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§ 18 Absatz  2 Nummer  1 Satz  1 des Betriebsrentengesetzes
der Faktor zu berücksichtigen, der sich ergibt, indem man
100 Prozent durch die Zeit in Jahren vom erstmaligen Beginn
der Pflichtversicherung bis zum Ende des Monats, in dem das
65. Lebensjahr vollendet wird, teilt; der Faktor beträgt jedoch
mindestens 2,25  Prozent und höchstens 2,5  Prozent. Bei An-
wendung von Satz  3 werden Teilmonate ermittelt, indem die
Pflichtversicherungszeit unabhängig von der tatsächlichen An-
zahl der Tage des betreffenden Monats durch 30 dividiert wird.
Aus der Summe der (Teil-)Monate werden die Jahre der Pflicht-
versicherung berechnet. Die sich nach Satz 4 und 5 ergebenden
Werte werden jeweils auf zwei Nachkommastellen gemein-
üblich gerundet. Der sich durch die Division mit der Zeit in
Jahren ergebende Faktor wird auf vier Nachkommastellen ge-
meinüblich gerundet.

(1a) Bei Beschäftigten, deren Anwartschaft nach Absatz  1 
(rentenferne Jahrgänge) berechnet wurde, wird auch ermittelt, 
welche Anwartschaft sich bei einer Berechnung nach § 18 Ab-
satz 2 des Betriebsrentengesetzes unter Berücksichtigung fol-
gender Maßgaben ergeben würde:

1.	 Anstelle des Prozentsatzes nach § 18 Absatz 2 Nummer 1 
Satz  1 des Betriebsrentengesetzes wird ein Unverfallbar-
keitsfaktor entsprechend § 2 Absatz 1 Satz 1 des Betriebs-
rentengesetzes errechnet. Dieser wird ermittelt aus dem 
Verhältnis der Pflichtversicherungszeit vom Beginn der 
Pflichtversicherung bis zum 31. Dezember 2001 zu der Zeit 
vom Beginn der Pflichtversicherung bis zum Ablauf des 
Monats, in dem das 65. Lebensjahr vollendet wird. Der sich 
danach ergebende Prozentsatz wird auf zwei Stellen nach 
dem Komma gemeinüblich gerundet und um 7,5 Prozent-
punkte vermindert.

2.	 Ist der nach Nummer 1 Satz 3 ermittelte Prozentsatz höher 
als der ohne Anwendung von Absatz 1 Satz 3 bis 7 nach 
§ 18 Absatz 2 Nummer 1 Satz 1 des Betriebsrentengesetzes
berechnete Prozentsatz, wird für die Voll-Leistung nach
§ 18 Absatz 2 des Betriebsrentengesetzes ein individueller
Brutto- und Nettoversorgungssatz nach §  32 Absatz  2, 3
und 3b der Satzung in der am 31.  Dezember 2001 maß-
gebenden Fassung ermittelt. Als gesamtversorgungsfähige
Zeit werden dabei berücksichtigt

a) die bis zum 31. Dezember 2001 erreichten Pflichtver-
sicherungsmonate zuzüglich der Monate vom 1. Janu- 
ar 2002 bis zum Ablauf des Monats, in dem das 65. Le- 
bensjahr vollendet wird, und

b) die Monate ab Vollendung des 17. Lebensjahres bis zum 
31. Dezember 2001 abzüglich der Pflichtversicherungs-
monate bis zum 31. Dezember 2001 zur Hälfte.

Für Beschäftigte, die in einer Zusatzversorgungseinrichtung 
im Tarifgebiet Ost pflichtversichert waren und die nur Pflicht-
versicherungszeiten in der Zusatzversorgung nach dem 31. De-
zember 1996 haben, gilt Nummer  2 Buchstabe b mit der 
Maßgabe, dass für die Zeit vor dem 1. Januar 1997 höchstens 
75 Monate zur Hälfte berücksichtigt werden. Bei Anwendung 
des § 32 Absatz 3 der Satzung in der am 31. Dezember 2001 
maßgebenden Fassung gilt als Eintritt des Versicherungsfalls 

der Erste des Kalendermonats nach Vollendung des 65. Lebens-
jahres; als gesamtversorgungsfähige Zeit im Sinne des § 33 Ab-
satz 1 der Satzung in der am 31. Dezember 2001 maßgebenden 
Fassung sind die Zeiten nach Nummer 2 Buchstabe a zu be-
rücksichtigen.

Ist die unter Berücksichtigung der Maßgaben nach den Num-
mern 1 und 2 berechnete Anwartschaft höher als die Anwart-
schaft nach Absatz  1, wird der Unterschiedsbetrag zwischen 
diesen beiden Anwartschaften ermittelt und als Zuschlag zur 
Anwartschaft nach Absatz 1 berücksichtigt. Der Zuschlag ver-
mindert sich um den Betrag, der bereits nach Absatz 3a als zu-
sätzliche Startgutschrift ermittelt wurde.

(2) Für Beschäftigte im Tarifgebiet West bzw. Beschäftigte,
die Pflichtversicherungszeiten in der Zusatzversorgung vor
dem 1.  Januar 1997 haben, und die am 1.  Januar 2002 das
55. Lebensjahr vollendet haben (rentennahe Jahrgänge), ist Aus-
gangswert für die bis zum 31.  Dezember 2001 in der Zusatz-
versorgung (Gesamtversorgung) erworbene Anwartschaft die
Versorgungsrente, die sich unter Beachtung der Maßgaben des
§ 72, insbesondere unter Berücksichtigung der Mindestgesamt-
versorgung (§ 32 Absatz 5 der Satzung in der am 31. Dezem-
ber 2001 maßgebenden Fassung) und des §  35a der Satzung
in der am 31. Dezember 2001 maßgebenden Fassung, für den
Berechtigten bei Eintritt des Versicherungsfalls am 31. Dezem-
ber 2001, frühestens jedoch zum Zeitpunkt der Vollendung des
63. Lebensjahres vor Berücksichtigung des Abschlags ergeben
würde. Von diesem Ausgangswert ist der Betrag abzuziehen, den
die Versicherten aus dem Punktemodell bis zur Vollendung des
63. Lebensjahres vor Berücksichtigung des Abschlags noch er-
werben könnten, wenn für sie zusatzversorgungspflichtige Ent-
gelte in Höhe des mit dem Gesamtbeschäftigungsquotienten ver-
vielfachten gesamtversorgungsfähigen Entgelts gezahlt würden. 
Sind am 31.  Dezember 2001 die Voraussetzungen für die Be-
rücksichtigung des § 100 Absatz 3 der Satzung in der am 31. De-
zember 2001 maßgebenden Fassung erfüllt, berechnet sich der
Versorgungsprozentsatz nach dieser Vorschrift mit der Maßgabe,
dass nach § 100 Absatz 3 Satz 2 Buchstabe a der Satzung in der
am 31.  Dezember 2001 maßgebenden Fassung abzuziehende
Monate die Monate sind, die zwischen dem 31. Dezember 1991
und dem Ersten des Monats liegen, der auf die Vollendung des
63. Lebensjahres folgt. Die Sätze 1 bis 3 gelten für Beschäftigte,
die am 31. Dezember 2001 das 52. Lebensjahr vollendet haben
und eine Rente für schwer behinderte Menschen beanspruchen
könnten, wenn sie zu diesem Zeitpunkt bereits das 60. Lebens-
jahr vollendet hätten, entsprechend mit der Maßgabe, dass an die
Stelle des 63. Lebensjahres das entsprechende, für sie individu-
ell frühestmögliche Eintrittsalter in die abschlagsfreie Rente für
schwer behinderte Menschen maßgeblich ist.
Werden in den Fällen des Satzes 4 die Voraussetzungen für die
Mindestgesamtversorgung zwischen dem Zeitpunkt der Hoch-
rechnung nach Satz 4 und der Vollendung des 63. Lebensjahres
erfüllt, erfolgt die Berechnung der Anwartschaft abweichend
von Satz  4 bezogen auf den Zeitpunkt, zu dem die Voraus-
setzungen der Mindestgesamtversorgung erfüllt wären.

(3) Für Beschäftigte im Tarifgebiet West bzw. für Beschäftigte,
die Pflichtversicherungszeiten in der Zusatzversorgung vor
dem 1.  Januar 1997 haben, und die vor dem 14.  November
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2001 Altersteilzeit oder einen Vorruhestand vereinbart haben, 
gilt Absatz 2 mit folgenden Maßgaben:

1.	 An die Stelle des 63. Lebensjahres tritt das vereinbarte 
Ende des Altersteilzeitarbeitsverhältnisses bzw. in den Fäl-
len des Vorruhestandes das Alter, zu dem nach der Vorruhe-
standsvereinbarung die Rente beginnen würde.

2.	 Der anzurechnende Bezug nach Absatz 4 wird in den Fällen, 
in denen die Mindestgesamtversorgung nach dem bis zum 
31. Dezember 2000 geltenden Zusatzversorgungsrecht maß-
geblich gewesen wäre, um die Abschläge vermindert, die sich 
zu dem Zeitpunkt, auf den die Startgutschrift hochgerechnet 
wird, voraussichtlich ergeben werden; diese Abschläge sind 
der Zusatzversorgungseinrichtung vom Beschäftigten in ge-
eigneter Weise nachzuweisen. Die Startgutschrift ist in den 
Fällen des Satzes 1 um den Betrag der sich im Zeitpunkt der 
Hochrechnung nach Satz 1 voraussichtlich ergebenden Ab-
schläge gemäß § 33 Absatz 3 zu erhöhen.

(3a) Pflichtversicherte, bei denen der Versicherungsfall der vol-
len Erwerbsminderung vor dem 1. Januar 2007 eingetreten ist, 
deren Startgutschrift nach Absatz 1 berechnet wurde und die am 
31. Dezember 2001

1.	 das 47. Lebensjahr vollendet sowie
2.	 mindestens 120 Umlagemonate zurückgelegt hatten, er-

halten in Abweichung von dem üblichen Verfahren eine zu-
sätzliche Startgutschrift in Höhe des Betrages, um den die 
Startgutschrift nach Absatz 2 die Startgutschrift nach Ab-
satz 1 übersteigt; bei Berechnung der Startgutschrift nach 
Absatz 2 sind die Maßgaben der Sätze 2 und 3 zu beachten.

Die Berechnung erfolgt bezogen auf die Vollendung des 63. Le- 
bensjahres. Als anzurechnender Bezug wird die tatsächliche, 
entsprechend Absatz 5 auf das vollendete 63. Lebensjahr hoch-
gerechnete gesetzliche Rente zugrunde gelegt. Die sich nach den 
Sätzen 1 bis 3 ergebende zusätzliche Startgutschrift gilt bei An-
wendung des § 66 als soziale Komponente im Sinne des § 35.

(4) Für die Berechnung der Startgutschrift nach Absatz 2 ist die
Rentenauskunft des gesetzlichen Rentenversicherungsträgers
zum Stichtag 31.  Dezember 2001 nach Durchführung einer
Kontenklärung maßgebend. Die Pflichtversicherten haben, so-
fern sie nicht bereits über eine Rentenauskunft aus dem Jahr
2001 verfügen, bis zum 30.  September 2002 eine Renten-
auskunft zu beantragen und diese unverzüglich der Kasse zu
übersenden. Sofern die Rentenauskunft aus von den Pflicht-
versicherten zu vertretenden Gründen bis zum 31. Dezember
2003 nicht beigebracht wird, wird die Startgutschrift nach Ab-
satz  1 berechnet. Bei Vorliegen besonderer Gründe kann die
Kasse eine angemessene Fristverlängerung gewähren. Soweit
bis zum 31. Dezember 2002 bereits ein bestands- oder rechts-
kräftiger Rentenbescheid der gesetzlichen Rentenversicherung
vorliegt, ist - abweichend von Satz 1 - dieser Grundlage für die
Berechnung nach Absatz 2.

(5) Für die Zeit bis zur Vollendung des 63. Lebensjahres werden 
Entgeltpunkte in Höhe des Durchschnitts der in dem Zeitraum
vom 1. Januar 1999 bis 31. Dezember 2001 tatsächlich aus Bei-
tragszeiten erworbenen Entgeltpunkte in Ansatz gebracht. Bei

Pflichtversicherten, die nicht in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung versichert sind, wird der anzurechnende Bezug nach 
der bisher geltenden Regelung berücksichtigt; Zuschüsse wer-
den in Höhe des jährlichen Durchschnitts der in der Zeit vom 
1. Januar 1999 bis 31. Dezember 2001 tatsächlich gemeldeten 
Zuschüsse in Ansatz gebracht. Ist in den Jahren 1999 bis 2001 
kein zusatzversorgungspflichtiges Entgelt bezogen worden, 
ist gesamtversorgungsfähiges Entgelt das zusatzversorgungs-
pflichtige Entgelt, das sich ergeben hätte, wenn für den ge-
samten Monat Dezember 2001 eine Beschäftigung vorgelegen 
hätte. Sind in den Jahren 1999 bis 2001 keine Entgeltpunkte 
erworben worden, ist für die Ermittlung der Entgeltpunkte 
das rentenversicherungspflichtige Entgelt maßgebend, das im 
Monat Dezember 2001 bezogen worden wäre, wenn während 
des gesamten Monats eine Beschäftigung vorgelegen hätte; für 
die Ermittlung der Zuschüsse gilt dies entsprechend.

(6) Für die Berechnung der Startgutschrift nach Absatz 1 und 2
haben die Pflichtversicherten bis zum 31. Dezember 2002 dem
Mitglied den Familienstand am 31. Dezember 2001 (§ 32 Ab-
satz 3c Satz 1 Buchstabe a und b der Satzung der Zusatzver-
sorgungskasse in der am 31. Dezember 2001 [GVBl. II 1997
S. 154] geltenden Fassung) mitzuteilen. Das Mitglied hat die
Daten an die Kasse zu melden.

(7) Für die Dynamisierung der Anwartschaften gilt § 66. Auf
den Zuschlag zur Anwartschaft nach Absatz 1a werden für die
Jahre 2001 bis 2010 keine Bonuspunkte (§ 66) gewährt. Satz 2
gilt für die Jahre bis 2016 auch für eine Erhöhung der Startgut-
schrift infolge der Berechnung nach Absatz 1 Satz 3 bis 7.

§ 74
Höhe der Anwartschaften 

für am 1. Januar 2002 beitragsfrei Versicherte

(1) Eine zum 31. Dezember 2001 bestehende beitragsfreie Ver-
sicherung nach § 25 der Satzung in der am 31. Dezember 2001
maßgebenden Fassung oder eine am 31.  Dezember 2001 be-
endete Pflichtversicherung wird ab 1.  Januar 2002 zu einer
beitragsfreien Pflichtversicherung (§  21). Freiwillig Weiterver-
sicherte können die Umwandlung der freiwilligen Weiterver-
sicherung in eine freiwillige Versicherung zum 1.  Januar 2002
beantragen; der Antrag ist bis zum 31. Dezember 2002 zu stellen.

(2) Die Startgutschriften der am 1. Januar 2002 beitragsfrei Ver-
sicherten werden nach der am 31.  Dezember 2001 geltenden
Versicherungsrentenberechnung nach Maßgabe der Satzung
des Kommunalen Versorgungsverbandes Brandenburg - Zu-
satzversorgungskasse - vom 27. Januar 1997 (GVBl. II Nr. 9,
S.  154), geändert durch die Erste Änderungssatzung vom
23. August 1998 (GVBl. II Nr.  14, S.  364) ermittelt. Für die
Dynamisierung der Anwartschaften gilt § 66.

(3) Für die freiwillig Weiterversicherten gilt Absatz  2 ent-
sprechend.

(4) Auf einen gesetzlichen Anspruch nach § 18 Absatz 2 des
Betriebsrentengesetzes sind § 73 Absatz 1 Satz 3 bis 7 und Ab-
satz 1a entsprechend anzuwenden. Für die Dynamisierung der
Anwartschaften gilt § 73 Absatz 7 entsprechend.
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Kapitel 3 
Sonstiges

§ 75
nicht belegt

§ 76
Übergangsregelung für Beschäftigte  

oberhalb der Vergütungsgruppe I BAT

Für Beschäftigte, für die für Dezember 2001 schon und für Ja-
nuar 2002 noch eine zusätzliche Umlage nach § 62 Absatz 4 
und 7 der Satzung des Kommunalen Versorgungsverbandes 
Brandenburg - Zusatzversorgungskasse - vom 27. Januar 1997 
(GVBl. II Nr. 9, S. 154), geändert durch die Erste Änderungs-
satzung vom 23. August 1998 (GVBl. II Nr.  14, S.  364), in 
Verbindung mit § 166 Absatz 1 Nummer 4 des Sechsten Bu-
ches Sozialgesetzbuch gezahlt wurde, ist in diesem Arbeits-
verhältnis zusätzlich eine Umlage in Höhe von neun Prozent 
des übersteigenden Betrages vom Mitglied zu zahlen, soweit 
das monatliche zusatzversorgungspflichtige Entgelt den Grenz-
betrag nach Satz 3 übersteigt.  Die sich aus dem übersteigenden 
zusatzversorgungspflichtigen Entgelt ergebenden Versorgungs-
punkte sind zu verdreifachen. Grenzbetrag ist das 1,133-fache 
des Betrages der Entgeltgruppe 15 Stufe 6 TVöD/VKA Tarif-
gebiet West bzw. Tarifgebiet Ost - jährlich einmal einschließ-
lich der Jahressonderzahlung, wenn der Beschäftigte eine zu-
satzversorgungspflichtige Jahressonderzahlung erhält.

§ 77
Ausnahmen von der Versicherungspflicht 

für höherversicherte Beschäftigte

Die Beschäftigten, deren zusätzliche Alters- und Hinterblie- 
benenversorgung im Wege der Höherversicherung bis 31. De-
zember 1997 durchgeführt wurde und die seinerzeit keine Er-
klärung zur Teilnahme an der Zusatzversorgung abgegeben 
haben, sind weiterhin nicht zu versichern.

§ 77a
Sonderregelung für Beschäftigte im Beitrittsgebiet

Beschäftigte im Beitrittsgebiet, bei denen der Versicherungsfall 
vor Erfüllung der Wartezeit (§ 32 Absatz 1) eingetreten ist, er-
halten unter den Voraussetzungen des §  108a der Satzung der 
Zusatzversorgungskasse in der am 31. Dezember 2001 (GVBl. II 
1997 S. 154) geltenden Fassung eine Leistung in der Höhe, wie 
sie ihnen als Versicherungsrente nach § 35 Absatz 1 der Sat-
zung in der am 31. Dezember 2001 maßgebenden Fassung zu-
gestanden hätte, wenn sie in den dem Eintritt des Versicherungs-
falls bzw. dem Ende des Arbeitsverhältnisses vorangegangenen 
60 Kalendermonaten pflichtversichert gewesen wären. Satz 1 
gilt für Hinterbliebene eines vor Erfüllung der Wartezeit ver-
storbenen Versicherten entsprechend.

Teil 7 
Schlussvorschriften

§ 78
Übergangsregelungen

(1) Ist der Versicherte oder der Betriebsrentenberechtigte vor
dem 1. Juli 2007 verstorben, findet § 36 Absatz 1 Satz 5 keine

Anwendung; dies gilt nicht für Neuzusagen, die nach dem 
31. Dezember 2006 erteilt wurden.

(2) Für Mutterschutzzeiten nach § 3 Absatz 2 und § 6 Absatz 1
Mutterschutzgesetz, die in der Zeit vom 1. Januar 2002 bis zum
31. Dezember 2011 liegen, gilt § 35 Absatz 1 Satz 3 und 4 mit
folgenden Maßgaben:

1.	 Die Mutterschutzzeiten werden auf schriftlichen Antrag 
der Beschäftigten berücksichtigt. Geeignete Nachweise 
zum Beginn und Ende der Mutterschutzfristen sind vorzu-
legen. Der Antrag und die Nachweise sind bei der Kasse 
einzureichen, bei der die Pflichtversicherung während der 
Mutterschutzzeit bestanden hat.

2.	 Das für die Mutterschutzzeit anzusetzende zusatzversor- 
gungspflichtige Entgelt wird errechnet aus dem durchschnitt-
lichen kalendertäglichen zusatzversorgungspflichtigen Ent-
gelt des Kalenderjahres, das dem Jahr vorangeht, in dem 
die Mutterschutzfrist begonnen hat. Bei der Berechnung des 
durchschnittlichen Entgelts werden Kalendermonate ohne 
zusatzversorgungspflichtiges Entgelt nicht berücksichtigt. Ist 
in diesem Zeitraum kein zusatzversorgungspflichtiges Ent-
gelt angefallen, ist für die Berechnung das Entgelt zugrunde 
zu legen, das sich als durchschnittliches zusatzversorgungs-
pflichtiges Entgelt im Kalenderjahr vor Beginn der Mutter-
schutzzeit ergeben hätte.

3. Das zusatzversorgungspflichtige Entgelt nach Nummer  2
vermindert sich um das zusatzversorgungspflichtige Ent-
gelt, das nach § 35 Absatz 1 in der Fassung der Zweiten
Satzungsänderung vom 15.  Januar 2004 für Kalender-
monate berücksichtigt worden ist, in denen das Arbeits-
verhältnis ganz oder teilweise nach § 6 Absatz 1 Mutter-
schutzgesetz geruht hat.

Für Beschäftigte mit Mutterschutzzeiten vor dem 1. Januar 2002 
gilt Satz 1 bei entsprechendem Antrag der Versicherten bzw. der 
Rentenberechtigten sinngemäß für die Berechnung ihrer Start-
gutschriften. Am 31.  Dezember 2001 Rentenberechtigte mit 
Mutterschutzzeiten vor dem 1.  Januar 2002 erhalten auf An-
trag einen Zuschlag zu ihrer Besitzstandsrente, der sich ergibt, 
wenn auf der Grundlage der Entgelte gemäß Satz 1 Nummer 2 
entsprechend § 34 Versorgungspunkte gutgeschrieben würden.

(3) Erhöhen sich durch die Neuberechnungen nach § 73 Ab-
satz 1 Satz 3 bis 7 und § 74 Absatz 4 die Startgutschriften in
bereits laufenden Betriebsrentenfällen, führt dies zur rück-
wirkenden Erhöhung der Rentenleistungen. Die Erhöhungs-
beträge werden unaufgefordert unverzinst von der Kasse nach-
gezahlt; Teilzahlungs-, Nichtzahlungs- und Ruhensregelungen
sind zu berücksichtigen.

§ 79
Übergangsregelungen zu §§ 15 bis 15d

(1) Für die zwischen dem 1.  Januar 2002 und dem Tag der
Bekanntmachung der Neunzehnten Änderungssatzung aus-
geschiedenen Mitglieder gelten die §§ 15 bis 15b und 15d in
der Fassung der Neunzehnten Änderungssatzung vom 21. No-
vember 2019 mit folgenden Besonderheiten:

1.	 § 15a Absatz 3 gilt mit der Maßgabe, dass die zum Zeit-
punkt der Beendigung der Mitgliedschaft maßgeblichen 



713Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 31 vom 12. August 2026

Berechnungsparameter zu berücksichtigen sind. Sämtliche 
Berechnungsparameter sowie die Berechnungsmethode 
regelt die Durchführungsvorschrift zu §§  15 bis 15d ab-
schließend.

2.	 Hat das ausgeschiedene Mitglied den bisherigen Aus-
gleichsbetrag nicht oder nicht vollständig gezahlt und 
wählt es nicht das Erstattungsmodell mit Schlusszahlung, 
hat es den Ausgleichsbetrag gemäß Nummer 1 abzüglich 
des Anteils, den es bereits gezahlt hat, zu bezahlen. Die-
ser Betrag ist ab dem Zeitpunkt des Ablaufs des Monats 
nach Mitteilung der Höhe des bisherigen Ausgleichsbetrags 
jährlich in Höhe der jeweiligen jährlichen Inflationsrate in 
Deutschland bis zum Zahlungseingang bei der Kasse zu 
verzinsen (erzielbare Nutzungen). Die Kasse teilt dem aus-
geschiedenen Mitglied die Höhe der nach den Sätzen 1 und 2  
noch ausstehenden Forderungen schriftlich mit. Der Aus-
gleichsbetrag ist innerhalb von sechs, die erzielbaren Nut-
zungen nach Satz 2 sind innerhalb von drei Monaten nach 
Zugang der schriftlichen Forderungsmitteilung der Kasse 
vom ausgeschiedenen Mitglied zu begleichen.

3.	 Für das Erstattungsmodell gelten die §§ 15 und 15b mit fol-
genden Maßgaben:

a) Die Frist zur Ausübung des Wahlrechts gemäß § 15 Ab-
satz 2 beginnt am Tag nach Zugang der auf Grundlage
dieser Satzungsänderung übermittelten schriftlichen
Mitteilung der Kasse über die Höhe des Ausgleichs-
betrags sowie der Beträge nach dem Erstattungsmodell
mit Schlusszahlung. Dieser Mitteilung wird ein ver-
sicherungsmathematisches Gutachten entsprechend
§ 15 Absatz 2 Satz 2 beigefügt.

b) Ist der Ausgleichsbetrag bereits teilweise oder voll-
umfänglich gezahlt worden, wird dieser zuzüglich
einer Verzinsung in Höhe der in der Kasse seit dem
Zeitpunkt der Zahlung des Ausgleichsbetrags erzielten
laufenden Durchschnittsverzinsung der Kasse dem aus-
geschiedenen Mitglied unter Verrechnung nach Buch-
stabe c Satz 2 zurückgewährt.

c) Der Zeitraum für die Erstattung künftiger Auf-
wendungen der Kasse gemäß § 15b Absatz 4 beginnt
mit dem Monat, der der Entscheidung des Mitglieds
für die Wahl des Erstattungsmodells folgt. Die in der
Zeit vom Ausscheiden bis zum Beginn des Erstattungs-
zeitraums bereits erbrachten Aufwendungen der Kasse
(§ 15b Absatz 4) zuzüglich Verwaltungskosten in Höhe
von zwei Prozent sind als Einmalbetrag vom aus-
geschiedenen Mitglied zu erstatten. Der Einmalbetrag
ist dabei jährlich um die Höhe der jeweiligen jährlichen 
Inflationsrate in Deutschland zu erhöhen. Dieser nach
den Sätzen 2 und 3 ermittelte Einmalbetrag wird mit
einem gemäß Buchstabe b zurückzuzahlenden und ver-
zinsten Ausgleichsbetrag verrechnet. Soweit dies nicht
möglich ist, wird der noch verbleibende Einmalbetrag
über den gesamten Erstattungszeitraum auf die nach
§ 15b Absatz 1 zu erbringenden Zahlungen gleichmäßig 
verteilt. Die Kasse teilt dem ausgeschiedenen Mitglied 
die Höhe der gegebenenfalls noch ausstehenden For-
derungen schriftlich mit. Diese sind innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Forderungsmitteilungen vom 
ausgeschiedenen Mitglied zu begleichen. Ergibt sich 

bei der Verrechnung nach Satz 4 für das ausgeschiedene 
Mitglied ein Guthaben, zahlt die Kasse dieses an das 
ausgeschiedene Mitglied aus.

d) Für von ausgeschiedenen Mitgliedern gemäß § 15b in
der Fassung der Dreizehnten Änderungssatzung vom
18.  Juni 2013 (ABl. S.  2244) bereits gezahlte Amor-
tisations- und Differenzbeträge gilt Buchstabe b ohne
Verrechnung nach Buchstabe c Satz 4 entsprechend.

(2) Wurde zwischen dem 1.  Januar 2002 und dem Tag der
Bekanntmachung der Neunzehnten Änderungssatzung nach
§ 15 Absatz  3a in einer bis zum Tag der Bekanntmachung
der Dreizehnten Änderungssatzung vom 18.  Juni 2013 (ABl. 
S. 2244) geltenden Fassung bzw. nach § 15a Absatz 5 in einer
bis zum Tag der Bekanntgabe der Siebzehnten Änderungs-
satzung vom 22. September 2017 (ABl. S. 927) bzw. nach § 15
Absatz 6 in der Fassung vom 21. November 2019 Personal auf
einen Arbeitgeber übertragen, der nicht Mitglied in der Kasse
ist, oder wurden von diesem Arbeitgeber mit ausgeschiedenen
Pflichtversicherten des Mitglieds Arbeitsverhältnisse be-
gründet, gilt Absatz 1 für den in diesen Fällen vom Mitglied zu
leistenden anteiligen finanziellen Ausgleich entsprechend.

(3) Für Vereinbarungen über die Fortsetzung von Mitglied-
schaften nach § 12 Absatz 2 zu einem Stichtag, der zwischen
dem 1.  Januar 2002 und dem Tag der Bekanntmachung der
Neunzehnten Änderungssatzung liegt, gilt Absatz  1 ent-
sprechend mit der Maßgabe, dass die Nichtberücksichtigung
der am Stichtag noch verfallbaren Anwartschaften nur für den
Teil des Abgeltungsbetrages gilt, der auf die am Stichtag vor-
handenen noch verfallbaren Anwartschaften der zu diesem
Zeitpunkt beitragsfrei Pflichtversicherten nach § 21 entfällt.

§ 80
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft . 
Gleichzeitig tritt die Satzung des Kommunalen Versorgungsver-
bandes Brandenburg - Zusatzversorgungskasse - in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 10 . September 2002 (ABl . S . 883), 
zuletzt geändert durch die Zwanzigste Änderungssatzung vom 
24 . Juni 2021 (ABl . S . 656), außer Kraft .

Beschlossen:

Gransee, 18 . Juni 2026

.............. 
Stellv . Vorsitzender des Fachausschusses 

Zusatzversorgungskasse

Genehmigt:

Potsdam, 8 . Juli 2026

Ministerium des Innern und für Kommunales 
des Landes Brandenburg

Im Auftrag

...............
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Neufassung der Satzung des  
Kommunalen Versorgungsverbandes Brandenburg 

- Versorgungskasse -

Bekanntmachung
des Ministeriums des Innern und für Kommunales 

Gesch .Z .: 03-31-709-72/2024-001/002 
Vom 13 . Juli 2026

I.

Aufgrund von § 3 Absatz 2 Satz 3 des Gesetzes über den Kom-
munalen Versorgungsverband Brandenburg (KVBbgG) vom 
5 . März 2024 (GVBl . I Nr . 8) macht das Ministerium des Innern 
und für Kommunales als Rechtsaufsichtsbehörde nachfolgend 
die Neufassung der Satzung des Kommunalen Versorgungsver-
bandes Brandenburg - Versorgungskasse - bekannt . Die Satzung 
tritt gemäß § 3 Absatz 2 Satz 4 KVBbgG am Tag nach ihrer 
Bekanntmachung im Amtsblatt für Brandenburg in Kraft .

Im Auftrag

................

II.

Satzung des Kommunalen Versorgungsverbandes 
Brandenburg - Versorgungskasse -

Aufgrund des § 5 Absatz 1 des Gesetzes über den Kommunalen 
Versorgungsverband Brandenburg vom 5 . März 2024 (GVBl . I 
Nr . 8) hat der Fachausschuss Versorgungskasse folgende Sat-
zung beschlossen:

Teil 1 
Bereichsübergreifende Vorschriften

§ 1
Rechtsform, Sitz und Aufsicht  

des Kommunalen Versorgungsverbandes

(1) Der Kommunale Versorgungsverband Brandenburg - im
Folgenden auch Kommunaler Versorgungsverband oder Ver-
sorgungsverband bezeichnet - ist durch Gesetz vom 26. Februar 
1993 mit Sitz in Gransee errichtet worden.

(2) Der Kommunale Versorgungsverband Brandenburg ist eine
Körperschaft des öffentlichen Rechts. Er erfüllt seine Aufgaben
im Rahmen der gesetzlichen und tarifrechtlichen Bestimmungen
in eigener Verantwortung und besitzt Dienstherrnfähigkeit.

(3) Der Kommunale Versorgungsverband Brandenburg unter-
liegt der Rechtsaufsicht des für Inneres zuständigen Ministe-
riums.

§ 2
Gliederung und Organe

(1) Der Versorgungsverband gliedert sich in die Versorgungs-
kasse und die Zusatzversorgungskasse.

(2) Organe des Versorgungsverbandes sind

1.	 der Verwaltungsrat,
2.	 der Direktor oder die Direktorin,
3.	 der Fachausschuss Versorgungskasse,
4.	 der Fachausschuss Zusatzversorgungskasse.

§ 3
Wirtschaftsplan, Jahresabschluss,  

Jahresabschlussprüfung, Vermögen

(1) Die Wirtschaftsführung des Kommunalen Versorgungsver-
bandes richtet sich nach den Vorschriften des Dritten Buches
des Handelsgesetzbuches für große Kapitalgesellschaften sowie
Versicherungsunternehmen. Die Bilanz und die Gewinn- und
Verlustrechnung sowie der Wirtschaftsplan werden nach den
Vorgaben der Versicherungsunternehmens-Rechnungslegungs-
verordnung vom 8.  November 1994 (BGBl.  I S.  3378), die
zuletzt durch Artikel  69 des Gesetzes vom 10.  August 2021
(BGBl. I S. 3436) geändert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung gegliedert.

(2) Der Kommunale Versorgungsverband erstellt vor Beginn des
Geschäftsjahres einen nach Kassenbereichen getrennten Wirt-
schaftsplan. Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Der Wirtschafts-
plan setzt sich aus einem Erfolgsplan, einem Vermögensplan
und einer Stellenübersicht zusammen; wobei der Erfolgsplan
analog der Gewinn- und Verlustrechnung als Planrechnung und
der Vermögensplan als Übersicht zu Bilanzpostenveränderungen
erstellt wird. Der Fachausschuss Versorgungskasse kann dem
Verwaltungsrat für den Umgang mit Aufwendungen von außer-
gewöhnlicher Größenordnung oder Bedeutung im Sinne des
Handelsrechts eine Beschlussempfehlung übermitteln.

(3) Der Kommunale Versorgungsverband erstellt in den ers-
ten drei Monaten des Geschäftsjahres für das vergangene
Geschäftsjahr eine nach Kassenbereichen getrennte Jahres-
bilanz nebst Gewinn- und Verlustrechnung einschließlich
Anhang (Jahresabschluss) sowie einen Lagebericht. Der Jah- 
resabschluss und der Lagebericht werden von einem Wirt-
schaftsprüfer geprüft.

(4) Die Vermögen der Versorgungskasse und der Zusatzver-
sorgungskasse sind getrennt zu halten und so anzulegen, dass
Wertbeständigkeit, Liquidität und ein möglichst hoher Ertrag
gesichert sind. Auf eine angemessene Mischung und Streuung
ist zu achten. Die Kassenbereiche haften mit ihren Vermögen
nur für ihre eigenen Verbindlichkeiten. Verbandübergreifend
anfallende Gemeinkosten sind auf die Kassenbereiche sach-
gerecht aufzuteilen.

Teil 2 
Versorgungskasse

§ 4
Bezeichnung und Organisation der Kasse

(1) Die Kasse führt den Namen „Kommunaler Versorgungsver-
band Brandenburg -Versorgungskasse-“.

Sie gliedert sich in die Bereiche

1.	 Beamtenversorgung (Versorgungskasse),
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2.	 Beihilfekasse (§§ 38 bis 47),
3.	 Zentraler Personalservice (§§ 48 bis 52).

(2) Das Vermögen der Kasse wird als Sondervermögen geführt
und haftet nicht für Verbindlichkeiten der Zusatzversorgungs-
kasse des Kommunalen Versorgungsverbandes Brandenburg.

(3) Die für die Erledigung der Geschäfte des Kommunalen Ver-
sorgungsverbandes Brandenburg anfallenden Kosten und die
Gemeinkosten für das Personal werden anteilig auf die Ver-
sorgungskasse umgelegt.

(4) Der Direktor des Versorgungsverbandes kann Durchfüh- 
rungsvorschriften zur Satzung erlassen.

Kapitel 1 
Fachausschuss Versorgungskasse

§ 5
Zusammensetzung des Fachausschusses

(1) Der Fachausschuss besteht aus sieben Vertretern der
Kassenmitglieder. Die Mitgliedsgruppen gliedern sich in die
Pflichtmitglieder (§ 10) und die Freiwilligen Mitglieder (§ 11).

(2) Die Mitglieder des Fachausschusses und ihre Stellvertreter
werden auf Vorschlag der kommunalen Spitzenverbände nach
jeder landesweiten Wahl der Gemeindevertretungen vom für In-
neres zuständigen Ministerium berufen. Wiederberufungen sind
zulässig. Das Vorschlagsrecht haben der Landkreistag Branden-
burg e. V. und der Städte- und Gemeindebund Brandenburg e. V.

(3) Personen, die bereits als Mitglied des Fachausschusses
vorgeschlagen wurden, dürfen nicht gleichzeitig als stellver-
tretendes Mitglied vorgeschlagen werden.
Personen, die bereits als Mitglied oder stellvertretendes Mit-
glied des Fachausschusses der Zusatzversorgungskasse vor-
geschlagen wurden, dürfen nicht für eine dieser Funktionen im
Fachausschuss der Versorgungskasse vorgeschlagen werden. 
Personen, die in ihrer Funktion sowohl der Mitgliedsgruppe der 
Pflichtmitglieder als auch der Mitgliedsgruppe der Freiwilligen
Mitglieder angehören, können als Mitglieder oder stellver-
tretende Mitglieder des Fachausschusses Versorgungskasse nur
vorgeschlagen werden, wenn dies transparent gemacht wird
und sie maßgeblichen Einfluss innerhalb eines Mitglieds der
Mitgliedsgruppe ausüben, für die sie vorgeschlagen werden.

(4) Die Amtszeit des Fachausschusses beginnt am Tage der
ersten Sitzung nach der Berufung und endet am Tage vor der
ersten Sitzung des neu gebildeten Fachausschusses nach Ab-
satz 2 Satz 1.

(5) Der Fachausschuss wählt aus seiner Mitte unter dem Vor-
sitz des lebensältesten Mitglieds einen Vorsitzenden und des-
sen Stellvertreter. Für die Wahl gilt §  40 Absatz  3 bis 5 der
Kommunalverfassung des Landes Brandenburg entsprechend. 
Der Vorsitzende und der Stellvertreter können mit der Mehrheit
der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder des Fachausschusses
abgewählt werden.

(6) Die Mitgliedschaft endet außer durch Zeitablauf mit dem
Verlust der Eigenschaft, aufgrund derer die Berufung erfolgte. 

Ein Mitglied kann auf seinen Antrag durch die Rechtsaufsichts-
behörde abberufen werden. Für den Rest der Amtszeit ist ein 
Nachfolger zu berufen.

§ 6
Aufgaben des Fachausschusses

(1) Der Fachausschuss bereitet in Angelegenheiten der Ver-
sorgungskasse die Beschlüsse des Verwaltungsrates vor und
beschließt über diejenigen Angelegenheiten, die nicht ande-
ren Organen des Versorgungsverbandes vorbehalten sind. Ins-
besondere beschließt er über

1.	 die Satzung und ihre Änderungen,
2.	 die Grundsatzangelegenheiten der Versorgungskasse und 

ihre Finanzierung, insbesondere die Festsetzung der Um-
lagesätze und ergänzende Einnahmeregelungen,

3.	 die Aufnahme, vorzeitige Entlassung und Kündigung frei-
williger Mitglieder,

4.	 die Grundsatzangelegenheiten der Beihilfekasse und ihre 
Finanzierung, insbesondere die Festsetzung der Umlage-
sätze,

5.	 die Anlagestrategie und die Anlagerichtlinien,
6.	 die Grundsatzangelegenheiten des Zentralen Personal-

service.

(2) Der Fachausschuss übermittelt dem Verwaltungsrat eine
Beschlussempfehlung

1.	 zum Wirtschaftsplan und seinen Änderungen,
2.	 zur Feststellung des Jahresabschlusses und zur Geneh- 

migung des Lageberichts sowie zur Verwendung des Jah- 
resergebnisses,

3.	 zur Entlastung des Direktors,
4.	 für die Beauftragung eines Wirtschaftsprüfers oder einer 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft,
5.	 für die Beauftragung Dritter mit der Durchführung von 

Aufgaben nach dem Gesetz über den Kommunalen Ver-
sorgungsverband Brandenburg sowie die Übernahme sol-
cher Aufgaben für Dritte.

§ 7
Sitzungen des Fachausschusses

(1) Zu den Sitzungen des Fachausschusses lädt der Vorsitzende
mit mindestens vierzehntägiger Frist unter Bekanntgabe der im
Benehmen mit dem Direktor des Versorgungsverbandes fest-
gesetzten Tagesordnung schriftlich oder in Textform ein. Die
Einladungen können in elektronischer Form übermittelt wer-
den. Auf das Verlangen des Direktors sind von ihm gewünschte
Punkte auf die Tagesordnung zu setzen.

(2) Die Sitzungen des Fachausschusses sind nicht öffentlich.

(3) Der Fachausschuss ist vom Vorsitzenden einzuberufen,
wenn mindestens drei seiner Mitglieder dies unter Angabe der
Gründe beantragen.

(4) Der Direktor des Versorgungsverbandes nimmt an den
Sitzungen mit beratender Stimme teil. Er kann jederzeit das
Wort verlangen. Zu den Sitzungen können weitere für die Ver-
sorgungskasse tätige Dienstkräfte hinzugezogen werden.
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(5) Der Fachausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens 
fünf seiner Mitglieder anwesend sind. Sind der Vorsitzende und 
dessen Stellvertreter nicht anwesend, so übernimmt das lebens-
älteste Mitglied den Vorsitz. Ist eine Angelegenheit wegen Be-
schlussunfähigkeit des Fachausschusses zurückgestellt worden 
und wird der Fachausschuss zum zweiten Mal zur Verhandlung 
über denselben Gegenstand einberufen, so ist er ohne Rück-
sicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. Bei der 
Einladung zur zweiten Sitzung muss auf diese Bestimmung 
ausdrücklich hingewiesen werden.

(6) In geeigneten Fällen kann der Vorsitzende des Fachaus-
schusses ohne Sitzung schriftlich oder in Textform abstimmen 
lassen. Auf Antrag von mindestens drei Mitgliedern des Fach-
ausschusses ist jedoch eine mündliche Beratung und Ab-
stimmung in einer Sitzung herbeizuführen.

(7) Der Fachausschuss entscheidet mit einfacher Stimmen-
mehrheit; bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 
§ 5 Absatz 2 und 3 bleibt unberührt.

§ 8 
Niederschrift, Schrift- und Textform

(1) Über den wesentlichen Inhalt und über die Beschlüsse 
jeder Sitzung ist eine Niederschrift zu fertigen, die vom Vor-
sitzenden und von einem weiteren Fachausschussmitglied zu 
unterzeichnen oder in Textform zu kennzeichnen ist.

(2) Die Niederschrift wird den Fachausschussmitgliedern, 
deren Stellvertretern, den Verwaltungsratsmitgliedern, deren 
Stellvertretern und der Rechtsaufsichtsbehörde übersandt oder 
digital bereitgestellt.

(3) Die Verwendung der Schriftform steht der Verwendung der 
Textform gleich.

(4) Anstelle papiergebundener Dokumente können Sitzungs-
unterlagen auch elektronisch zur Verfügung gestellt werden, 
sofern der Zugang für die Beteiligten nach Absatz 2 unter Be-
achtung der Datenschutz- und Datensicherheitsvorgaben ge-
währleistet ist.

§ 9 
Tonaufzeichnungen und Transkription

(1) Zur Erstellung der Niederschrift über die Sitzungen des 
Fachausschusses können die Wortbeiträge der Teilnehmenden 
in Form einer Tonaufzeichnung erfasst werden. Die Auf-
zeichnung dient ausschließlich der Anfertigung und Kontrolle 
eines zusammenfassenden Protokolls über den wesentlichen 
Verlauf der Sitzung.

(2) Rechtsgrundlage der Datenverarbeitung ist die Wahr-
nehmung der dem Fachausschuss gesetzlich übertragenen Auf-
gaben und die Erfüllung seiner Dokumentationspflichten.

(3) Die Tonaufzeichnung kann separat oder mittels eines Auf-
zeichnungssystems und einer Transkriptionssoftware, bei deren 
Datenverarbeitung künstliche Intelligenz (KI) Anwendung fin-
det, vorgenommen werden. Die transkriptionsbezogene Daten-
verarbeitung erfolgt im Hause des Versorgungsverbandes mit 

einer Software, auf die ausschließlich der eigenhändige Zugriff 
möglich ist oder durch einen Auftragsverarbeiter auf Grund-
lage einer Auftragsverarbeitungsvereinbarung. Die Nutzung 
der Daten zu eigenen Zwecken des Auftragsverarbeiters, ins-
besondere zu Trainingszwecken von KI‑Modellen, ist aus-
geschlossen. Zur Transkription wird keine Hochrisiko-KI ein-
gesetzt.

(4) Die Sitzungsteilnehmer werden zu Beginn der Sitzung über 
die Aufzeichnung, deren Zweck, die Empfänger der Daten, 
die Speicherdauer sowie ihre Rechte nach der Datenschutz-
Grundverordnung informiert. Die Einwilligungen zur Tonauf-
zeichnung und zur Transkription erfolgen vor deren Beginn 
auf Abfrage des Vorsitzenden per Handzeichen. Sie sind pro-
tokollarisch zu dokumentieren. Die Sitzungsteilnehmer haben 
jederzeit das Recht, ohne Angabe von Gründen der Tonauf-
zeichnung sowie der Transkription gänzlich oder in Teilen zu 
widersprechen. Bei den einzuholenden Einwilligungen handelt 
es sich nicht um solche der datenschutzrechtlichen Art. Viel-
mehr dienen sie als zusätzliche Tatbestandsvoraussetzung der 
Abmilderung der Eingriffsintensität der Datenverarbeitung.

(5) Über die Zulässigkeit von Tonaufzeichnung und Transkrip-
tion in der jeweiligen Sitzung entscheidet der Vorsitzende. Auf 
Verlangen ist jedem Sitzungsteilnehmer Zugang zur Tonauf-
zeichnung oder zum Transkript zu gewähren.

(6) Die Tonaufzeichnungen werden spätestens vier Wochen 
nach Genehmigung des Protokolls gelöscht, soweit keine län-
gere Aufbewahrung im Einzelfall zur Geltendmachung, Aus-
übung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen erforderlich 
ist. Der Zugriff auf die Tonaufzeichnungen ist auf einen engen, 
dokumentierten Personenkreis beschränkt.

(7) Die Aufzeichnungen und Transkripte werden durch an-
gemessene technische und organisatorische Maßnahmen vor 
unbefugtem Zugriff, Veränderung und Verlust geschützt.

Kapitel 2 
Mitglieder

§ 10 
Pflichtmitglieder

Pflichtmitglieder des Versorgungsverbandes für den Kassen-
bereich der Versorgungskasse sind

1.	 Gemeinden,
2.	 Landkreise,
3.	 Verbandsgemeinden,
4.	 Ämter,
5.	 kommunale Zweckverbände,
6.	 kommunale Anstalten des öffentlichen Rechts und ge-

meinsame kommunale Anstalten des öffentlichen Rechts 
sowie

7.	 öffentlich-rechtliche Sparkassen,

wenn sie versorgungsberechtigte Beamte oder Beschäftigte mit 
beamtenmäßigen Versorgungsanwartschaften haben.
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§ 11 
Freiwillige Mitglieder

(1) Als freiwillige Mitglieder können aufgenommen werden

1.	 Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen 
Rechts, die nicht unter § 10 fallen,

2.	 kommunale Spitzenverbände und vergleichbare kommuna-
le Spitzenorganisationen,

3.	 Verbände von Körperschaften des öffentlichen Rechts,

wenn sie versorgungsberechtigte Beamte oder Beschäftigte mit 
beamtenmäßigen Versorgungsanwartschaften haben. Als Ver-
bände gelten auch Vereinigungen und Arbeitsgemeinschaften 
der unter Nummer 1 bis 3 aufgeführten Einrichtungen.

(2) Die Aufnahme setzt voraus, dass Dienstbezüge, Ver-
sorgungsansprüche und Dienstunfallfürsorge der nicht im 
Beamtenverhältnis stehenden -  aber für eine entsprechende 
Versorgung in Frage kommenden - Dienstkräfte nach beamten-
rechtlichen Grundsätzen geregelt sind.

§ 12 
Beginn der Mitgliedschaft

(1) Die Pflichtmitgliedschaft entsteht mit dem Eintritt ihrer 
Voraussetzungen.

(2) Die Mitgliedschaft freiwilliger Mitglieder entsteht durch 
Aufnahmebescheid. Sie beginnt mit dem Geschäftsjahr, das auf 
den Eingang des Aufnahmeantrags folgt. In Ausnahmefällen 
kann der Fachausschuss einen abweichenden Termin für den 
Beginn der Mitgliedschaft zulassen. Die Zulassung als frei-
williges Mitglied kann mit Zustimmung des Fachausschusses 
von der Erfüllung besonderer Bedingungen abhängig gemacht 
werden, insbesondere davon, dass für die eingebrachten Ver-
sorgungsverpflichtungen angemessene Einmalzahlungen ge-
leistet werden.

§ 13 
Beendigung der freiwilligen Mitgliedschaft

(1) Ein freiwilliges Mitglied kann erstmals mit einer Frist von 
12 Monaten zum Schluss des Geschäftsjahres, in dem es eine 
zehnjährige Mitgliedschaft vollendet, kündigen. Im Übrigen 
kann jeweils zum Schluss einer weiteren fünfjährigen Mitglied-
schaft mit einer Frist von 12 Monaten gekündigt werden. Die 
Kündigung ist schriftlich zu erklären.

(2) Die Versorgungskasse kann mit Beschluss des Fachaus-
schusses einem freiwilligen Mitglied mit einer Frist von 6 Mo-
naten zum Schluss des Geschäftsjahres kündigen, wenn

1.	 das Mitglied seine Verpflichtungen gegenüber dem Ver-
sorgungsverband trotz Aufforderung und Fristsetzung nicht 
erfüllt,

2.	 das Mitglied nicht mehr die Gewähr für die Einhaltung der 
Verpflichtungen gegenüber dem Versorgungsverband bie-
tet,

3.	 bei dem Mitglied Umstände eingetreten sind, die seiner 
Neuaufnahme entgegenstehen würden.

(3) Mit dem Zeitpunkt des Ausscheidens erlischt für die Ver-
sorgungskasse die Verpflichtung zu Leistungen für das aus-
geschiedene Mitglied und für dieses die Verpflichtung zu Leis-
tungen an die Versorgungskasse. Rückständige Leistungen, die 
innerhalb eines Jahres nach dem Zeitpunkt des Ausscheidens von 
der Versorgungskasse beim Mitglied angefordert oder von dem 
Mitglied bei der Versorgungskasse beantragt worden sind, bleiben 
unberührt. Eine Vermögensauseinandersetzung findet nicht statt.

(4) Betragen sämtliche Leistungen des ausscheidenden Mit-
gliedes nach Abzug von 5 vom Hundert als Verwaltungskosten-
beitrag weniger als sämtliche Leistungen der Versorgungskasse 
für das Mitglied, so hat das Mitglied, das selbst gekündigt hat 
oder auf seinen Antrag vorzeitig entlassen worden ist, oder dem 
nach Absatz  2 gekündigt worden ist, den Unterschiedsbetrag 
zu erstatten. Bei der Berechnung werden nur die in den letzten 
30 Jahren vor dem Ausscheiden erbrachten beiderseitigen Leis-
tungen berücksichtigt. Die Fälligkeit dieser Zahlung wird von 
der Versorgungskasse bestimmt.

(5) In besonderen Fällen kann die Versorgungskasse auf Antrag 
die Leistungen für das ausgeschiedene Mitglied weiter über-
nehmen, wenn sich das ausgeschiedene Mitglied oder ein Drit-
ter verpflichtet, die Leistungen im Wege der Erstattung zuzüg-
lich eines Verwaltungskostenbeitrages auszugleichen.

(6) Die Wiederaufnahme der nach Absatz  1 oder  2 aus-
geschiedenen Mitglieder kann von der Erfüllung besonderer 
Bedingungen abhängig gemacht werden.

§ 14 
Regelung der Mitgliedschaft bei Umbildung  

und Auflösung von juristischen Personen  
des öffentlichen Rechts

(1) Wird ein Mitglied oder werden mehrere Mitglieder voll-
ständig in eine oder mehrere der Versorgungskasse an-
gehörenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
eingegliedert, gehen die Rechte und Pflichten aus der Mit-
gliedschaft im Umfang der übernommenen Beamten und Ver-
sorgungsempfänger auf die aufnehmende juristische Person des 
öffentlichen Rechts über.

(2) Wird ein Mitglied teilweise in eine oder mehrere der Ver-
sorgungskasse angehörenden juristischen Personen des öffent-
lichen Rechts eingegliedert, gehen die Rechte und Pflichten aus 
der Mitgliedschaft auf die jeweils aufnehmende juristische Person 
des öffentlichen Rechts über, soweit diese Beamte übernimmt. 
Hinsichtlich der Versorgungsempfänger gilt dies nur insoweit, als 
entsprechende Übernahmevereinbarungen getroffen werden.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn

1.	 mehrere Mitglieder oder Teile von ihnen zu einer neuen ju-
ristischen Person des öffentlichen Rechts,

2.	 Teile eines Mitglieds mit einer oder mehreren der Ver-
sorgungskasse angehörenden juristischen Personen des öf-
fentlichen Rechts

zusammengeschlossen werden. An die Stelle der aufnehmenden 
tritt in diesen Fällen die neue juristische Person des öffentlichen 
Rechts.
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(4) Wird ein freiwilliges Mitglied in eine der Versorgungskasse 
nicht angehörende juristische Person des öffentlichen Rechts 
eingegliedert oder mit einer solchen zu einer neuen juristischen 
Person des öffentlichen Rechts zusammengeschlossen, so schei-
det es zum gleichen Zeitpunkt mit allen Rechten und Pflichten 
aus der Versorgungskasse aus. Erwirbt die aufnehmende oder 
die neue juristische Person des öffentlichen Rechts unmittelbar 
nach dieser Änderung die Mitgliedschaft, so bleiben hinsicht-
lich der Zulassungsvoraussetzungen nach §  12 Absatz  2 die 
bisher gemeldeten Stelleninhaber und betreuten Versorgungs-
empfänger außer Betracht. Wird von der Möglichkeit nach 
Satz 2 kein Gebrauch gemacht, so gilt § 13 Absatz 3 bis 5.

(5) Wird eine der Versorgungskasse nicht angehörende juristische 
Person des öffentlichen Rechts einem Mitglied eingegliedert, so 
erstrecken sich die Verpflichtungen der Versorgungskasse auch 
auf die eingebrachten Versorgungsverpflichtungen. Bei teil-
weiser Eingliederung in eine der Versorgungskasse angehörende 
juristische Person des öffentlichen Rechts gilt Satz 1 hinsichtlich 
der übernommenen Beamten und Absatz 2 Satz 2 hinsichtlich der 
Versorgungsempfänger entsprechend.

(6) Werden im Zusammenhang mit einem sonstigen Aufgaben-
übergang einzelne Beamte eines Mitglieds von einem anderen 
Mitglied der Versorgungskasse übernommen, gilt Absatz  2; 
werden einzelne Beamte einer der Versorgungskasse nicht an-
gehörenden juristischen Person des öffentlichen Rechts von 
einem Mitglied übernommen, gilt Absatz 5 Satz 2 sinngemäß.

(7) Bei der Auflösung einer der Versorgungskasse angehörenden 
juristischen Person des öffentlichen Rechts finden entsprechend 
Anwendung

1.	 Absatz  1, soweit Beamte und Versorgungsempfänger auf 
ein oder mehrere Mitglieder,

2.	 Absatz  4 Satz  2 und  3, soweit Beamte und Versorgungs-
empfänger auf eine der Versorgungskasse nicht an-
gehörende juristische Person des öffentlichen Rechts

übergehen.

§ 15 
Regelung der Mitgliedschaft bei Umbildung  

und Auflösung von juristischen Personen  
des privaten Rechts

(1) Bei Umbildung und Auflösung von Mitgliedern, die juris-
tische Personen des privaten Rechts sind, gilt § 14 sinngemäß.

(2) Für den Fall, dass eine der in § 11 Absatz 1 Nummer 2 ge-
nannten Vereinigungen ohne Rechtsnachfolge aufgelöst wird, 
bleibt die Abwicklung der Versorgungsansprüche einer Sonder-
regelung vorbehalten.

§ 16 
Übergang von Aufgaben eines Mitglieds  

auf den Bund oder das Land

Gehen Aufgaben eines Mitglieds der Versorgungskasse ganz 
oder teilweise auf den Bund oder das Land über, so erlischt 
die Leistungspflicht der Versorgungskasse für die Beamten 
und Versorgungsempfänger, die vom Bund oder vom Land 

übernommen werden. Die Versorgungskasse kann die Weiter-
zahlung der Versorgungsbezüge gegen Erstattung der vollen 
Aufwendungen zuzüglich eines Verwaltungskostenbeitrages 
übernehmen.

§ 17 
Rechtsbeziehungen aus der Mitgliedschaft

(1) Durch die Mitgliedschaft werden Rechte und Pflichten nur 
zwischen dem Versorgungsverband (Versorgungskasse) und 
den Mitgliedern begründet. Die Rechtsbeziehungen zu den 
Kassenmitgliedern richten sich nach öffentlichem Recht.

(2) Das Mitglied hat sich während der Dauer der Mitgliedschaft 
an der Aufbringung der Mittel zu beteiligen.

(3) Das Mitglied ist verpflichtet, die Vorschriften der Satzung 
einzuhalten. Es hat insbesondere

1.	 die Beamten unverzüglich nach der Ernennung oder Über-
nahme im Wege der Versetzung zur Versorgungskasse an-
zumelden,

2.	 das vor der Berufung eines Bewerbers in das Beamtenver-
hältnis einzuholende Zeugnis des Gesundheitsamtes spä-
testens mit der Anmeldung eines Beamten vorzulegen, dies 
gilt nicht für unmittelbar von den Bürgern gewählte Beamte 
auf Zeit,

3.	 die erforderlichen Auskünfte zu erteilen und ggf. Aktenein-
sicht zu gewähren,

4.	 die erforderlichen Nachweise und Beweise zur Verfügung 
zu stellen.

Im Zweifelsfalle ist die Versorgungskasse berechtigt, auf ihre 
Kosten weitere ärztliche/fachärztliche Zeugnisse einzuholen. 
Das Mitglied hat den Bewerber oder den Beamten zu ver-
pflichten, sich diesen weiteren Untersuchungen und etwa voraus-
gehenden Beobachtungen zu unterziehen. Die Verpflichtung 
der Mitglieder, nach Maßgabe der Satzung an der Aufklärung 
von Sachverhalten mitzuwirken, obliegt ebenso den einzelnen 
Leistungsempfängern. Die Versorgungskasse ist zur Nachprüfung 
dieser Angaben und Unterlagen sowie zur zweckentsprechenden 
Akteneinsicht bei den Mitgliedern berechtigt. So lange ein Mit-
glied oder ein Leistungsempfänger seiner Auskunftspflicht nicht 
nachkommt, kann die Versorgungskasse die Berechnungsgrund-
lagen für die Umlagen schätzen und Leistungen zurückbehalten.

(4) Mitglieder, die Dienstkräfte ohne Beamteneigenschaft an-
melden, sind gegenüber der Versorgungskasse verpflichtet, 
die Besoldung und Versorgung der angemeldeten Dienstkräfte 
nach beamtenrechtlichen Vorschriften zu regeln. Dabei ist in 
der Regel vom Beamtenverhältnis auf Lebenszeit auszugehen. 
Dies gilt nicht für die in § 11 Absatz 1 Nummer 2 aufgeführten 
Mitglieder und die Sparkassen, soweit sie Dienstkräfte mit 
Zeitverträgen anmelden, sowie für Dienstkräfte, deren Arbeits-
vertrag aufgrund gesetzlicher Regelung zeitlich befristet ist. 
Im Fall des Satzes 3 ist in der Regel vom Beamtenverhältnis 
auf Zeit auszugehen. Zu vereinbaren ist auch, dass die Dienst-
kräfte, die bei Eintritt eines Unfalls gegen Dritte entstandenen 
Schadenersatzansprüche an den Dienstherrn abtreten, soweit 
dieser zur Leistung verpflichtet ist. Die Sätze  1 bis  4 gelten 
nicht in den Fällen, in denen der Versorgungsaufwand im Wege 
der Erstattung ausgeglichen wird.
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(5) Die Mitgliedschaft bezieht sich auf alle Beamten, die
gegenüber dem Mitglied Anwartschaften oder Anspruch auf
Versorgung haben; hinsichtlich der Unfallfürsorge auch auf die
Ehrenbeamten, denen das Mitglied bei Eintritt eines Dienst-
unfalles Unfallfürsorge zu gewähren hat oder gewähren kann. 
Soweit der Versorgungskasse Bedienstete zugeführt werden,
die keine Beamteneigenschaft besitzen, denen jedoch Ver-
sorgung nach beamtenrechtlichen Grundsätzen zugesichert ist,
gelten diese Bediensteten als Beamte und ihre Stellen als Be-
amtenstellen im Sinne dieser Satzung.

(6) Die Versorgungskasse kann die Übernahme von Leistun-
gen ablehnen, wenn der Versorgungsfall vor Eingang der An-
meldung eintritt.

(7) Absatz 3 Satz 2 Nummer 1 und 2, Satz 3 und 4 und Absatz 6
gilt nicht in den Fällen, in denen der Versorgungsaufwand im
Wege der Erstattung ausgeglichen wird.

Kapitel 3 
Aufgaben und Leistungen der Versorgungskasse 

sowie das Verfahren

§ 18
Aufgaben

(1) Die Aufgaben der Versorgungskasse richten sich nach den
Vorschriften von §  2 Absatz  2 und 4 des Gesetzes über den
Kommunalen Versorgungsverband Brandenburg in der jeweils
gültigen Fassung.

(2) Die Festsetzung, Berechnung und Zahlung von Beihilfen
für die Versorgungsempfänger wird durch die Beihilfekasse
sichergestellt.

§ 19
Leistungen

(1) Die Versorgungskasse trägt die von ihren Mitgliedern zu
gewährenden Versorgungsleistungen nach den für Kommunal-
beamte geltenden beamtenrechtlichen Bestimmungen und nach
Maßgabe dieser Satzung. Zudem gewährt sie Beihilfen für die
Versorgungsempfänger nach den jeweils geltenden beihilfe-
rechtlichen Bestimmungen.

(2) Bei Pflichtmitgliedern nach § 10 Nummer 7 trägt die Ver-
sorgungskasse auch diejenigen Versorgungsleistungen, die ihre
rechtliche Grundlage nicht in beamtenrechtlichen Vorschriften
haben, zu denen das Mitglied jedoch anderweitig verpflichtet
ist, soweit diese Leistungen den Empfehlungen des Ost-
deutschen Sparkassenverbandes entsprechen.

(3) Vor vertraglicher Übernahme von Anteilen an der Ver-
sorgung hat das Mitglied die Versorgungskasse zu hören.
Unterlässt es die Anhörung oder weicht es von der Auffassung
der Versorgungskasse ab, so kann diese die Übernahme der vor-
genannten Leistungen ablehnen.

(4) Nicht übernommen werden

1.	 Ersatz für Sachschäden bei Dienstunfällen,

2.	 Versorgungsbezüge und Beihilfen für Beamte, deren Ge- 
sundheitsnachweis bei der Anmeldung ihre Dienstunfähig-
keit ergibt oder den Eintritt vorzeitiger Dienstunfähigkeit 
erwarten lässt. Die Versorgungskasse kann Ausnahmen, 
insbesondere für Wehr- und Zivildienstbeschädigte, Berufs-
unfallverletzte sowie Schwerbehinderte und Diabetiker, zu-
lassen,

3.	 Dienstbezüge, die dem Erben eines verstorbenen Beamten 
für den Sterbemonat verbleiben,

4.	 Leistungen, die ihre Grundlage nicht in beamtenrechtlichen 
Vorschriften haben, zu deren Gewährung die Mitglieder 
aber anderweitig verpflichtet sind,

5.	 Versorgungsbezüge und Beihilfen für abberufene oder als 
abberufen geltende Beamte auf Zeit, es sei denn, durch das 
Mitglied werden die Aufwendungen nach §  29 Absatz  2 
Satz 2 im Wege der Erstattung aufgebracht.

§ 20
Verfahren bei Versetzung in den Ruhestand 

wegen Dienstunfähigkeit

(1) Bei der Versetzung eines Beamten in den Ruhestand wegen
Dienstunfähigkeit ist diese durch das Zeugnis eines als Gut-
achter beauftragten Arztes nachzuweisen. Welche Ärzte als
Gutachter beauftragt werden können, wird durch die Ver-
sorgungskasse bestimmt. Abweichende bundes- und landes-
gesetzliche Regelungen gehen den Regelungen in Satz 1 und 2
vor. Der Versorgungskasse ist zu bestätigen, dass eine ander-
weitige Verwendung des Beamten nicht möglich ist und die
Voraussetzungen für eine begrenzte Dienstfähigkeit nicht vor-
liegen.

(2) Die Kosten für den Nachweis der Dienstunfähigkeit trägt
das Mitglied. Das Gleiche gilt für die Kosten einer zur Fest-
stellung des Fortbestandes der Dienstunfähigkeit angeordneten
Nachuntersuchung.

(3) Bei einer Versetzung in den Ruhestand wegen Dienst- 
unfähigkeit ist eine Stellungnahme der Versorgungskasse ein-
zuholen, bevor der Beamte von der Absicht seines Dienstherrn
Mitteilung erhält.

(4) Die Versorgungskasse ist berechtigt, die Zusage für die
Übernahme der Versorgungslast zu befristen. Das Mitglied ist
verpflichtet, aktiv auf die Ausschöpfung aller Behandlungs-
möglichkeiten hinzuwirken. Hat das Mitglied es versäumt,
den Beamten innerhalb einer Frist von drei Jahren oder einer
vom Arzt in seinem Zeugnis nach Absatz 1 Satz 1 empfohlenen
kürzeren Frist nachuntersuchen zu lassen und dadurch seine er-
neute Berufung in das Beamtenverhältnis zu ermöglichen, so
hat es die Versorgungslast bis zum Erreichen der Altersgrenze
selbst zu tragen.

(5) Macht das Mitglied nicht von der Möglichkeit Gebrauch,
einen wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhestand versetzten
Beamten, der wieder dienstfähig ist, erneut in das Beamtenver-
hältnis zu berufen, geht die Versorgungslast nach Ablauf des
zweiten Kalendermonats nach Feststellung der Dienstfähigkeit
durch einen Arzt gemäß Absatz 1 auf das Mitglied über. Das
Gleiche gilt, wenn der erneuten Berufung nicht medizinische,
sondern andere Gründe entgegenstehen.
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(6) Absatz 1 bis 5 ist auf Beschäftigte mit beamtenmäßigen Ver-
sorgungsanwartschaften entsprechend anzuwenden.

§ 21
Berechnung der Versorgung

(1) Für die Berechnung der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge
sind die für Beamte geltenden gesetzlichen Vorschriften maß-
gebend. Bei nichtbeamteten Dienstkräften wird eine Erhöhung
der Dienstbezüge vor Eintritt des Versorgungsfalles insoweit
nicht berücksichtigt, als sie auch bei der Versorgungsregelung
für Beamte außer Ansatz bleibt.

(2) Als ruhegehaltfähige Dienstzeit werden die Dienstzeiten
zugrunde gelegt, die kraft Gesetzes ruhegehaltfähig sind, als
ruhegehaltfähig gelten oder als ruhegehaltfähig berücksichtigt
werden sollen bzw. können. Dienstzeiten, die durch eine Ab-
findung abgegolten worden sind, werden nur dann als ruhe-
gehaltfähig berücksichtigt, wenn die Abfindung vom Beamten
zurückgezahlt worden ist. Hat ein Mitglied der Versorgungs-
kasse den Rückzahlungsbetrag entgegengenommen, so ist er an
die Versorgungskasse abzuführen.

(3) Für Mitglieder, bei denen der Versorgungsaufwand im Wege 
der Erstattung ausgeglichen wird, kann die Versorgungskasse
Ausnahmen zulassen.

§ 22
Anderweitig verbrachte Dienstzeiten

(1) Die Versorgungskasse kann mit Zustimmung des Fach-
ausschusses mit anderen Versorgungskassen die Anrechnung
von ruhegehaltfähigen Dienstzeiten ohne Erstattung von Ver-
sorgungsanteilen im Wege eines Gegenseitigkeitsabkommens
vereinbaren.

(2) Alle Dienstzeiten eines nicht im Beamtenverhältnis stehen-
den Stelleninhabers, für die Umlage bei der Versorgungskasse
entrichtet ist, werden dem letzten Arbeitgeber gegenüber so
berechnet, als seien sie bei diesem abgeleistet. Dies gilt auch,
wenn der frühere Arbeitgeber einer anderen Versorgungskasse
angehört, mit der die Anrechnung anderweitig verbrachter Zei-
ten nach Absatz 1 vereinbart worden ist.

§ 23
Dienstunfallfürsorge

(1) Die für eine Anerkennung als Dienstunfall und die Ge-
währung der Unfallfürsorge zuständige oberste Dienstbehörde
kann gemäß § 47 Absatz 3 Satz 3 des Brandenburgischen Be-
amtenversorgungsgesetzes vom 20. November 2013 (GVBl. I
Nr.  32, S.  77), zuletzt geändert durch Artikel  5 des Gesetzes
vom 21. Juni 2024 (GVBl. I Nr. 29, S. 8), in der jeweils gülti-
gen Fassung, diese Entscheidungsbefugnis auf den Kommuna-
len Versorgungsverband übertragen. Gehört ein Mitglied keiner 
Umlagegemeinschaft an, ist die Versorgungskasse vor der Ent-
scheidung des Dienstherrn über die Anerkennung eines Unfalls
als Dienstunfall zu hören.

(2) Von jedem Dienstunfall hat das Mitglied unverzüglich An-
zeige zu erstatten. Darüber hinaus muss die Versorgungskasse
in allen Angelegenheiten der Unfallfürsorge gehört werden.

§ 24
Nachversicherung

(1) Scheidet ein Beamter oder ein Beschäftigter mit beamten-
mäßigen Versorgungsanwartschaften aus dem Beamten- oder Be-
schäftigungsverhältnis zu einem Mitglied aus, ohne dass für ihn
oder seine Hinterbliebenen Versorgungsbezüge zu zahlen sind,
so werden die vom Mitglied nach den Bestimmungen der gesetz-
lichen Rentenversicherung nachzuentrichtenden Beiträge inso-
weit von der Versorgungskasse übernommen, als sie auf Dienst-
zeiten bei einem Mitglied entfallen, der Beamte satzungsgemäß
angemeldet war und die Dienstzeiten ohne das Ausscheiden als
ruhegehaltfähig hätten berücksichtigt werden müssen.

(2) Liegen die Voraussetzungen für die Nachversicherung in
der gesetzlichen Rentenversicherung nicht vor, so kann dem
Mitglied für eine anderweitige Sicherstellung der Versorgung
des Ausscheidenden ein Betrag bis zur Höhe der Leistungen,
die für eine Nachversicherung in der gesetzlichen Rentenver-
sicherung hätten aufgewendet werden müssen, zur Verfügung
gestellt werden.

(3) In Fällen, in denen der Versorgungsaufwand im Wege der
Erstattung ausgeglichen wird, übernimmt die Versorgungskasse 
Kosten der Nachversicherung nur gegen deren Erstattung.

§ 25
Versorgungsausgleich

(1) Die Versorgungskasse trägt die Leistung, die vom Mit-
glied im Rahmen des nach Ehescheidung stattfindenden Ver-
sorgungsausgleichs zu erbringen ist; im Namen des Mitglieds
erteilt sie die entsprechende Auskunft im Rahmen des familien-
rechtlichen Versorgungsausgleichs an das Gericht.

(2) Ein zur ganzen oder teilweisen Abwendung der Kürzung der 
Versorgungsbezüge vom ausgleichspflichtigen Beamten, Be-
schäftigten mit beamtenmäßigen Versorgungsanwartschaften
oder Versorgungsempfänger an das Mitglied gezahlter Kapital-
betrag ist an die Versorgungskasse abzuführen.

(3) § 24 Absatz 3 gilt entsprechend.

§ 26
Berechnung und Auszahlung der Leistungen

(1) Die Versorgungskasse berechnet die Leistungen und
zahlt sie, obwohl Rechtsbeziehungen nur zwischen dem Ver-
sorgungsverband (Versorgungskasse) und den Mitgliedern
bestehen, unmittelbar an die Berechtigten aus. Leistungen für
erstattungsfinanzierte Mitglieder werden als durchlaufender
Posten im Namen und für Rechnung des Mitglieds an die Ver-
sorgungsberechtigten gezahlt.

(2) Die Versorgungskasse kann das Mitglied mit der Aus-
zahlung der Versorgungsleistungen beauftragen.

§ 27
Schadenersatzansprüche

(1) Steht einem Mitglied der Versorgungskasse ein Schaden-
ersatzanspruch gegen Dritte zu, so ist dieser Anspruch bis zur
Höhe der von der Versorgungskasse zu erbringenden Leistung
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abzutreten. Insoweit übernimmt die Versorgungskasse die 
Geltendmachung des Schadenersatzanspruches und die hier-
durch entstandenen Kosten einschließlich der Kosten eines 
Rechtsstreits.

(2) Die Versorgungskasse kann dem Mitglied die Geltend-
machung des Schadenersatzanspruches überlassen. Dies gilt
auch dann, wenn der Schadenersatzanspruch kraft Gesetzes auf
die Versorgungskasse übergeht.

(2) § 33 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 28
Ausgleichsbetrag

(1) Ehemaligen kommunalen Beamten auf Zeit mit Anspruch
auf Versorgungsbezüge, die erstmals vor dem 5.  Dezember
1993 in ein Beamtenverhältnis auf Zeit bei einem kommunalen
Dienstherrn im Land Brandenburg berufen wurden, gewährt die 
Versorgungskasse einen monatlichen Ausgleichsbetrag.

(2) §  86 Brandenburgisches Beamtenversorgungsgesetz gilt
entsprechend.

(3) Zeiten vor dem 3.  Oktober 1990 sind nicht berücksichti- 
gungsfähig.

Kapitel 4 
Finanzierung der Versorgungskasse

§ 29
Umlage und Erstattung

(1) Die für Versorgungsaufwendungen, Verwaltungskosten und
Rücklagen erforderlichen Mittel werden durch Erhebung einer
Umlage von den Mitgliedern aufgebracht. Der Fachausschuss
kann für bestimmte Gruppen von Mitgliedern Umlagegemein-
schaften bilden.

(2) Abweichend von Absatz  1 können die Versorgungsauf-
wendungen und die Verwaltungskosten im Wege der Erstattung
durch das Mitglied aufgebracht werden. Versorgungsaufwen- 
dungen und die Verwaltungskosten für folgende Leistungen wer-
den im Wege der Erstattung durch das Mitglied aufgebracht:

1.	 Unfallfürsorgeleistungen für Ehrenbeamte, soweit sie nach 
den Vorschriften des Brandenburgischen Beamtenversor- 
gungsgesetzes zu gewähren sind,

2.	 Versorgungsbezüge und Beihilfen für abberufene oder als 
abberufen geltende Beamte auf Zeit,

3.	 Versorgungsbezüge und Beihilfen für Beamte, die von 
Amts wegen in den Ruhestand wegen Dienstunfähigkeit 
versetzt wurden, soweit der Nachweis und die Bestätigung 
nach § 20 Absatz 1 nicht erbracht wird,

4.	 Versorgungsbezüge und Beihilfen nach § 20 Absatz 4 und 5, 
sofern das Mitglied die Versorgungslast selbst zu tragen hat,

5.	 Versorgungsleistungen und Beihilfen, die der Dienstherr 
infolge fehlerhafter Anwendung beamtenrechtlicher Be-
stimmungen zu gewähren verpflichtet ist,

6.	 Versorgungs- und Beihilfeleistungen für Versorgungs-
empfänger der öffentlich-rechtlichen Sparkassen,

7.	 Dienstunfallleistungen für Bedienstete mit beamten-
mäßigen Versorgungsanwartschaften der öffentlich-rechtli-
chen Sparkassen.

Erstattungsbeträge vereinnahmt der Versorgungsverband im 
Namen und für Rechnung des Berechtigten. Soweit der Ver-
sorgungsverband umsatzsteuerbare und umsatzsteuerpflichtige 
Leistungen erbringt, verstehen sich die festzusetzenden Ver-
waltungskosten als Nettobetrag. Ihnen ist die Umsatzsteuer 
aufzuschlagen. Das Mitglied verzichtet hinsichtlich der Zah- 
lungspflicht der Umsatzsteuer an den Versorgungsverband bis 
zu einem Jahr nach der bestandskräftigen Festsetzung der Er-
stattungsbeträge einschließlich Umsatzsteuer gegenüber dem 
Versorgungsverband auf die Einrede der Verjährung.

(3) Bei Einstellung von Personen in das Beamtenverhältnis auf
Probe oder auf Lebenszeit, die die Höchstaltersgrenze nach § 3
Absatz  2 Satz  1 des Landesbeamtengesetzes oder §  117 Ab-
satz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 109a Absatz 1 des Landes-
beamtengesetzes überschritten haben, ist der Versorgungskasse
ein einmaliger Sanierungsbeitrag zuzuführen. Er wird [als ver-
sicherungsmathematischer Barwert] so ermittelt, dass er die
zur Mindestversorgung fehlenden Dienstzeiten und die vom
Mitglied eingebrachten Versorgungsverpflichtungen finan-
ziert. Satz  1 gilt auch im Falle der Versetzung von Beamten
zu einem Pflichtmitglied, die bei einem Dienstherrn außerhalb
des Geltungsbereiches des Landesbeamtengesetzes eingestellt
worden sind, soweit sie im Zeitpunkt der Begründung des Be-
amtenverhältnisses die Höchstaltersgrenzen überschritten hat-
ten und die Ausnahmetatbestände des § 3 Absatz 2 Satz 1 letzter 
Halbsatz des Landesbeamtengesetzes nicht vorgelegen haben.

§ 30
Berechnung der Umlage

(1) Die Umlage wird durch Anwendung des Umlagehebesatzes
auf die Umlagebemessungsgrundlage des Mitgliedes jährlich
berechnet.

(2) Umlagebemessungsgrundlage ist die Summe aus den
Jahreswerten nach dem Stand am 1. Januar des laufenden Ge-
schäftsjahres

1.	 der ungekürzten ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nach 
der Endstufe der jeweiligen Besoldungsgruppe (Endwert) 
der Stellen, die mit Beamten besetzt oder aus denen Ver-
sorgungsleistungen zu erbringen sind und

2.	 der Versorgungsbezüge der Versorgungsempfänger, die die 
für sie maßgebliche gesetzliche Altersgrenze zum Eintritt 
in den Ruhestand noch nicht erreicht haben. Versorgungs-
bezüge im vorstehenden Sinne sind der für die ehemaligen 
Stelleninhaber und deren Hinterbliebenen am 1. Januar des 
jeweiligen Geschäftsjahres gezahlte Versorgungsbezug mit 
der Zahl 12 multipliziert und die Sonderzuwendung.

Änderungen in der Umlagebemessungsgrundlage, die nach dem 
in Satz 1 genannten Zeitpunkt eintreten, werden jeweils erst mit 
dem neuen Geschäftsjahr bei der Umlage berücksichtigt.

(3) Die Umlagebemessungsgrundlage wird um die Sonder-
zuwendungen erhöht. Soweit sich die Sonderzuwendung
aus einem Vomhundertsatz des Jahreswertes ermittelt, ist der
Jahresbetrag nach Absatz 2 Nummer 1 zugrunde zu legen. Auch 
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allgemeine Erhöhungen der Dienst- und Versorgungsbezüge 
können, soweit sie vom Beginn des Geschäftsjahres zu zahlen 
sind, der Umlagebemessungsgrundlage zugerechnet werden.

(4) Zur Ermittlung der Umlagebemessungsgrundlage bereitet
die Versorgungskasse entsprechende Nachweise vor, die sie den 
Mitgliedern zur Prüfung übermittelt. Die Mitglieder erhalten
innerhalb einer von der Versorgungskasse gesetzten Frist von
nicht weniger als vier Wochen die Gelegenheit, die Nachweise
ggf. zu berichtigen und mit den erforderlichen Unterlagen bei
der Versorgungskasse einzureichen.

(5) Grundlage für die Festsetzung des Umlagehebesatzes sind
versicherungsmathematische Projektionsrechnungen zukünftiger 
Aufwendungen und Erträge, in denen insbesondere die erwartete 
Verzinsung des Vermögens, die biometrischen Berechnungs-
parameter, Annahmen zur voraussichtlichen Entwicklung des
Personenbestandes und der Umlagebemessungsgrundlage sowie
Annahmen zum Ruhestandsalter und zu den künftigen Ver-
waltungskosten berücksichtigt werden. Die Festsetzung des Um-
lagehebesatzes soll so erfolgen, dass die Finanzierungsbelastung
der Mitglieder langfristig stabil bleibt. Der Fachausschuss be-
schließt daher ergänzend zur Höhe des Umlagehebesatzes auch
einen Mindestwert, den der Finanzierungsgrad als Verhältnis des
Vermögens zum Wert der Verpflichtungen nicht unterschreiten
soll.

§ 31
Sonderbestimmungen bei der Berechnung der Umlage

(1) Bei Teilzeitbeschäftigung und Ermäßigung der Arbeitszeit
ist nur der Teil des Endwertes der Besoldungsgruppe bei der
Umlagebemessungsgrundlage zu berücksichtigen, der dem Ver-
hältnis der ermäßigten zur regelmäßigen Arbeitszeit entspricht. 
Satz 1 gilt nicht, wenn aus der Stelle Versorgungsleistungen zu
erbringen sind.

(2) Wird ein Beamter ohne Dienstbezüge beurlaubt und ist die
Zeit der Beurlaubung nicht ruhegehaltfähig, so ist Umlage für
diese Stelle nicht zu zahlen. Entsprechendes gilt für Beamte,
die Grundwehrdienst oder Zivildienst ableisten. Sätze 1 und 2
gelten nicht, wenn aus der Stelle Versorgungsleistungen zu er-
bringen sind.

(3) Ist für die Versorgung nichtbeamteter Dienstkräfte mit Zu-
stimmung der Versorgungskasse nur ein Teilbetrag einer Be-
soldungsgruppe vereinbart worden, so ist nur der entsprechende 
Teil des Endwertes der Besoldungsgruppe in die Umlage-
bemessungsgrundlage einzubeziehen.

(4) Wird ein Beamter gemäß § 45 Absatz 3 oder § 117 Absatz 1
Satz 2 in Verbindung mit § 110 Absatz 7 des Landesbeamten-
gesetzes über die Altersgrenze nach § 45 Absatz 1 oder § 117
Absatz 1 Satz 2 in Verbindung mit § 110 des Landesbeamten-
gesetzes hinaus weiterbeschäftigt, so ist die Umlage für diese
Stelle nicht zu zahlen, soweit der Beamte den Höchstruhe-
gehaltssatz gemäß § 25 Absatz 1 Satz 2 des Brandenburgischen
Beamtenversorgungsgesetzes erreicht hat.

(5) Für aufgehobene Stellen ist nach dem Endwert der Be-
soldungsgruppe des letzten Stelleninhabers (§  30 Absatz  2
Nummer  1) Umlage bis zum Ablauf des Geschäftsjahres zu

zahlen, in dem Versorgungsleistungen aus dieser Stelle ent-
fallen. Das Gleiche gilt für Stellen, die nach dem Ausscheiden 
des Stelleninhabers künftig ehrenamtlich verwaltet werden. Bei 
Versorgungsleistungen an Hinterbliebene wird der Endwert mit 
dem für den Hinterbliebenen nach beamtenrechtlichen Vor-
schriften maßgeblicher Prozentsatz in die Umlagebemessungs-
grundlage einbezogen.

§ 32
Festsetzung des Umlagehebesatzes 

und des Finanzierungsgrades

(1) Im Falle einer absehbar dauerhaften Unterschreitung des
Mindestwertes für den Finanzierungsgrad, spätestens aber nach
fünf Jahren der letzten Festsetzung, fasst der Fachausschuss
auf Grundlage versicherungsmathematischer Projektionsrech- 
nungen einen neuen Beschluss zum Umlagehebesatz und zum
Mindestwert für den Finanzierungsgrad.

(2) Vom Fachausschuss zu beschließende Änderungen des Um-
lagehebesatzes gelten frühestens ab dem folgenden Geschäfts-
jahr bis zur Neufestsetzung.

§ 33
Leistungsverpflichtung eines Dritten

Ist ein Dritter kraft Gesetzes oder Vertrages einem Mitglied 
gegenüber verpflichtet, einen Anteil an der Versorgung zu tra-
gen, so ist dieser Anteil an die Versorgungskasse abzuführen. Der 
Anteilsbetrag steht der Umlagegemeinschaft zu, es sei denn, der 
Versorgungsaufwand wird durch Erstattung ausgeglichen.

§ 34
Dienstherrenwechsel

(1) Ist bei einem Dienstherrenwechsel das Mitglied auf-
nehmender Dienstherr, so hat es die ihm vom abgebenden
Dienstherrn gemäß Staatsvertrag über die Verteilung von Ver-
sorgungslasten bei bund- und länderübergreifenden Dienst-
herrenwechsel in der Fassung des Gesetzes zu dem Versor- 
gungslastenteilungs-Staatsvertrag vom 15. Juli 2010 (GVBl. I
Nr.  27) gezahlte Abfindung an die Versorgungskasse abzu-
führen. Zudem hat es an die Versorgungskasse einen Lastenaus-
gleich in Höhe von 10 Prozent der abzuführenden Abfindung zu
zahlen. Der Lastenausgleich wird dem Mitglied erstattet, wenn
der Beamte bei einem erneuten Dienstherrenwechsel in der Ver-
sorgungskasse abgemeldet wird.

(2) Ist bei einem Dienstherrenwechsel das Mitglied abgebender
Dienstherr, so trägt die Versorgungskasse die an den auf-
nehmenden Dienstherrn, gemäß Staatsvertrag nach Absatz  1,
zu zahlende Abfindung. Besetzt das Mitglied die Stelle des ab-
gegebenen Beamten nicht innerhalb eines halben Jahres wieder, 
so hat es einen Ausgleich in Höhe der von der Versorgungs-
kasse getragenen Abfindung an diese zu zahlen. Der Ausgleich
wird dem Mitglied erstattet, wenn es die Stelle wiederbesetzt.

(3) Von einem Mitglied als aufnehmenden Dienstherrn wird bei
einem Dienstherrenwechsel, dem der abgebende Dienstherr nicht 
zugestimmt hat, ein Ausgleich in Höhe der Abfindung, die der ab-
gebende Dienstherr bei Zustimmung zum Dienstherrenwechsel
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gemäß Staatsvertrag nach Absatz 1 zu zahlen hätte, zuzüglich des 
in Absatz 1 Satz 2 geregelten Lastenausgleichs erhoben.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht bei einem Wechsel zwi-
schen Dienstherren, die beide Mitglied in der Versorgungskasse 
sind und in Fällen, in denen der Versorgungsaufwand durch das
Mitglied im Wege der Erstattung ausgeglichen wird.

§ 35
Festsetzung und Zahlung der Umlage 

sowie der Erstattungsbeträge

(1) Die in § 30 ermittelten Umlagen der Mitglieder sind für das
folgende Geschäftsjahr festzusetzen.

(2) Auf die Umlage und auf die Erstattungsbeträge werden
monatliche Abschläge erhoben. Bei der Ermittlung der Ab-
schläge für Erstattungsbeträge kann ein vom Fachausschuss
festzusetzender Sicherheitszuschlag berücksichtigt werden.
Die Abschläge müssen bis zum 20. jedes Kalendermonats bei
der Kasse eingegangen sein. Abschläge, die nach diesem Zeit-
punkt eingehen, sind bis zum Tage der Gutschrift mit jährlich
fünf Prozentpunkten über dem am Ende des jeweiligen Zins-
berechnungszeitraumes geltenden Basiszinssatz nach §  247
Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches zu verzinsen.

(3) Über die Festsetzung der endgültigen jährlichen Zahlungs-
verpflichtungen (Umlage und Erstattungsbeträge) erhält das
Mitglied einen Heranziehungsbescheid. Die danach unter An-
rechnung der im Laufe des Jahres erhobenen Abschläge noch
zu zahlenden Beträge werden innerhalb einer Frist von vier
Wochen nach Bekanntgabe des Bescheides fällig. Beträge, die
nach diesem Zeitpunkt eingehen, sind bis zum Tage der Gut-
schrift mit jährlich fünf Prozentpunkten über dem am Ende des
jeweiligen Zinsberechnungszeitraumes geltenden Basiszinssatz 
nach §  247 Absatz  1 des Bürgerlichen Gesetzbuches zu ver-
zinsen. Überzahlte Umlagen und Erstattungsbeträge werden
durch die Versorgungskasse zinsfrei erstattet.

1.	 Die monatlichen Abschläge auf die Umlage werden in Höhe 
eines Zwölftels der nach dem Stand am 1. Januar dieses Ge-
schäftsjahres maßgebenden Umlagebemessungsgrundlage 
zuzüglich eines vom Fachausschuss festgesetzten Sicher-
heitszuschlages abgerundet auf volle 10,00 EUR erhoben. 
Die Abschläge werden rückwirkend angepasst, wenn sich 
die Höhe der Umlagebemessungsgrundlage zum Stand 
1. Januar dieses Geschäftsjahres verändert hat.

2.	 Die monatlichen Abschläge auf die Erstattungsbeträge 
werden in Höhe der festgesetzten Versorgungs- und Dienst-
unfallleistungen zuzüglich der Verwaltungskosten ab-
gerundet auf volle 10,00  EUR erhoben. Die Abschläge 
werden monatlich angepasst, wenn sich die Höhe der fest-
gesetzten Versorgungs- und Dienstunfallleistungen zuzüg-
lich der Verwaltungskosten verändert hat.

3.	 Die monatlichen Abschläge auf die Erstattungsbeträge für 
Beihilfeleistungen werden in analoger Anwendung der Re-
gelungen für die Umlagefestsetzung in der Beihilfekasse 
(§ 43 bis §  45) erhoben. Die monatlichen Abschläge auf
die Erstattungsbeträge für Beihilfeleistungen werden im
laufenden Jahr angepasst, wenn die gezahlten Beihilfen des
laufenden Geschäftsjahres die des vorangegangenen Ge-
schäftsjahres übersteigen.

(4) Für Änderungen der Umlagebemessungsgrundlage, die vor
dem in § 30 Absatz 2 genannten Zeitpunkt eingetreten sind und
die der Versorgungskasse verspätet gemeldet werden (Umlage-
berichtigungen), wird die Umlage nacherhoben. Über die Fest-
setzung der endgültigen jährlichen Zahlungsverpflichtungen
erhält das Mitglied einen Heranziehungsbescheid. Die danach
unter Anrechnung der bereits erhobenen Umlage noch zu zah-
lenden Beträge sind ab dem ersten Jahr, in dem Abschläge bei
ordnungsgemäßer Meldung fällig gewesen wären, bis zu dem
Tag der Bekanntgabe des Bescheides mit jährlich fünf Prozent-
punkten über dem am Ende des jeweiligen Zinsberechnungs-
zeitraumes geltenden Basiszinssatz nach § 247 Absatz 1 BGB
zu verzinsen. Die Beträge und darauf zu entrichtende Zinsen
sind innerhalb einer Frist von vier Wochen nach Bekannt-
gabe des Bescheides fällig. Beträge und Zinsen, die nach die-
sem Zeitpunkt eingehen, sind bis zum Tage der Gutschrift mit
jährlich fünf Prozentpunkten über dem am Ende des jeweili-
gen Zinsberechnungszeitraumes geltenden Basiszinssatz nach
§ 247 Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches zu verzinsen.

§ 36
Rücklage

(1) Soweit die Erträge eines Jahres nicht zur Erfüllung
satzungsgemäßer Verpflichtungen benötigt werden, sind sie
der Rücklage zuzuführen. Der Mindestwert der Rücklage rich-
tet sich nach dem durch den Fachausschuss festzusetzenden
Finanzierungsgrad gemäß § 30 Absatz 5 Satz 3. Der Fachaus-
schuss kann darüber hinaus einen Höchstwert festsetzen.

(2) Absatz 1 gilt nicht in den Fällen, in denen der Versorgungs-
aufwand durch Kostenerstattung ausgeglichen wird.

§ 37
Verteilung des vorhandenen Rücklagebestandes 

bei Auflösung der Versorgungskasse

Bei Auflösung der Versorgungskasse ist der zu diesem Zeitpunkt 
vorhandene Bestand der Rücklage im Verhältnis der Umlage-
bemessungsgrundlage des einzelnen Mitglieds im letzten Ge-
schäftsjahr zur Summe der Umlagebemessungsgrundlage aller 
Mitglieder für denselben Zeitraum auf die Mitglieder zu verteilen.

Teil 3 
Beihilfekasse

§ 38
Mitgliedschaft und Leistungen

(1) Der Versorgungsverband übernimmt auf Antrag für die Mit-
glieder der Versorgungs- und/oder Zusatzversorgungskasse die
Festsetzung und Zahlung von Beihilfen, die aufgrund der Bei-
hilfevorschriften deren aktiven Beamten, Beschäftigten mit be-
amtenmäßiger Versorgung und Tarifbeschäftigten zu gewähren
sind. Insofern wird eine Mitgliedschaft auch in der Beihilfe-
kasse begründet.

(2) Absatz 1 gilt auch für die in § 11 Absatz 1 genannten Ins-
titutionen, die weder eine Mitgliedschaft in der Versorgungs- 
noch in der Zusatzversorgungskasse begründet haben. In die-
sem Fall und in dem Fall, dass nur eine Mitgliedschaft in der
Zusatzversorgungskasse besteht, werden auch Beihilfen für die
Versorgungsempfänger der in Satz  1 genannten Institutionen
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nach den jeweils geltenden beihilferechtlichen Bestimmungen 
gewährt; die für die Beihilfeaufwendungen und Verwaltungs-
kosten erforderlichen Mittel werden durch Kostenerstattung 
ausgeglichen, solange eine Mitgliedschaft in der Versorgungs-
kasse nicht begründet wird.

(3) Die Leistungen werden im Namen und auf Rechnung des
Mitglieds gewährt. Der Versorgungsverband trifft auch im
Namen des Mitglieds die notwendigen Entscheidungen.

(4) Die Mitglieder sind verpflichtet, dem Versorgungsverband
die für die Festsetzung der Beihilfen erforderlichen Auskünfte
zu erteilen.

(5) Die Anträge auf Beihilfen können von den Beihilfe-
berechtigten beim Versorgungsverband schriftlich oder elekt- 
ronisch über die Beihilfe-App eingereicht werden. Eine An-
tragstellung per E-Mail oder Telefax ist unzulässig. Die Bei-
hilfeanträge sind bei erstmaliger Antragstellung und bei Än-
derungen in den persönlichen Verhältnissen des Antragstellers
mit einer Bestätigung des Arbeitgebers oder des Dienstherrn zu
versehen, dass die im Antrag angegebenen persönlichen Daten
zutreffend sind.

§ 39
Beginn der Beihilfegewährung für ein Mitglied

(1) Der Versorgungsverband kann die Übernahme von Bei-
hilfeleistungen ablehnen, wenn der Beihilfeanspruch vor der
Leistungsverpflichtung des Versorgungsverbandes begründet
wurde.

(2) Absatz  1 gilt nicht in den Fällen, in denen die Beihilfe-
leistungen im Wege der Erstattung gewährt werden.

§ 40
Kündigung

Das Mitglied kann seine im Rahmen nach § 38 Absatz 1 oder 2 
der Satzung begründete Mitgliedschaft zur Beihilfekasse kündi-
gen. Ebenso steht dem Versorgungsverband eine Kündigungs-
möglichkeit zu. §  13 Absatz  2 und  3 gilt entsprechend. Die 
Kündigungsfrist beträgt zwei Jahre zum Ablauf des jeweiligen 
Geschäftsjahres.

§ 41
Sondervermögen

Die Beihilfekasse ist, soweit deren Leistungen nicht den Ver-
sorgungsempfängern der Versorgungskasse gewährt werden, 
ein Sondervermögen des Kommunalen Versorgungsverbandes 
Brandenburg. Es wird von der Versorgungskasse verwaltet.

§ 42
Umlagen und Erstattung

(1) Die für Beihilfeaufwendungen, Verwaltungskosten und die
Rücklage erforderlichen Mittel werden, soweit nicht durch Be-
schluss des Fachausschusses der Erstattungsweg zugelassen
wird, durch Umlagen aufgebracht.

(2) Erstattungsbeträge vereinnahmt der Kommunale Versor- 
gungsverband Brandenburg als durchlaufenden Posten im
Namen und für Rechnung des Berechtigten. Soweit der Kom-
munale Versorgungsverband Brandenburg umsatzsteuerbare
und umsatzsteuerpflichtige Leistungen erbringt, verstehen sich
die festzusetzenden Verwaltungskosten als Nettobetrag. Ihnen
ist die Umsatzsteuer aufzuschlagen. Das Mitglied verzichtet
hinsichtlich der Zahlungspflicht der Umsatzsteuer an den Kom-
munalen Versorgungsverband Brandenburg bis zu einem Jahr
nach der bestandskräftigen Festsetzung der Erstattungsbeträge
einschließlich Umsatzsteuer gegenüber dem Kommunalen
Versorgungsverband Brandenburg auf die Einrede der Verjäh- 
rung.

(3) Unter Berücksichtigung des unterschiedlichen Aufwands
werden folgende Umlagegruppen gebildet:

1. Krankenversicherungspflichtige,
2.	 freiwillig Krankenversicherte mit Arbeitgeberzuschuss

nach § 257 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V),
3.	 freiwillig Versicherte bei einer gesetzlichen Krankenkasse 

oder Ersatzkasse ohne Arbeitgeberzuschuss nach §  257 
SGB V,

4.	 alle übrigen Anspruchsberechtigten.

(4) Die Umlagen werden in den einzelnen Gruppen in gleichen
Beträgen erhoben.

§ 43
Berechnung der Umlagen

(1) Die Umlagen werden durch Anwendung eines Umlage-
satzes in der jeweiligen Umlagegruppe auf die Bemessungs-
grundlage des Mitgliedes jährlich berechnet.

(2) Bemessungsgrundlage für die Kalkulation der Umlagen in
den einzelnen Umlagegruppen ist die Zahl der jeweiligen An-
spruchsberechtigten der Mitglieder. Stichtag für die Ermittlung
der Bemessungsgrundlage ist der 1. Januar des laufenden Ge-
schäftsjahres.

(3) Bewertungsmaßstab für die Festsetzung des Umlagesatzes
sind die durchschnittlichen Jahresausgaben für einen An-
spruchsberechtigten, die sich aus der Gegenüberstellung des
Beihilfeaufwandes aus dem Vorjahr des laufenden Geschäfts-
jahres, der neben den Beihilfeleistungen auch die Verwaltungs-
kosten für den Umlagebereich und eine angemessene Zuführung 
zur satzungsgemäßen Rücklage umfasst, und des Gesamt-
bestandes der Anspruchsberechtigten zu Beginn des laufenden
Geschäftsjahres ergeben. Der daraus ermittelte Durchschnitt ist
maßgebend für den in § 44 festzusetzenden Umlagesatz. Die
Kalkulation erfolgt in den einzelnen Umlagegruppen.

§ 44
Festsetzung der Umlagesätze

(1) Die Notwendigkeit der Anpassung des Umlagesatzes der je-
weiligen Umlagegruppe ist jährlich unter Anwendung des § 43
Absatz 3 zu überprüfen.
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(2) Vom Fachausschuss zu beschließende Änderungen der Um-
lagesätze gelten ab dem folgenden Geschäftsjahr bis zur Neu-
festsetzung.

§ 45
Festsetzung und Zahlung der Umlagen 

sowie Erstattungsbeträge

(1) Die in §  43 ermittelten Umlagen der Mitglieder sind für
das folgende Geschäftsjahr festzusetzen. Auf die Umlagen und
Erstattungsbeträge werden monatliche Abschläge erhoben.
Die monatlichen Abschläge auf die Umlagen in den einzel-
nen Gruppen werden in Höhe eines Zwölftels der sich aus der
Gegenüberstellung der von der Beihilfekasse im Laufe des
vorangegangenen Geschäftsjahres gezahlten Beihilfen und der
aufgewendeten Verwaltungskosten, abzüglich einer durch den
Fachausschuss beschlossenen voraussichtlichen Entnahme aus
der Rücklage zu der in § 44 genannten Bemessungsgrundlage
ergeben, erhoben. § 35 Absatz 2 gilt entsprechend mit der Er-
gänzung, dass Grundlage für die Berechnung der zu erhebenden 
Abschläge auf die Erstattungsbeträge der Erstattungsaufwand
aus dem zurückliegenden Geschäftsjahr bildet. Für die Schluss-
rechnung der erstattungsfinanzierten Mitglieder findet § 35 Ab-
satz 3 entsprechend Anwendung.

(2) Bei Änderungen der Umlagebemessungsgrundlage, die vor
dem in § 43 Absatz 2 Satz 2 genannten Stichtag eingetreten sind 
und der Beihilfekasse nachgemeldet werden, wird die Umlage
korrigiert (Umlageberichtigung). Erfolgt die Meldung eines
Mitglieds nach Fälligkeit des ersten Umlageabschlags des be-
treffenden Geschäftsjahres, gilt § 35 Absatz 3 Satz 4 und Ab-
satz 4 Satz 3 bis 5 entsprechend.

§ 46
Rücklage für den Bereich der Beihilfekasse

(1) Zur Sicherung der Wirtschaftsführung, für Zwecke des Ver-
mögensplans mit dem Ziele einer ständigen ausreichenden
Liquidität der Beihilfekasse wird bis zur Höhe des durchschnitt-
lichen sechsfachen monatlichen Beihilfeaufwandes und der Ver-
waltungskosten des jeweils vorangegangenen Geschäftsjahres
eine Rücklage gebildet (Mindestgrenze). Darüber hinaus können
zur Stabilisierung der Jahresbedarfsumlage weitere Mittel bis zur 
Höhe des durchschnittlichen zwanzigfachen monatlichen Bei-
hilfeaufwandes und der Verwaltungskosten des jeweils voran-
gegangenen Geschäftsjahres zugeführt werden (Höchstgrenze).

(2) Über die Zuführung und Verwendung der Mittel entscheidet 
der Fachausschuss im Rahmen der Rücklagenbewirtschaftung.

§ 47
Verteilung des vorhandenen Rücklagenbestandes 

bei Auflösung der Beihilfekasse

Bei Auflösung der Beihilfekasse ist der zu diesem Zeitpunkt 
vorhandene Bestand der Rücklage im Verhältnis der Be-
messungsgrundlage im Sinne von § 44 des einzelnen Mitglieds 
im letzten Geschäftsjahr zur Summe der Bemessungsgrundlage 
im Sinne von § 44 aller Mitglieder für denselben Zeitraum auf 
die Mitglieder zu verteilen.

Teil 4 
Zentraler Personalservice

§ 48
Mitgliedschaft und Leistungen

Der Versorgungsverband übernimmt auf Antrag für seine Mit-
glieder die Berechnung, Festsetzung und Zahlung von Bezü-
gen (Besoldungen und Entgelte) nach beamtenrechtlichen und 
tariflichen Regelungen für die Beschäftigten seiner Mitglieder 
sowie ergänzende Aufgaben des Personalservice. Insofern wird 
eine Mitgliedschaft auch im Zentralen Personalservice be-
gründet.

§ 49
Verfahren

Die in § 48 geregelte Aufgabenübertragung erfolgt durch öf-
fentlich-rechtlichen Vertrag zwischen dem übertragenden Mit-
glied und dem Versorgungsverband, in dem auch der Umfang 
der Aufgabenübertragung zu regeln ist. Sofern Festsetzungs-
befugnisse übertragen werden, bedarf es einer klarstellenden, 
ausdrücklichen Regelung.

§ 50
Kostentragung und Preisanpassung

(1) Die aufgrund der Aufgabenübertragung nach §  48 ent-
stehenden Personal- und Sachkosten sind dem Versorgungs-
verband durch das übertragende Mitglied zu erstatten. Der
notwendige Verwaltungskostenersatz orientiert sich an den
tatsächlichen Aufwendungen der Vergangenheit nach Maß-
gabe der beanspruchten Leistungen und wird mit Sicherheits-
zuschlägen für die Zukunft auskömmlich ermittelt, von dem
Direktor festgesetzt und dem Fachausschuss Versorgungskasse
zur Kenntnis gegeben.

(2) Eine Preisanpassung ist innerhalb eines Kalenderjahres
einmal zulässig. Sie ist dem Mitglied drei Monate vor ihrem
Wirksamwerden schriftlich oder in Textform mitzuteilen.
Eine Preisanpassung führt nicht zu einem Kündigungsrecht
des Mitgliedes. §  1 Absatz  1 Satz  1 des Brandenburgischen
Verwaltungsverfahrensgesetzes (GVBl. 2009 I S.  262, 264)
in Verbindung mit §  60 des Verwaltungsverfahrensgesetzes
(BGBl. 2003 I S. 102) in der jeweils gültigen Fassung bleibt
unberührt.

§ 51
Rücklage und Liquiditätssicherung

(1) Soweit die Erträge eines Jahres nicht zur Erfüllung
satzungsgemäßer Verpflichtungen benötigt werden, sind sie
der Rücklage des Zentralen Personalservice zuzuführen. Über
die Zuführung und die Verwendung der Mittel entscheidet der
Fachausschuss im Rahmen der Rücklagenbewirtschaftung.

(2) Zur Sicherung der Wirtschaftsführung mit dem Ziel einer
ausreichenden Liquidität sind Beträge, die insbesondere im
Rahmen der Errichtungsphase benötigt werden, bei Erforder-
lichkeit durch die Versorgungskasse vorübergehend bereitzu-
stellen.
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§ 52
Verteilung des vorhandenen Rücklagenbestandes 

bei Auflösung des Zentralen Personalservice

Bei Auflösung des Zentralen Personalservice ist der Rücklagen-
bestand dem Vermögen der Versorgungskasse zuzuführen.

Teil 5 
Verfahren bei Streitigkeiten

§ 53
Widerspruchsverfahren; Vertretung im Rechtsstreit

(1) Gegen Verwaltungsakte der Versorgungskasse, der Bei-
hilfekasse sowie des Zentralen Personalservice gegenüber
Mitgliedern ist der Widerspruch nach den Vorschriften der Ver-
waltungsgerichtsordnung in Verbindung mit dem Verwaltungs-
verfahrensgesetz des Landes Brandenburg gegeben. Den
Widerspruchsbescheid erlässt der Direktor des Versorgungs-
verbandes.

(2) Gegen Verwaltungsakte der Versorgungskasse, der Beihilfe-
kasse und des Zentralen Personalservice, die diese im Namen
des Mitgliedes erlassen, ist der Widerspruch nach den Vor-
schriften des Beamtenstatusgesetzes gegeben. In besoldungs- 
und beihilferechtlichen Angelegenheiten erlässt der Direktor
des Versorgungsverbandes den Widerspruchsbescheid nach
entsprechender Mandatserteilung durch das Mitglied in dessen
Namen. Soweit eine Erteilung des Mandates durch das Mit-
glied nicht erfolgt, wird der Widerspruchsbescheid durch die
zuständige Kasse vorbereitet und durch das Mitglied erlassen. 
Die Versagung ist in Textform anzuzeigen.

(3) Entsteht zwischen dem Mitglied und Versorgungs-
berechtigten Streit wegen Versorgungsanwartschaften, Ver-
sorgungsansprüchen, Besoldungsansprüchen oder Beihilfe-
ansprüchen, so vertritt die Versorgungs- oder Beihilfekasse
bzw. der Zentrale Personalservice das Mitglied insoweit im
Rechtsstreit. Soweit von dem Vertretungsrecht kein Gebrauch
gemacht wird, hat das Mitglied die jeweilige Kasse zu hören,
wenn deren Pflicht zur Leistung durch die Anerkennung des
Streitgegenstandes berührt wird. Weicht das Mitglied in seiner
Entscheidung von der Auffassung der Kasse ab, kann der Fach-
ausschuss die Übernahme der Rechtsfolgen ablehnen.

(4) Soweit einem Anspruch im Rechtswege ganz oder teilweise
stattgegeben wird und die sich nunmehr ergebende Leistung
durch die Versorgungs- oder Beihilfekasse oder den Zentra-
len Personalservice zu tragen ist, übernimmt die jeweilige
Kasse die dem Mitglied entstandenen notwendigen Kosten des
Rechtsstreits.

Teil 6 
Schlussbestimmungen

§ 54
Öffentliche Bekanntmachung

Die Satzung und ihre Änderungen sowie die Genehmigung der 
Rechtsaufsichtsbehörde sind im Amtsblatt für Brandenburg be-
kannt zu machen.

§ 55
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft . 
Gleichzeitig tritt die Satzung des Kommunalen Versorgungs-
verbandes Brandenburg - Versorgungskasse - vom 25 . Mai 
1993 (GVBl . II S . 740), zuletzt geändert durch die Fünfzehnte 
Änderungssatzung vom 7 . Dezember 2023 (ABl . 2024 S . 45), 
außer Kraft .

Beschlossen:

Gransee, 25 . Juni 2026

..................
Vorsitzender des Fachausschusses 

Versorgungskasse

Genehmigt:

Potsdam, 9 . Juli 2026

Ministerium des Innern und für Kommunales 
des Landes Brandenburg

Im Auftrag

................

Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschriften  
zur Landeshaushaltsordnung

Erlass des Ministeriums der Finanzen 
12-21-H 1007/2025-002/003

Vom 27 . Juli 2026

I.

Die Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung des 
Landes Brandenburg (VV-LHO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 11 . August 2016 (ABl . S . 870), die zuletzt durch 
den Erlass vom 26 . November 2025 (ABl . S . 799) geändert 
worden sind, werden wie folgt geändert:

In der VV zu § 55 LHO wird nach Nummer 2 .2 .3 folgende 
Nummer 2 .2 .4 eingefügt:

„2 .2 .4 Für den Beleg der Eignung nach § 35 Absatz 1 und 2 
UVgO beziehungsweise § 6b Absatz 2 und 4 VOB/A 
wird grundsätzlich die Vorlage von Eigenerklärungen 
angefordert. Über Eigenerklärungen hinausgehende Un- 
terlagen, insbesondere Bescheinigungen und sonsti-
ge Nachweise, werden erst nach vorläufiger Prüfung 
entweder der Teilnahmeanträge in Verfahren mit Teil-
nahmewettbewerb oder der Angebote in Verfahren 
ohne Teilnahmewettbewerb angefordert und dies nur 
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Genehmigung zum Vorhaben Errichtung  
und Betrieb von sieben Windkraftanlagen 

in 15299 Grunow-Dammendorf und in 15299 Mixdorf

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 11. August 2026

Der Firma Alterric Deutschland GmbH, Holzweg 87 in 26605 
Aurich, wurde am 3.  Juni 2026 die Genehmigung nach §  4 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) erteilt, auf 
den Grundstücken in 15299 Grunow-Dammendorf in der Ge-
markung Grunow, Flur 1, Flurstücke 6, 26, 32 und 35 sowie 
in 15299 Mixdorf in der Gemarkung Mixdorf, Flur  4, Flur-
stücke  46, 68 und 245 sieben Windkraftanlagen zu errichten 
und zu betreiben (Az.: G09323).

Die Genehmigungsentscheidung und die Rechtsbehelfsbeleh- 
rung lauten:

„I.	 Entscheidung

1. Der Firma Alterric Deutschland GmbH (im Folgenden:
Antragstellerin), Holzweg 87, 26605 Aurich, wird die

Genehmigung

nach § 4 BImSchG erteilt, sieben WKA auf dem Grund-
stück in 15299 Grunow-Dammendorf und 15299 Mixdorf

Gemarkung	 Flur	 Flurstück
WKA GM2	 Grunow	 1	 6
WKA GM3	 Grunow	 1	 26
WKA GM4	 Grunow	 1	 35
WKA GM5	 Grunow	 1	 32
WKA GM6	 Mixdorf	 4	 68
WKA GM7	 Mixdorf	 4	 245
WKA GM8	 Mixdorf	 4	 46

in dem unter Ziffer II. und III. dieser Entscheidung be-
schriebenen Umfang und unter Einhaltung der unter Zif-
fer IV. genannten Inhalts- und Nebenbestimmungen (NB) 
zu errichten und zu betreiben.

2. Die Genehmigung umfasst nach § 13 BImSchG folgende
Entscheidungen:

- die Baugenehmigung nach § 72 Abs. 1 Satz 1 Bran- 
denburgische Bauordnung (BbgBO) für die WKA mit
Zulassung einer Abweichung gemäß §  67 BbgBO
i. V. m § 6 Abs. 5 BbgBO (Reduzierung der Abstands-
flächentiefe von 162,7 m auf 86,1 m) sowie unter Er-
setzung des gemeindlichen Einvernehmens nach § 71
Abs. 1 BbgBO,

- die Zustimmung (Anzeigenbestätigung) für die Erd-
aufschlüsse zur Baugrundverbesserung (Rüttelstopf-
säulen) gemäß §  49 Wasserhaushaltsgesetz (WHG)
und §  56 des Brandenburgischen Wassergesetzes
(BbgWG) und

- die Waldumwandlung nach §  8 Abs.  1 Waldgesetz
des Landes Brandenburg (LWaldG) in dem unter
NB IV. 8.1 näher beschriebenem Umfang.

VIII. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit Sitz 
in Potsdam erhoben werden.

Gemäß § 63 Abs. 1 BImSchG hat der Widerspruch eines Drit-
ten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Abs. 2 BImSchG, dass der Antrag 
auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Widerspruchs 
gegen eine Zulassung der Windkraftanlage an Land mit einer 
Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Abs. 5 Satz 1 
der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur innerhalb eines 
Monats nach der Zustellung der Zulassung beim Oberver-
waltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in Berlin gestellt 
und begründet werden kann.“

Das Vorhaben unterlag einer Umweltverträglichkeitsprüfung.

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde unter den 
im Genehmigungsbescheid aufgeführten Nebenbestimmungen 
erteilt.

In der Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz 
ist über alle rechtzeitig vorgetragenen Einwendungen ent-
schieden worden.

von einem oder mehreren aussichtsreichen Unter-
nehmen. Bei Anforderung der Unterlagen wird eine an-
gemessene Frist zur Einreichung gesetzt. Versäumt ein 
Unternehmen die Einreichung innerhalb der gesetzten 
Frist, wird sein Angebot gemäß §  42 Absatz  1 Num-
mer  2 UVgO oder sein Teilnahmeantrag gemäß §  42 
Absatz 3 in Verbindung mit Absatz 1 Nummer 2 UVgO 
beziehungsweise §  16 Absatz  1 Nummer  4  VOB/A 
ausgeschlossen. Soweit ein erhöhter Aufwand oder 
sonstige verfahrensbezogene Gründe entgegenstehen, 
kann von Satz 2 abgewichen werden. Eine Begründung 
ist nicht erforderlich.

In der Auftragsbekanntmachung oder bei Verfahrens-
arten ohne Teilnahmewettbewerb in der Aufforderung 
zur Abgabe eines Angebots ist anzugeben, wann wel-
che Unterlage vorgelegt werden muss, ob mit dem An-
gebot oder Teilnahmeantrag oder auf Anforderung der 
Vergabestelle.“

II.

Dieser Erlass tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Amts-
blatt für Brandenburg in Kraft und mit dem Tag der Bekannt-
machung einer Änderung der Verfahrensordnung für die Unter-
schwellenvergabeordnung (UVgO) und/oder einer Änderung 
der Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen Teil  A 
(VOB/A) im Bundesanzeiger außer Kraft. Das Außerkrafttreten 
dieses Erlasses oder von Teilen dieses Erlasses wird im Amts-
blatt für Brandenburg bekannt gemacht.
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Auslegung

Die Genehmigung nach Bundes-Immissionsschutzgesetz wird 
in der Zeit vom 13. August 2026 bis einschließlich 26. August 
2026 über das länderübergreifende zentrale UVP-Internetportal 
unter https://www.uvp-verbund.de/ zugänglich gemacht.

Es besteht zusätzlich die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den 
Einwendern und auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendung erhoben haben, als zugestellt.

Nach der öffentlichen Bekanntmachung können der Bescheid 
und seine Begründung bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist 
von den Personen, die Einwendungen erhoben haben, beim 
Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle Ost 
schriftlich oder elektronisch angefordert werden.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit 
Sitz in Potsdam erhoben werden.

Gemäß §  63 Absatz  1 BImSchG hat der Widerspruch eines 
Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windenergieanlage an Land 
mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Ab-
satz  5 Satz  1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung 
beim Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in 
Berlin gestellt und begründet werden kann.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch  
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in  
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 18. Juni 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 183)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 

Planfeststellungsbeschluss 
für die Errichtung und den Betrieb  
einer Deponie der Deponieklasse I  

im ehemaligen Kiessandtagebau „Luggendorf“ 
im Landkreis Prignitz vom 22. Juni 2026

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 11. August 2026

Mit Planfeststellungsbeschluss des Landesamtes für Umwelt  
Brandenburg vom 22. Juni 2026 (Gesch.-Z.: LFU-T16-3117/148 
+57#347549/2026) ist der Plan für die Errichtung und den Be-
trieb einer Deponie der Deponieklasse I in der Gemarkung Groß
Pankow, Flur 5, Flurstücke 173, 174, 175, 176, 185/1 der Firma
PS Bauschutt GmbH, Reetzer Chaussee 1, 19348 Perleberg/OT 
Groß Buchholz, festgestellt worden.

Auszug aus dem verfügenden Teil des Planfeststellungsbe-
schlusses:

1	 Entscheidung

1.1	 Feststellung des Plans

Auf den Antrag vom 19.12.2017, zuletzt geändert am 
11.06.2025, der PS Bauschutt GmbH (VT) wird auf 
Grundlage des §  35 Abs.  2 KrWG der Plan zur Er-
richtung und Betrieb der „Deponie Luggendorf“ als 
Deponie der Klasse I (Deponieklasse I, DK I) nach 
Maßgabe der hier unter Ziffer  1.1 nachfolgenden 
Feststellungen, der unter Ziffer 3 aufgeführten Unter-
lagen sowie der unter Ziffer  4 festgelegten Neben-
bestimmungen festgestellt.

Trägerin des Vorhabens und Deponiebetreiberin ist die 
PS Bauschutt GmbH mit Sitz in der Reetzer Chaussee 1, 
19348 Perleberg / OT Groß Buchholz.

Der Standort der „Deponie Luggendorf“ befindet sich im

Landkreis	 Prignitz,
Gemeinde	 Groß Pankow OT Luggendorf,
Gemarkung	 Groß Pankow
Flur 5
Flurstücke	 173, 174, 175, 176, 185/1

1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18.  März 2021 (BGBl.  I 
S.  540), zuletzt geändert durch Artikel  4 des Gesetzes vom 
22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle Ost
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und ist in der Anlage  1.3 - Topographische Karte,  
M 1:25.000 (Anlage  1 Übersichtskarten der Antrags-
unterlagen) dargestellt. Die Deponie befindet sich bei 
geographischen Koordinaten nach ETRS89):

Rechtswert	 304400
Hochwert	 5887000

Das zulässige Deponievolumen (Gesamtablagerungs-
volumen) beträgt ca. 400.000 m3.

Die Ablagerungsfläche (Deponiebasisfläche) umfasst 
ca. 5,5 ha.

Die Oberflächengestaltung des Deponiekörpers ist ge-
mäß Lageplan Endzustand Deponieabdeckung (An-
lage  4, GPL-ZG 8_2-LP Endzustand Deponieab- 
deckung Rev.2_30.09.2022 der Antragsunterlagen) vor-
zunehmen.

Die zulässige Endhöhe der rekultivierten Deponieober-
fläche beträgt ca. 97 m ü. NHN.

1.2	 Wasserrechtliche Erlaubnis

Die wasserrechtliche Erlaubnis zur Einleitung des bei 
der Oberflächenentwässerung des Deponiekörpers an-
fallenden nicht verunreinigten Niederschlagswassers in 
das Grundwasser gemäß § 8 Abs. 1 und § 9 Abs. 1 Nr. 4 
WHG wird hiermit unter der Maßgabe der unter Punkt 
I.4.5.1 formulierten Nebenbestimmungen erteilt.

1.2.1	 Art und Zweck der Gewässerbenutzung

Einleiten von Niederschlagswasser über drei Ver-
sickerungsbecken/-mulden in das Grundwasser, Ober-
flächenentwässerung der abgedichteten Deponie und 
der nicht mit Abfall belegten Baufelder.

1.2.2	 Umfang der Gewässerbenutzung

Max. Entwässerungsfläche:	 ca. 55.000 m2

Versickerungsrate Qs,mittl.:	� 10,55 l/s je Versicke- 
rungsmulde

Speichervolumen der Mulden:	 3 x 120 m3

1.2.3	 Örtliche Lage der Gewässerbenutzung

Gewässer:	 Grundwasser
Gemeinde:	 Groß Pankow
Kreis:	 Prignitz	 Bundesland:	Brandenburg
Gemarkung:	 Groß Pankow	 Flur: 5	 Flurstück: 185/1
Versickerungsmulde 1:

Rechtswert:	 ca. 304353,7	 Hochwert: ca. 5887140,7
Versickerungsmulde 2:

Rechtswert:	 ca. 304574,6	 Hochwert: ca. 5886940,3
Versickerungsmulde 3:

Rechtswert:	 ca. 304574,4	 Hochwert: ca. 5886889,3
(Angegebener Rechtswert und Hochwert nach ETRS89)

1.3	 Eingeschlossene öffentlich-rechtliche Zulassungen

1.3.1	 Wasserrechtliche Genehmigung zur Indirekteinleitung 
von Deponiesickerwasser in öffentliche Abwasseranla- 
gen (§ 58 WHG)

Die wasserrechtliche Genehmigung zur Nutzung der 
Kläranlage Pritzwalk / Schönhagen zur Indirekteinlei- 
tung von Deponiesickerwasser aus dem Deponiekörper 
„Deponie Luggendorf“ wird hiermit unter Maßgabe der 
Nebenbestimmungen unter Punkt 4.5.2 erteilt.

1.3.2	 Waldumwandlung

Für die auf den nachstehend aufgeführten Grundstücken 
befindlichen Waldflächen wird nach § 8 Abs. 1 LWaldG 
die Genehmigung zur dauerhaften Umwandlung von 
Wald in eine andere Nutzungsart („Deponiefläche“) im 
Umfang der jeweils genannten Umwandlungsfläche er-
teilt:

Gemarkung Flur Flur- 
stück

Gesamt-
fläche (m2)

Umwandlungs-
fläche (m2)

dauerhaft zeitweilig

Groß 
Pankow

5 185/1 19.600 7.430

Summe 7.430

Die konkreten Umwandlungsflächen sind der als An-
lage 1 dem Planfeststellungsbeschluss beigefügten Karte 
(rot schraffierter Bereich) zu entnehmen, die ebenfalls 
Bestandteil dieses Bescheides ist.

1.3.3	 Naturschutzrechtliche Genehmigungen

1.3.3.1	 Naturschutzrechtlicher Eingriff

Der mit der Umsetzung des Vorhabens verbundene 
naturschutzrechtliche Eingriff wird zugelassen.

1.3.3.2	 Biotopschutzrechtliche Ausnahme (§  30 Abs.  3 
BNatSchG)

Für das folgende gesetzlich geschützte Biotop wird 
eine Ausnahme von den Verboten nach §  30 Abs.  2 
BNatSchG erteilt:

051211	 Silbergrasrasen	 auf 23.746 m2

1.3.3.3	 Befreiung nach § 67 Abs. 1 BNatschG 

Vom Verbot nach § 30 Abs. 2 BNatschG wird für das 
Biotop

0512131	 Kleinschmielenrasen	 auf 7.402 m2

eine Ausnahme erteilt.
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1.3.3.4	 Ausnahmegenehmigung nach §  45 Abs.  7 Nr.  5 
BNatschG

Für die Beseitigung der Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten der besonders und streng geschützten Arten 
Zauneidechse (Lacerta agilis), Knoblauchkröte und 
Kreuzkröte auf der Vorhabenfläche wird hiermit eine 
Ausnahme gemäß §  45 Abs.  7 Nr.  5 BNatSchG von 
dem artenschutzrechtlichen Verbot des §  44 Abs.  1 
Nr. 3 BNatSchG zugelassen.

1.3.3.5	 Ausnahmegenehmigung nach § 4 Abs. 1 BArtSchV

Für den Fang der Zauneidechsen mittels Wippfalle wird 
hiermit eine Ausnahme gemäß §  4 Abs.  3 BArtSchV 
von dem artenschutzrechtlichen Verbot gemäß §  4 
Abs. 1 BArtSchV erteilt.

Hinweise:

1.	 Der Planfeststellungsbeschluss enthält Nebenbestimmun- 
gen und Auflagen.

2.	 In dem Planfeststellungsbeschluss ist über alle rechtzeitig 
erhobenen Einwendungen und rechtzeitig abgegebenen 
Stellungnahmen von Vereinigungen gemäß § 73 Absatz 4 
Satz  5 VwVfG sowie Forderungen und Anregungen ent-
schieden worden.

3.	 Die zu erbringende Sicherheitsleistung wird auf insge- 
samt 10.116.594,15 EUR festgesetzt.

4.	 Der Planfeststellungsbeschluss ist sofort vollziehbar.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage bei dem

Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg, 
Hardenbergstraße 31, 10623 Berlin

erhoben werden.

Gegen die wasserrechtliche Erlaubnis sowie gegen die Gebüh- 
renentscheidung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntga- 
be Widerspruch beim Landesamt für Umwelt, Postfach 60 10 61,  
14410 Potsdam erhoben werden.

Hinweise zur Auslegung:

Die Auslegung erfolgt in elektronischer Form durch Veröffent-
lichung im Internet (§ 74 Absatz 4 Satz 2 in Verbindung mit 
§ 27b Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Verwaltungsverfahrens-
gesetzes, VwVfG).

Der Beschluss mit dem festgestellten Plan für das Vorhaben 
kann vom 24. August 2026 bis 7. September 2026 im UVP-
Verbund-Portal der Länder (www.uvp-verbund.de) eingesehen 
werden.

In dem vorstehend genannten Zeitraum ist auch eine Einsicht-
nahme einer Ausfertigung des Beschlusses mit einer Rechts-
behelfsbelehrung und einer Ausfertigung des festgestellten 
Plans bei der Gemeinde Groß Pankow (Prignitz) gemäß § 38 

Absatz  1 Satz  1 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) in 
Verbindung mit § 74 Absatz 4 Satz 2 VwVfG möglich:

Gemeinde Groß Pankow (Prignitz), Steindamm 21, 16928 Groß 
Pankow (Prignitz), Zimmer 9.

Die Einsichtnahme ist zu folgenden Dienstzeiten möglich:

Dienstag	 9.00 Uhr bis 11.30 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr
Donnerstag	 9.00 Uhr bis 11.30 Uhr und 13.00 Uhr bis 19.00 Uhr

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss den Be-
troffenen und denjenigen gegenüber, die Einwendungen er-
hoben haben, als zugestellt (§ 38 Absatz 1 Satz 1 KrWG in Ver-
bindung mit § 74 Absatz 5 Satz 3 VwVfG).

Bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist kann der Planfest-
stellungsbeschluss von den Betroffenen und denjenigen, die 
Einwendungen erhoben haben, beim Landesamt für Umwelt, 
Referat T16, Postfach 60 10 61, 14410 Potsdam schriftlich oder 
bei deponien.verfahren@lfu.brandenburg.de elektronisch ange- 
fordert werden.

Im Internet wird diese Bekanntmachung auf der Internetseite 
des Landesamtes für Umwelt  https://lfu.brandenburg.de/info/
entscheidungen-planfeststellung sowie im „UVP-Verbund-
Portal der Länder“ unter www.uvp-verbund.de bereitgestellt.

Rechtsgrundlagen

Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), das zuletzt 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 236) geändert worden ist

Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) vom 24.  Februar 2012 
(BGBl. I S. 212), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
2. März 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 56) geändert worden ist

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Referat T16 (Abfallwirtschaft)

Vorbescheid zum Vorhaben Errichtung  
und Betrieb von vier Windenergieanlagen 

in 19357 Karstädt

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 11. August 2026

Der Firma EnBW Windkraftprojekte GmbH, Schelmenwasen-
straße 15 in 70567 Stuttgart, wurde am 14. April 2026 ein Vor- 
bescheid nach §  9 Absatz  1a des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes (BImSchG) am Standort 19357 Karstädt in der Ge-
markung Mankmuß, Flur  1, Flurstücke  223, 225, 237 und 
Flur  10, Flurstück  11/2 für vier Windenergieanlagen (WEA) 
erteilt.

Der Vorbescheid nach § 9 Absatz 1a BImSchG und die Rechts-
behelfsbelehrung lauten:
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„I.	 Entscheidung

1. Der EnBW Windprojekte GmbH wird der Vorbescheid
nach §  9 Abs.  1a des BImSchG für das Vorhaben Er-
richtung und Betrieb von vier Anlagen zur Nutzung von
Windenergie (WEA) auf den Grundstücken

in:	 19357 Karstädt,
Gemarkung:	 Mankmuß
Flur: 1
Flurstücke:	 223, 225, 237
Flur: 10
Flurstücke:	 11/2

über folgende Genehmigungsvoraussetzungen erteilt:

- Es handelt sich gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 5 Baugesetz-
buch (BauGB) i. V. m. § 249 Abs. 2 BauGB um ein
privilegiertes Vorhaben im Außenbereich.

- Dem Vorhaben stehen
- keine Ziele der Raumordnung gemäß § 35 Abs. 3

S. 2 BauGB,
- keine Ausweisung an anderer Stelle gemäß § 35

Abs.  3 S.  3 BauGB i.  V.  m. §  245e Abs.  1 S.  1
BauGB und

- keine in Aufstellung befindlichen Ziele der Raum-
ordnung als unbekannte Belange i. S. d. §  35
Abs. 3 S. 1 BauGB entgegen.

Der Vorbescheid bezieht sich auf den unter II. und III. die-
ser Entscheidung beschriebenen Antragsgegenstand und 
ergeht unter den unter IV. genannten Voraussetzungen und 
Vorbehalten.

2. Das von der Gemeinde Karstädt verweigerte Einver-
nehmen gemäß § 36 Abs. 1 BauGB wird mit dieser Ent-
scheidung gemäß § 36 Abs. 2 S 3 BauGB, § 71 BbgBO
ersetzt. Die Genehmigung gilt zugleich als Ersatzvor-
nahme im Sinne des § 116 der Kommunalverfassung des
Landes Brandenburg.

3. Die Kosten- und Gebührenentscheidung ergeht mit ge-
sondertem Bescheid.

VIII. Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim LfU mit Sitz in Potsdam er-
hoben werden. Der Widerspruch eines Dritten gegen die Zu-
lassung der Windenergieanlagen ist binnen eines Monats nach 
seiner Erhebung zu begründen.

Der Widerspruch eines Dritten gegen die Zulassung der Wind-
energieanlagen hat keine aufschiebende Wirkung.

Der Antrag eines Dritten auf Anordnung der aufschiebenden 
Wirkung des Widerspruchs gegen die Zulassung der Wind-
energieanlagen nach § 80 Abs. 5 S. 1 der Verwaltungsgerichts-
ordnung kann nur innerhalb eines Monats nach der Zustellung 
der Zulassung beim Oberverwaltungsgericht Berlin-Branden-
burg mit Sitz in Berlin gestellt und begründet werden.“

Auslegung

Der Vorbescheid nach § 9 Absatz 1a BImSchG wird in der Zeit 
vom 13. August 2026 bis einschließlich 26. August 2026 auf 
der Internetseite des Landesamtes für Umwelt Brandenburg 
unter https://lfu.brandenburg.de/info/genehmigungen-west zu-
gänglich gemacht.

Es besteht zusätzlich die Möglichkeit, eine leicht zu erreichende 
Zugangsmöglichkeit zur Verfügung gestellt zu bekommen.

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid den 
Einwendern und auch gegenüber Dritten, die keine Ein-
wendung erhoben haben, als zugestellt.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit 
Sitz in Potsdam erhoben werden.

Gemäß §  63 Absatz  1 BImSchG hat der Widerspruch eines 
Dritten gegen die Zulassung einer Windkraftanlage an Land mit 
einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern keine aufschiebende 
Wirkung. Der Widerspruch ist binnen eines Monats nach seiner 
Erhebung zu begründen.

Des Weiteren gilt gemäß § 63 Absatz 2 BImSchG, dass der An-
trag auf Anordnung der aufschiebenden Wirkung des Wider-
spruchs gegen eine Zulassung der Windenergieanlage an Land 
mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern nach § 80 Ab-
satz  5 Satz  1 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) nur 
innerhalb eines Monats nach der Zustellung der Zulassung 
beim Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg mit Sitz in 
Berlin gestellt und begründet werden kann.

Rechtsgrundlagen

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch  
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn-
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in  
der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274; 2021 I S. 123), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 18. Juni 2026 (BGBl. 2026 I Nr. 183)

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An-
lagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31. Mai 2017 (BGBl. I S. 1440), zuletzt geändert durch Arti-
kel 1 der Verordnung vom 12. November 2024 (BGBl. 2024 I 
Nr. 355)

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren - 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl.  I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 3. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 225)

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 

Genehmigungsverfahrensstelle West
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Planfeststellungsbeschluss für das Vorhaben  
„Hochwasserschutz Kleine Röder KR3l /  

Deich Elsteraue“ und wasserrechtliche Erlaubnis 
für den Betrieb des Siels bei Station 1+495  

des neuen Deiches im Landkreis Elbe-Elster,  
Verbandsgemeinde Liebenwerda

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt 
Vom 11. August 2026

Mit Planfeststellungsbeschluss des Landesamtes für Umwelt 
vom 3.  Juli 2026 (Registrier-Nummer: OWB/077/16/PF) ist 
der Plan für das Vorhaben „Hochwasserschutz Herzberg (Els-
ter) Maßnahme SE3p - Teilobjekt 1“ festgestellt worden und 
am 6. Juli 2026 eine wasserrechtliche Erlaubnis für den Betrieb 
des Siels bei Station 1+495 des neuen Deiches erteilt worden.

I. Entscheidung Planfeststellungsbeschluss

Der Plan für das Vorhaben „Hochwasserschutz Kleine Röder 
KR3l / Deich Elsteraue“ Hochwasserschutz Herzberg (Elster) 
Maßnahme SE3p - Teilobjekt 1 - wird auf Antrag des Landes-
amtes für Umwelt, Wasserwirtschaftsamt, Seeburger Chaussee 2  
in 14476 Potsdam Ortsteil Groß Glienicke vom 18. November 
2016, zuletzt ergänzt am 15. September 2021 und zuletzt ge-
ändert am 26.  Januar 2026 mit den sich aus den Regelungen 
dieses Beschlusses und den Deck- und Ergänzungsblättern er-
gebenen Änderungen festgestellt.

Hinweise

1.	 Der Planfeststellungsbeschluss enthält Nebenbestimmun- 
gen.

2.	 In dem Planfeststellungsbeschluss ist über alle rechtzeitig 
erhobenen Einwendungen und Stellungnahmen von Ver-
einigungen gemäß § 73 Absatz 4 Satz 5 des Verwaltungs-
verfahrensgesetzes (VwVfG) entschieden worden.

3.	 Für das Vorhaben ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchgeführt worden.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines 
Monats nach Zustellung Klage bei dem Oberverwaltungs-
gericht Berlin-Brandenburg, Hardenbergstraße 31, 10623 Ber-
lin schriftlich, in elektronischer Form oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts er-
hoben werden.

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand 
des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten An-
trag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und 
Beweismittel sollen angegeben werden.

Falls die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben wird, 
sollen der Klage nebst Anlagen so viele Abschriften beigefügt 
werden, dass alle Beteiligten eine Ausfertigung erhalten können.

Falls die Klage in elektronischer Form erhoben wird, sind die 
elektronischen Dokumente mit einer qualifizierten elektroni-

schen Signatur im Sinne des Signaturgesetzes zu versehen. 
Sie ist bei der elektronischen Poststelle des Oberverwaltungs-
gerichts Berlin-Brandenburg über die auf der Internetseite 
https://www.berlin.de/gerichte/oberverwaltungsgericht/service/
egvp/ bezeichneten Kommunikationswege einzureichen. Die 
rechtlichen Grundlagen hierfür sowie die weiteren technischen 
Anforderungen sind unter der vorgenannten Internetseite abruf-
bar.

II. Entscheidung wasserrechtliche Erlaubnis für den Be-
trieb des Siels bei Station 1+495

Dem Wasserwirtschaftsamt des Landes Brandenburg, vertreten 
durch die Abteilung W2 des Landesamtes für Umwelt, wird ge-
stattet, das entsprechend dem Planfeststellungsbeschluss vom 
3.  Juli 2026 zum Vorhaben „Hochwasserschutz Kleine Röder 
KR3l / Deich Elsteraue“ (AZ: OWB/077/16) neu zu bauende Siel 
in dem mit dem Planfeststellungsbeschluss zugelassenen und neu 
zu bauenden Deich nach den folgenden Maßgaben zu betreiben:

- Das Siel ist im Regelfall offen zu halten.
- Ab einem Wasserstand in der Schwarzen Elster am Wehr

Bad Liebenwerda von 87,00 mNHN (entspricht einem
Wasserstand, wie er bei einem statistisch gesehen alle fünf
Jahre auftretenden Hochwasserereignis eintritt) ist das Siel
zu schließen und erst wieder zu öffnen, wenn der Wasser-
stand in der Schwarzen Elster am Wehr Bad Liebenwerda
unter 87,00 mNHN gefallen ist.

Hinweis:

Die wasserrechtliche Erlaubnis enthält Nebenbestimmungen.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch beim Landesamt für Umwelt mit 
Sitz in Potsdam erhoben werden.

III. Auslegung von Planfeststellungsbeschluss, festgestell- 
ter Planung und wasserrechtlicher Erlaubnis

Die Auslegung von Planfeststellungsbeschluss und fest-
gestellter Planung sowie der wasserrechtlichen Erlaubnis er-
folgt in elektronischer Form (§ 74 Absatz 4 in Verbindung mit 
§ 27b Absatz  1 Satz  1 VwVfG). Die Einsichtnahme ist vom
3. bis 16. September 2026 unter folgender Adresse möglich:
www.uvp-verbund.de

Zusätzlich können die genannten Unterlagen während der an-
gegebenen Frist im Dienstgebäude der Verbandsgemeinde 
Liebenwerda, Bauamt Standort Falkenberg/Elster, Heinrich-
Zille-Straße 9 a, 04895 Falkenberg/Elster während folgender 
Dienstzeiten eingesehen werden:

Montag	 8.30 - 12.00 Uhr, 13.00 - 15.00 Uhr
Dienstag	 8.30 - 12.00 Uhr, 13.00 - 17.00 Uhr
Mittwoch	 8.30 - 12.00 Uhr, 13.00 - 15.00 Uhr
Donnerstag	 8.30 - 12.00 Uhr, 13.00 - 15.00 Uhr
Freitag	 8.30 - 11.30 Uhr
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Aus datenschutzrechtlichen Gründen sind in dem Flurstücks- 
verzeichnis die Eigentums- und Nutzungsverhältnisse anony- 
misiert worden. Auf Verlangen kann dem jeweiligen Be-
troffenen am Auslegungsort unter Vorlage seines Personalaus-
weises/Reisepasses zu dem betreffenden Flurstück Auskunft er-
teilt werden. Bevollmächtigte haben zusätzlich eine schriftliche 
Vollmacht des Vertretenen vorzulegen.

Der Planfeststellungsbeschluss wird dem Vorhabenträger 
und denjenigen, über deren Einwendungen entschieden 
worden ist, zugestellt.

Gläubigeraufrufe

Der Verein „Interessengemeinschaft Conradshöhe e. V.“ mit 
Sitz in Conradshöhe, 16244 Schorfheide, ist durch Beschluss 
der Mitgliederversammlung am 29.  Juni 2025 aufgelöst wor-
den. Die Gläubigerinnen und Gläubiger werden aufgefordert, 
ihre Ansprüche gegen den Verein bei nachstehend genannten 
Liquidatoren anzumelden.

........................ 

........................ 

........................

........................ 

........................

........................ 

........................

........................

........................

Der Verein Naturfreunde, Landzunge-Hauptteich 
Bad Erna e. V., ..................................................... 
................. ist durch Beschluss der Mitgliederversammlung 
vom 21 . Januar 2024 aufgelöst worden . Die Gläubigerinnen 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Beschluss gegen-
über den übrigen Betroffenen als zugestellt (§  1 des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes für das Land Brandenburg in 
Verbindung mit § 74 Absatz 4 Satz 3 VwVfG). Bis zum Ablauf 
der Rechtsbehelfsfrist kann der Planfeststellungsbeschluss 
von diesen beim Landesamt für Umwelt, Referat W11, Post-
fach 60 10 61, 14410 Potsdam schriftlich angefordert werden.

Landesamt für Umwelt 
Abteilung W 1 (Wasserwirtschaft 1) 
Referat W11 (Obere Wasserbehörde)

NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN

und Gläubiger werden aufgefordert, ihre Ansprüche gegen den 
Verein bei nachstehend genannten Liquidatoren anzumelden:

	
	
	

	



........................

........................            

........................

........................

........................ 

........................          

........................

Der Amateurfunk-Club Niederlausitz e. V. mit Sitz in 01983 
Großräschen, Freienhufener Hauptstraße 16, ist am 18 . Febru-
ar 2026 aufgelöst worden . Die Gläubigerinnen und Gläubiger 
werden aufgefordert, bestehende Ansprüche gegen den Verein 
bei nachstehend genanntem Liquidator anzumelden:

........................

........................ 

........................
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Die Lieferung dieses Blattes erfolgt durch die Post. Reklamationen bei Nichtzustellung, Neu- bzw. Abbestellungen, Änderungswünsche und sonstige Anforderungen  

sind an die Wolters Kluwer Deutschland GmbH zu richten. 
Herstellung, Verlag und Vertrieb: Wolters Kluwer Deutschland GmbH, Wolters-Kluwer-Straße 1, 50354 Hürth, www.wolterskluwer.de,  

Kundenservice: Telefon 02233 3760 7201, Fax 02233 3760 7202, E-Mail: info-wkd@wolterskluwer.com.

Das Amtsblatt für Brandenburg ist im Internet abrufbar unter www.landesrecht.brandenburg.de (Veröffentlichungsblätter [ab 1998]), 
seit 1. Januar 2007 auch mit sämtlichen Bekanntmachungen (außer Insolvenzsachen) und Ausschreibungen.


	Inhalt
	BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN
	NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN
	Gläubigeraufrufe



